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Mittwoch, 20. März 1985 
1. Plenarsitzung 

Beginn: 10.11 Uhr 

Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl, Vorsitzender der CDU (mit Beifall begrüßt): 
Exzellenzen! Verehrte Gäste aus dem In- und Ausland! Liebe Delegierte und 
Gastdelegierte der CDU Deutschlands! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Hiermit eröffne ich den 33. Bundesparteitag der Christlich Demokratischen Union 
Deutschlands und darf Sie alle sehr herzlich in Essen begrüßen. Ich begrüße sehr 
herzlich die in- und ausländischen Gäste, die heute zu uns gekommen sind. Viele 
alte, gute Freunde der CDU Deutschlands sind dabei. Herzlich willkommen! 

Mein besonderer Gruß gilt dem Oberbürgermeister dieser Stadt, unserem Bundes­
tagskollegen Peter Reuschenbach. 

(Beifall) 

Wir danken ihm und dem Rat der Stadt, allen Bürgern und auch allen Mitarbeitern der 
Stadtverwaltung für die uns gewährte Gastfreundschaft, für die Unterstützung und 
die Hilfe, die wir in dieser großartigen Stadt gefunden haben. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Liebe Freunde! Daß wir uns hier mitten im 
Revier treffen, ist zuallererst eine Sympathiekundgebung für die Menschen, die hier 
zu Hause sind. 

(Beifall) 

Das Land an Rhein und Ruhr ist ein Kernland Deutschlands. Von hier gingen nach 
der Zerstörung 1945 viele der großen Wiederaufbauleistungen aus für die Bundesre­
publik Deutschland. Einen beachtlichen, einen großen Teil unseres Wohlstandes in 
den schwierigen Nachkriegsjahren verdanken wir nicht zuletzt den Menschen hier an 
der Ruhr, ihrer Arbeit. Ich nenne für viele die Stahlarbeiter und die Kumpel im Revier. 

(Beifall) 

Heute trägt das Ruhrgebiet besonders schwer an den Folgen der wirtschaftlichen 
Krise und des Strukturwandels. Die Menschen, die hier ohne Arbeit sind, sollen 
wissen: Wir, die Christlich Demokratische Union Deutschlands, sind mit ihnen 
solidarisch. 

(Beifall) 

Und wir, die CDU, lassen sie im Revier in dieser schwierigen Situation nicht im Stich. 
Solidarität ist für uns keine Einbahnstraße. 

(Beifall) 

Wir wollen, daß sich der wirtschaftliche Aufschwung endlich auch an Rhein und Ruhr 
durchsetzt. Weshalb, meine Freunde, soll dieses Kernland unserer Industrienation 



nicht die gleiche Energie, nicht die gleiche Dynamik entfalten, wie dies in Berlin unter 
der Führung der CDU geschehen Ist? 

(Beifall) 

Daß sich der Aufschwung in Nordrhein-Westfalen noch nicht überall entfalten konnte, 
liegt doch wahrlich nicht daran, daß die Menschen hier weniger arbeiten, weniger 
ideenreich sind als anderswo. Im Gegenteil: Die IVIenschen hierzulande warten mit 
wachsender Ungeduld darauf, daß ihr Leistungsvermögen und ihre Schaffenskraft 
sich voll entfalten können. 

Das Problem, liebe Freunde, sind diejenigen, die hier seit 19 Jahren politische 
Verantwortung tragen und den notwendigen Struktunwandel verschlafen haben. 

(Beifall) 

Wer hier lebt, wer hier arbeitet, der zahlt schon viel zu lange die Zeche für die 
verfehlte Politik der 70er Jahre. 

(Beifall) 

Die Sozialdemokraten in Nordrhein-Westfalen haben versagt. Sie haben ihren 
wichtigsten Auftrag nicht erfüllt: vor allem auch die Zukunft des Ruhrgebiets zu 
sichern. Heute zeigt man dann hier auf den Bund und auf die Bundesregierung, aber 
auch die Bürger in Nordrhein-Westfalen haben nicht vergessen, wer in Bonn bis zum 
Oktober 1982 regiert hat, welche Erblast wir übernommen haben. 

(Beifall) 

Liebe Freunde, das Revier braucht wieder Zuversicht. Es ist auch hier Zeit für einen 
neuen Anfang, für Wandel und Erneuerung. 

fi/leine Damen und Herren! Meine lieben Freunde, hinter uns liegen die wichtigen 
Wahlen in Berlin, an der Saar und in Hessen. 

Wir alle wissen aus der Erfahrung der Bundesrepublik in den letzten 35 Jahren, daß 
solche Zwischenwahlen für die, die in Bonn die Regierungsverantwortung tragen, 
immer besonders schwierig sind. Gerade vor diesem Hintergrund ist unser Glück­
wunsch für Eberhard Diepgen und die Berliner Freunde um so herzlicher, um so 
deutlicher. 

(Beifall) 

Wir sind gemeinsam mit unseren Berliner Freunden auf diesen Erfolg in Berlin 
besonders stolz, weil ja jeder von uns weiß, daß Berlin mit seiner Wählerschaft nach 
Tradition und Geschichte zunächst keine CDU-Hochburg ist. Wir alle wissen, daß 
dieser Erfolg in Jahren hart erarbeitet, in Jahren mühsam erkämpft wurde. Wir sind 
auf diesen Erfolg auch besonders deswegen stolz, weil uns gerade in dieser größten 
deutschen Stadt so viele Arbeitnehmer das Vertrauen ausgesprochen haben. 

Meine Freunde, wenn die CDU im Wedding den früheren Wahlkreis von Karl 



Liebknecht und später von Willy Brandt direkt gewinnen konnte, ist das ein großarti­
ges Ergebnis. 

(Beifall) 

Die Wähler in Berlin haben die Dynamik des wirtschaftlichen Aufschwungs, haben 
ihre Zukunft erkannt. In Berlin konnten wir Zukunftshoffung und Zuversicht vermit­
teln. 

Das gleiche ist uns leider an der Saar nicht gelungen. Die schwierigen regionalen 
Verhältnisse und die großen strukturellen Probleme wurden uns bei dieser Wahl 
angelastet, weil wir eben Regierungspartei waren. Aber auch hier gilt, daß unsere 
Freunde aus der Saar-CDU hart gearbeitet haben, einen Wahlkampf voll kämpferi­
schen Mutes geführt haben. Zur Mehrheit fehlten uns, wie Sie wissen, im Regie­
rungsbündnis letztlich nur knapp 13 000 Stimmen. 

Daß wir an der Saar keinen Erfolg hatten, bedrückt uns alle, schmerzt uns alle. Aber, 
meine lieben Freunde, auch das will ich in dieser Stunde sagen, und zwar auch ganz 
persönlich zu Werner Zeyer, der heute wegen einer ärztlichen Untersuchung nicht 
bei uns sein kann: Wir feiern nicht nur Siege gemeinsam, wir lassen einander auch in 
der Niederlage nicht im Stich. Ich will ihm meinen besonderen freundschaftlichen 
Respekt und meine herzliche Verbundenheit aussprechen. 

(Beifall) 

Ich weiß aus meiner eigenen politischen Lebenserfahrung, was es heißt, knapp zu 
verlieren. Und gerade weil ich dies weiß, möchte ich unseren Freunden an der Saar 
zurufen, daß sie gemeinsam mit uns den Blick nach vorne richten. 

(Beifall) 

In Hessen hat sich das Ergebnis der Landtagswahlen aus dem Jahre 1983 jetzt auch 
auf die Rathäuser übertragen. Die Stimmenverluste sind für uns besonders schmerz­
lich, vor allem auch weil wir wissen - ich weiß dies, da ich selbst aus der Kommunal­
politik komme -, daß unsere Freunde großartige Arbeit in vielen Rathäusern geleistet 
haben. Ich weiß, was es bedeutet, wenn dann am Wahltag die Ernte nicht einge­
bracht werden kann, weil andere, auch übergeordnete Elemente beim Wähler 
dagegen gesprochen haben, weil die Kampagne gegen die eigene Arbeit gelaufen 
Ist, 

Um so großartiger, meine Freunde, ist das Abschneiden von Walter Wallmann in 
Frankfurt, der wiederum die absolute Mehrheit erreicht hat. 

(Beifall) 

Daß wir in großen deutschen Städten, Städten, die noch vor weniger als einem 
Jahrzehnt als unregierbar galten - Berlin wie auch Frankfurt - die klare Mehrheit und 
den Wählerauftrag erhalten konnten, zeigt, wie wichtig gute Kommunalpolitik ist. 

Liebe Freunde, aus den Ergebnissen vom 10. März ergeben sich wichtige Hinweise 
auf die Entwicklung der Parteienlandschaft in der Bundesrepublik Deutschland. Es 
ist offenbar, daß sich die FDP konsolidiert hat. Im Blick auf die Wahlen hier in 
Nordrhein-Westfalen und im Blick auf die Bundestagswahl von 1987 können wir das 



nur begrüßen. Die Koalition der Mitte liat dadurch und durch vieles andere an 
Stabilität gewonnen. Wir l<önnen - und lassen Sie mich das offen aussprechen -
damit auch unter Koalitionspartnern auf mancherlei unnötige und ärgerliche Nervosi­
tät verzichten. Je einiger sich FDP, CSU und CDU sind, desto größer ist das 
Vertrauen der Bürger in unsere gemeinsame Politil<, in die Politik der Koalition der 
Mitte. 

(Beifall) 

Liebe Freunde, in einer Koalition kann man nur gemeinsam gewinnen und gemein­
sam verlieren. Wer glaubt, sich auf Kosten des Partners profilieren zu müssen, wird 
immer verlieren. 

(Beifall) 

Die Koalition der Mitte hat in diesen knapp 30 Monaten gute Arbeit geleistet. Wir 
werden auf diesem Weg voranschreiten, und wir haben alle Chancen, im Februar 
1987 die Bundestagswahl zu gewinnen, erneut einen eindeutigen Wählerauftrag zu 
erringen. 

Aber, liebe Freunde, die Wahlen haben auch gezeigt - lassen Sie mich das klar und 
ohne Schnörkel aussprechen -, daß wir, die CDU Deutschlands, keine Stimmen zu 
verschenken haben 

(Beifall) 

und daß wir bei allen Wahlen, ob bei der Landtagswahl in Nordrhein-Westfalen, ob 
bei den Landtagswahlen im nächsten Jahr, ob bei der Bundestagswahl 1987, um 
jede Stimme kämpfen müssen und um jede Stimme kämpfen werden. 

(Beifall) 

Und, liebe Freunde, wir werden mit großem Interesse verfolgen, welche Konsequen­
zen die Sozialdemokraten aus ihrem Wahlerfolg an der Saar ziehen. Wir müssen 
damit rechnen, daß sich jetzt die Verfechter eines klaren Linkskurses endgültig 
durchsetzen werden. 

Deshalb müssen wir jene Wähler der Mitte, vor allem aus der Arbeitnehmerschaft, für 
uns gewinnen, die eben nicht Utopien, sondern eine sichere Zukunft anstreben. Dies 
ist gerade mit Blick auf die Wahlen in Nordrhein-Westfalen entscheidend. Der 
Wahlausgang - lassen Sie sich nichts anderes einreden - ist zur Stunde offener denn 
je. 

(Beifall) 

Den Grünen geht sichtbar der Atem aus, und alle Daten zeigen, daß die FDP die 5-
%-Hürde wieder überspringen kann. 

Es geht jetzt darum, daß wir hier - und „wir" heißt: alle unsere Mitglieder, Freunde, 
Mandatsträger, Funktionsträger in Nordrhein-Westfalen und mit ihnen die ganze 
CDU Deutschlands - in diesen Wochen an Rhein und Ruhr, in Nordrhein-Westfalen, 
um jede Stimme kämpfen. 

(Beifall) 
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Und es ist für mich selbstverständlich - aber lassen Sie es mich noch einmal betonen 
-, daß ich als der Vorsitzende der Partei sowie alle Freunde in der Parteiführung sich 
mit ganzer Kraft hier engagieren werden. 

[kleine Damen und Herren, meine lieben Freunde, wir werden uns bei diesem 
Parteitag ganz besonders mit den Chancen der Frauen in unserer Gesellschaft 
befassen. Wir werden dieses Thema nicht akademisch diskutieren. Hier geht es 
schließlich um den Lebensalltag in unserem Land, um die Stellung von Frauen als 
Mutter und im Beruf, um die Stärkung der Familie, um die Partnerschaft zwischen 
IVIann und Frau, um Ausbildungschancen für junge f̂ /Iädchen und um die Probleme 
älterer Frauen. 

Unsere Gesetze schreiben gleiches Recht für alle vor. Aber jeder weiß: Im Alltag ist 
noch viel nachzuholen. Es ist höchste Zeit, daß das Notwendige geschieht. Wir 
wollen morgen die Probleme und Fragen mit Frauen aus ganz unterschiedlichen 
Lebensbereichen, mit Vertreterinnen vieler Frauenverbände - und sicher auch bei 
sehr unterschiedlichen Meinungen - diskutieren. Es geht uns im Gespräch mit ihnen 
um mehr als um Leitsätze der Beschlüsse. 
Der morgige Tag ist nach meinem Verständnis auch ein Tag der Offenheit, der 
Aufgeschlossenheit und der Fähigkeit zum Zuhören in der CDU Deutschlands. 

(Beifall) 

Wir werben als CDU um die Mitarbeit von Frauen. Für die moderne Gesellschaft mit 
menschlichem Gesicht - und das ist ja das Ziel unserer Gesellschaftspolitik -
brauchen wir diesen Beitrag. 

Und, meine Damen und Herren, meine lieben Freunde, ich bin sicher, daß uns dieser 
Parteitag ähnlich viele Anregungen geben wird, wie es 1981 auf dem Jugendpartei­
tag in Hamburg möglich war. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, meine lieben Freunde, wenn wir von 
unserer Partei, der Christlich Demokratischen Union Deutschlands, sprechen, so 
sprechen wir nicht von irgendeinem Interessenverband. Für uns ist diese Partei 
immer auch politische Heimat für den einzelnen. Viele von uns haben in unserer 
Gemeinschaft Freundschaft und Kameradschaft in vielen Jahren, ja Jahrzehnten 
erfahren, nicht zuletzt und vor allem mit jenen, die vor uns und mit uns für unsere 
gemeinsamen Ideale gearbeitet haben und die heute nicht mehr unter uns sein 
können. 

Einer guten Tradition unserer Parteitage entsprechend, gedenken wir zu Beginn 
eines jeden Parteitags der Freunde, die seit unserem letzten Treffen von uns 
gegangen sind. 

(Die Anwesenden erheben sich von den Plätzen) 

Ich habe mir erlaubt, Ihnen zu diesem Tag eine Ehrenliste unserer Toten vorzulegen. 

Ich möchte aus der Reihe der Toten einen heimgegangenen Freund in Dankbarkeit 
besonders hervorheben. Ich spreche von Karl-Heinz Büke, geboren 1934 und im 
September 1984 im Alter von 50 Jahren gestorben. 

Er diente unserer Partei in vielfältigen Funktionen viele Jahre hindurch als hauptamt-
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lieber Mitarbeiter, von 1973 bis 1978 als Bundesgeschäftslührer der Christlich 
Demokratischen Union Deutschlands. 

Wir danken ihnen und allen Verstorbenen für ihren Dienst an unserer Idee, für ihr 
Mittun, für ihre Hingabe. 

Liebe Freunde, wir wollen unseren Toten ein stilles Gebet widmen. -

Ich danke Ihnen. 

In wenigen Wochen, im Juni dieses Jahres, können wir den 40. Geburtstag der 
Christlich Demokratischen Union Deutschlands feiern. Wenige Wochen nach dem 
Ende des Kriegs und dem Zusammenbruch der Diktatur fanden sich in Berlin und im 
Rheinland Männer und Frauen zur Gründung der Union zusammen. In vielen 
anderen Regionen der späteren Bundesrepublik Deutschland folgten weitere Grün­
dungen. 

Aus diesen ersten, fast zaghaften Anfängen wurde die Union zur stärksten politi­
schen Kraft in der Bundesrepublik Deutschland. 

Ich freue mich ganz besonders, daß ich heute einige Mitglieder begrüßen und zu 
Beginn der Nachmittagssitzung in besonderer Weise würdigen darf, die von Anfang 
an, seit 40 Jahren mit dabei waren. Ich darf Ihnen danken für den großartigen Dienst 
an unserer Sache. 

(Beifall) 

Liebe Freunde, wir können heute sagen, daß das mutige Experiment der Gründung 
einer großen Volkspartei gelungen ist. Die Union hat damit einen ganz entscheiden­
den Beitrag zur Stabilität der Demokratie in der Bundesrepublik Deutschland gelei­
stet. 

Ein entscheidender Anstoß zur Gründung der CDU kam - das will ich immer wieder 
sagen, auch und gerade unseren jüngeren Freunden - aus der Erfahrung im 
Widerstand gegen die totalitäre Gewaltherrschaft der Nationalsozialisten. Viele von 
denen, die unsere Partei gründeten und aufbauten, hatten in jener Zeit ihr Leben 
eingesetzt. Von den 35 Unterzeichnern des Berliner Gründungsaufrufs waren 17 in 
den Gefängnissen und Konzentrationslagern des Dritten Reiches gewesen; zwei 
kamen aus den Todeszellen in Plötzensee. 

Am 11. Januar 1945 war Andreas Hermes vom Blutgericht Roland Freislers zum 
Tode verurteilt worden. Kaum ein halbes Jahr später, im Juni 1945, wurde er zum 
ersten Vorsitzenden der Berliner Gründung der Christlich Demokratischen Union 
Deutschlands gewählt. Nach seiner Befreiung aus der Todeszelle erfüllte Andreas 
Hermes mit seinem Engagement für die Union auch den Auftrag hingerichteter 
Freunde und Weggenossen wie Eugen Bolz, Bernhard Letterhaus, Nikolaus Gross 
und Josef Wirmer. 

Liebe Freunde, gerade hier in Essen schauen wir auch zurück auf die Gründung der 
CDU im Rheinland. Das Kölner Programm vom Juni 1945 spricht einen ganz 
wesentlichen Grundsatz künftiger Politik der Union an: gegen jede totalitäre Versu­
chung von links oder rechts wachsam zu sein. 
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Im Blick auf den 40. Jahrestag des 8. Mai 1945 im Jahre 1985 war es und ist es 
unsere Überzeugung, daß, wie es in diesem Programm von 1945 heißt, „die Politik 
der Gewalt und des Krieges nicht nur eine Versündigung am eigenen Vaterland, 
sondern auch ein Verbrechen an der Menschheit ist. Deutschland muß führend sein 
in der Verwirklichung der Sehnsucht der Völker nach einem ewigen Frieden." 

Das war, das ist und das bleibt ein zentraler Grundsatz christlich-demokratischer 
Politik! 

(Beifall) 

Liebe Freunde, von Anfang an ist es uns gelungen, unsere Wähler zu überzeugen 
und die Partei in diesen 40 Jahren weiter auszubauen. Ich will das am Beispiel des 
Landesverbandes, dessen Gast wir heute sind, zeigen; Hier im Rheinland waren es 
Ende 1945 rund 6 000 Mitglieder. Ein Jahr später, im Dezember 1946, hatte sich die 
Zahl verzehnfacht. Heute ist der rheinische Landesverband der mit Abstand größte 
Verband unserer Partei. 

Nordrhein-Westfalen ist - lassen Sie mich das noch einmal sagen - kein Stammland 
der SPD. Es war vor allem auch die CDU, die nach dem Krieg und dem Zusammen­
bruch diesem Land einmal die Chance gegeben hat, wirtschaftlich die Nummer 1 in 
Deutschland zu werden. Heute hoffen die Menschen, die hier leben, auf eine neue 
Chance, die im letzten Jahrzehnt von den Sozialdemokraten verspielte Spitzenposi­
tion wieder zurückzugewinnen. Wir werden gemeinsam mit unseren Freunden an 
Rhein und Ruhr mit ganzer Kraft dafür kämpfen, daß dieses Land diese Chance 
erhält. 

(Beifall) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Liebe Freunde! Wir treten damit in die 
Tagesordnung ein. 

Ich rufe den TAGESORDNUNGSPUNKT 2 auf: 

WAHL DES TAGUNGSPRÄSIDIUMS 

Die Vorlage zu diesem Tagesordnungspunkt liegt in Ihren Unterlagen. 

Werden über diese Vorlage hinaus Vorschläge gemacht? - Das ist nicht der Fall. 
Dann komme ich zur Abstimmung. Wer der Vorlage seine Zustimmung geben will, 
den bitte ich um das Handzeichen. - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Damit ist 
einstimmig so beschlossen. 

Ich darf unseren Tagungspräsidenten, unseren Freund Bernhard Worms, bitten, die 
Geschäftsleitung zu übernehmen. 

(Beifall) 

Dr. Bernhard Worms, Tagungspräsidium: Meine sehr verehrten Damen und Her­
ren! Namens der Mitglieder des Tagungspräsidiums bedanke ich mich sehr für das 
Vertrauen. Wir versprechen Ihnen, daß wir alle Verhandlungen des Bundesparteita­
ges ordnungsgemäß, fair und zügig leiten werden. 
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Meine Damen und Herren, 

ich rufe nun TAGESORDNUNGSPUNKT 3 auf: 

BESCHLUSSFASSUNG ÜBER DIE TAGESORDNUNG 

Die Tagesordnung selbst ist Ihnen mit der Einladung zum 33. Bundesparteitag 
zugegangen. Sie liegt mit dem Programm und den organisatorischen Hinweisen in 
den Tagungsunterlagen vor. 

Ich bitte Sie um Ihr Einverständnis mit diesem Vorschlag. Wer mit der vorgeschlage­
nen Tagesordnung einverstanden ist, den bitte ich um das Handzeichen. - Danke 
schön. Gegenprobe! - Enthaltungen?- Die Tagesordnung ist einstimmig beschlossen 
worden. 

Der Bundesvorstand hat auf seiner Sitzung am 4. Februar 1985 beschlossen, dem 
Bundesparteitag folgenden Antrag vorzulegen: 

Der 33. Bundesparteitag erklärt sein Einverständnis damit, daß alle bis Montag, den 
4. März 1985, 24 Uhr, in der Bundesgeschäftsstelle der CDU eingegangenen 
Anträge als fristgemäß im Sinne des § 5 Abs. 1 der Geschäftsordnung der CDU 
angesehen werden. 

Meine Damen und Herren, wer diesem Antrag zustimmen will, den bitte ich um das 
Handzeichen. - Danke schön. Ich bitte um die Gegenprobe. - Enthaltungen? - Es ist 
einstimmig so beschlossen. 

Nun darf ich einige geschäftsleitende Bemerkungen zum zeitlichen Ablauf der 
heutigen Plenarsitzung machen. Wir werden im Verlauf der zweiten Plenarsitzung 
am Nachmittag die Neuvyahlen des Bundesvorstandes zu erledigen haben. 

Für Vorschläge zur Wahl des Vorstandes können nach § 12 Abs. 5 der Geschäfts­
ordnung Meldefristen für die Wahl der Mitglieder des Bundesvorstandes vom Bun­
desparteitag auf Vorschlag des Tagungspräsidiums beschlossen werden. Das 
Tagungspräsidium schlägt Ihnen vor, die Frist zur Einreichung von Kandidatenvor­
schlägen für die Wahl zum Bundesvorstand auf heute, 20. März 1985, 14.00 Uhr 
festzulegen. 

Das Tagungspräsidium weist darauf hin, daß nach § 12 Abs. 4 der Geschäftsordnung 
Kandidatenvorschläge für die Wahl der Mitglieder des Bundesvorstandes nur schrift­
lich gemacht werden können. Eine Aufstellung aller bis zum 18. März 1985 einge­
gangenen Kandidatenvorschläge liegt Ihnen, meine Damen und Herren, vor. Für 
diese Kandidaten erübrigt sich eine weitere Nominierung. 

Weiter schlagen wir Ihnen vor, daß wir für die Einreichung von Initiativanträgen, die 
von 30 stimmberechtigten Delegierten unterschrieben sein müssen, die Frist für alle 
Anträge zu den Tagungsordnungspunkten 21 und 22 auf heute, Mittwoch, 20. März 
1985, 18.00 Uhr festlegen. 

Wer mit diesen Fristen einverstanden ist, den bitte ich um das Handzeichen. -
Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - Es ist so beschlossen. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich noch einen gesonderten geschäftsmäßi-
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gen Hinweis geben, den Sie bitte unbedingt beactiten wollen. Die Initiativanträge 
werden im Tagungsbüro in das Textverarbeitungssystem geschrieben und auf einem 
entsprechenden Antragsformular mit dem Vordruck für 30 Unterschriften ausge­
druckt. Delegierte, die einen Initiativantrag unterstützen, werden gebeten, zur Fest­
stellung der Ordnungsmäßigkeit der Anträge die auf der Stimmkarte angegebene 
Delegiertennummer bei der Unterschrift anzugeben, damit die Rechtmäßigkeit der 
Unterschrift an Hand der Delegiertenliste festgestellt werden kann. Nach Vollzug der 
30 Unterschriften sind die Initiativanträge beim Tagungspräsidium an der Bühne 
abzugeben. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, zu Beginn unseres Parteitages ist es mir 
eine besondere Freude, in Ihrem Namen zahlreiche Gäste aus dem In- und Ausland 
willkommen zu heißen. Sie alle begrüße ich herzlich. Ich bitte gleichzeitig um 
Nachsicht, wenn ich angesichts Ihrer großen Zahl von einer namentlichen Begrü­
ßung absehen muß. 

(Vereinzelt Beifall) 

Den Teilnehmern des Parteitages liegt eine ausführliche Gästeliste vor. Wir freuen 
uns über den Besuch unserer Gäste und danken ihnen alle für das Interesse, das sie 
unserer Arbeit und der Arbeit unseres Parteitages entgegenbringen. 

(Beifall) 

Lassen Sie mich bei der namentlichen Begrüßung nur wenige Ausnahmen machen. 
Ich begrüße in unserer Mitte mit besonderer Herzlichkeit die Gattin unseres Bundes­
vorsitzenden, Frau Hannelore Kohl. 

(Beifall) 

Liebe Frau Kohl, der Blumenstrauß, der Ihnen gerade überreicht wird, soll ein 
Zeichen unseres Dankes an Sie sein, weil Sie mit soviel Charme und soviel 
Liebenswürdigkeit an der Seite Ihres Mannes für unser Land und für unsere Partei 
arbeiten. 

(Beifall) 

Ich freue mich herzlich über die Anwesenheit unseres Ehrenvorsitzenden, Altbun­
deskanzler Kurt Georg Kiesinger. 

(Beifall) 

Unser früherer Bundesvorsitzender Dr. Rainer Barzel hat sich für den heutigen 
Parteitag entschuldigen müssen. Wir wünschen ihm von dieser Stelle aus gute 
Gesundheit und beste Genesung. 

(Beifall) 

Dann möchte ich sicherlich im Namen von Ihnen allen einer Dankespflicht nachkom­
men. Ich danke dem Bischof von Essen, Dr. Franz Hengsbach, und dem Stadtsupe­
rintendenten des Kreises Essen, Dr. Jürgen Regul, für die Durchführung des 
ökumenischen Gottesdienstes heute morgen in der St.-Ludgerus-Kirche. 

(Beifall) 
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Für unsere Schwesterpartei, der Christlich-Sozialen Union, begrüße ich in unserer 
Mitte den Bundesminister Dr. Werner Dollinger. 

(Beifall) 

Für die ausländischen Gäste begrüße ich besonders herzlich den Vorsitzenden des 
Nationalrats unserer Schwesterpartei, der italienischen Democrazia Cristiana, unse­
ren alten Freund, Herrn Flaminio Piccoli. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, ich komme damit zum TAGESORDNUNGSPUNKT 4: 

BESTÄTIGUNG DER VOM BUNDESVORSTAND EINGESETZTEN ANTRAGS­
KOMMISSION 

Die Vorlage liegt Ihnen vor. Wer mit diesem Vorschlag einverstanden ist, den bitte ich 
um Erheben der Stimmkarte. - Ich bitte um die Gegenprobe. - Stimmenthaltungen? -
Es ist so beschlossen. 

Die Antragskommission trifft sich zu ihrer Sitzung am Donnerstag, dem 21. März, 
12.00 Uhr im Konferenzraum A im Messehaus. 

Nun, meine Damen und Herren, komme ich zum TAGESORDNUNGSPUNKT 5: 

WAHL DER MANDATSPRIJFUNGSKOMMISSION 

Der Bundesvorstand schlägt dem 33. Bundesparteitag folgende Mandatsprüfungs­
kommission vor: Günter Meyer als Vorsitzender, Hans Terlinden und Karl Schuma­
cher als Beisitzer. Wer mit diesem Vorschlag einverstanden ist, den bitte ich um 
Erheben der Stimmkarte. - Gegenprobe! - Stimmenthaltung? - Es ist so beschlossen. 

Die Mandatsprüfungskommission wird ihren Bericht bei der 2. Plenarsitzung am 
heutigen Nachmittag geben. Die Mitglieder der Mandatsprüfungskommission werden 
gebeten, sich um 15.00 Uhr im Büro der Organisationsleitung, Zimmer 217, zu ihrer 
Sitzung einzufinden. 

Ich rufe jetzt TAGESORDNUNGSPUNKT 6 auf: 

WAHL DER STIMMZÄHLKOMMISSION 

Der Vorschlag des Bundesvorstands für die nach § 10 Abs. 2 der Geschäftsordnung 
zu wählenden Stimmzählkommission liegt Ihnen vor. Wer mit diesem Vorschlag 
einverstanden ist, den bitte ich um Erheben der Stimmkarte. - Gegenprobe! -
Stimmenthaltung? - Es ist so beschlossen. 

Die Mitglieder der Stimmzählkommission treffen sich zu einer Vorbesprechung um 
15.30 Uhr im Sitzungszimmer der Stimmzählkommission auf der Eingangsebene, 
Raum E 1. 

Ich rufe TAGESORDNUNGSPUNKT 7 auf: 

GRUSSWORTE 
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Zu einem Grußwort erteile ich das Wort für die gastgebende Stadt Essen an Herrn 
Oberbürgermeister Reuschenbach. 

(Beifall) 

Reuschenbach, Oberbürgermeister der Stadt Essen: Herr Vorsitzender! Herr Bun­
deskanzler! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Im Namen der Stadt und der 
l\/lesse Essen heiße ich Sie willkommen. Es ist gewiß kein Zufall, daß innerhalb von 
zehn Monaten die beiden großen Parteien der Bundesrepublik Deutschland hier in 
dieser Halle ihren Bundesparteitag durchführen. Von gewissen politischen Enwägun-
gen abgesehen, die ich verstehe, findet man hier in Essen, in der Messe und in der 
Grugahalle, offenkundig ideale Voraussetzungen für solche Großveranstaltungen, 
insofern ist der Tagungsort Essen für Sie bestimmt eine gute Wahl. Ich bin sicher, 
daß Sie am Ende ihres Parteitages diese Einschätzung teilen. 

Essen und die Region können von Veranstaltungen dieser Art nur profitieren. Ich 
meine damit nicht nur vollbesetzte Hotels, gut frequentierte Gaststätten und zufrie­
dene Taxifahrer. Ich denke eher an das Aha-Erlebnis z.B. der Bayern oder der 
Hamburger, wenn sie ihr Bild vom Revier nun mit der Wirklichkeit vergleichen. 

Sie werden sehen, daß in dieser Region zwischen Dortmund und Duisburg keine 
verfallende Industrieregion ihr Bild zeigt, sondern daß das ein Raum mit 
hervorragender Infrastruktur und pulsierendem Leben ist. Diese Region ist keine 
Steinwüste, sondern eine von Parks, Wald, Sport- und Freizeitstätten durchsetzte 
moderne Städtelandschaft. Das ist keine Region allein der Arbeit, sondern - wie die 
UNESCO festgestellt hat - die dichteste und vielfältigste Kulturlandschaft. 

Die Menschen sind weder kleinmütig noch schlafmützig, sondern selbstbewußt und 
zukunftsorientiert. 

Insbesondere die Kommunalpolitiker unter Ihnen werden aber verstehen, daß ich 
trotz dieser Vorrede einige für diese Region bedeutsame Fragen aufwerfe, mit denen 
sich die politisch Verantwortlichen in dieser Zeit auseinanderzusetzen haben, und 
zwar unabhängig vom jeweiligen parteipolitischen Standpunkt. 

Es kann niemanden gleichgültig lassen, daß zwischen Dortmund und Duisburg 12 
bis 15 % derer, die arbeiten können und arbeiten wollen, arbeitslos sind. Eine 
Region, die allein in zwei bisher stark dominierenden Branchen in diesen Jahren 
rund 40 000 Arbeitsplätze verliert, zu denen noch einmal eine ähnlich hohe Arbeits­
platzverlustzahl in der Zulieferwirtschaft hinzukommt, braucht zusätzliche Investitio­
nen für Modernisierungsimpulse, um auch nur annähernd einen Ausgleich schaffen 
zu können. 

Im Ruhrgebiet ist man dem Herrn Bundespräsidenten für seine Mahnung, die er am 
letzten Sonnabend bei seinem Besuch in Essen wiederholt hat, dankbar, das Revier, 
seine Umstrukturierung und seine Umweltprobleme, als eine nationale Aufgabe zu 
betrachten. 

Ich habe auch gelesen, daß sich nun die Bürgermeister, die im Revier der CDU 
angehören, zusammentun, um für das Ruhrgebiet - wie mein Vertreter im Amt es 
formulierte - in Bonn zu streiten. Dazu ist es nie zu spät. 

Natürlich wollen und müssen die Städte in ihrer Region ihren Teil zur Stabilisierung 
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der Beschäftigungslage beitragen. In Wirklichlceit aber sind sie an der Grenze ilirer 
Leistungsfähigkeit angelangt. Rapide steigende Sozialaufwendungen - insbeson­
dere für zunehmende Dauerarbeitslosigkeit -, hohe Aufwendungen für den Umwelt­
schutz und die Beseitigung von Industriealtlasten sowie eine von verschiedenen 
Seiten verlangte Steigerung der Investitionsausgaben zugunsten des heimischen 
Arbeitsmarktes - das ist die Quadratur des Kreises. 

Auch der Stuttgarter Oberbürgermeister Manfred Rommel hat vor wenigen t\/lonaten 
davor gewarnt, die Kommunen finanziell gesundzurechnen und zu sagen, die 
zusammengestrichenen Investitionshaushalte der Städte seien ein Zeichen für 
Gesundheit. Der Verfall der kommunalen Investitionen hat schlimme Folgen für die 
Beschäftigungspolitik. Rund zwei Drittel der öffentlichen Investitionen werden von 
den Gemeinden getätigt. Die Kommunalinvestitionen sind von 1982 bis 1985 real um 
30 % gesunken. Es tut sich eine gewaltige Investitionslücke auf, obwohl doch der 
Investitionsbedarf vor Ort kaum geringer geworden ist. 

Über akute Entlastungen hinaus, die fällig sind, kann Abhilfe nur eine durchgreifende 
Verbesserung des Gemeindefinanzsystems schaffen. Zu einer selbstverwaltungsge­
rechten Finanzausstattung gehört das Festhalten an der Gewerbesteuer als bewähr­
ter Bestandteil des kommunalpolitischen Steuersystems oder eine gleichwertige, 
sichere Einkommensquelle für die Städte und Gemeinden. Man kann dem derzeiti­
gen Parlamentarischen Staatssekretär im Bundesinnenministerium ja nur beipflich­
ten, wenn er feststellt, daß die Selbstverwaltung verkümmern müßte, wenn den 
Kommunen die zur Erfüllung ihrer Aufgaben nötigen Finanzmittel nicht zur Verfügung 
stehen. 

Es ist eine Binsenweisheit, und es gehört keine prophetische Gabe zu der Behaup­
tung, daß letzten Endes in den Städten und Gemeinden über die Stabilität unserer 
staatlichen und sozialen Ordnung entschieden wird. 

Die Zeiten, meine sehr verehrten Damen und Herren, sind nicht so, daß sich ein 
solches Willkommen mit ein paar unverbindlichen Freundlichkeiten und etwas Lokal­
kolorit begnügen könnte. Sie haben einen Anspruch darauf zu erfahren, womit sich 
die Stadtparlamente im Revier Tag für Tag und Woche für Woche abmühen. Vor 
diesem Hintergrund ist es schon ein kleines Wunder, daß die Sozialorganisationen, 
die Verbände der Wirtschaft und der Bund der Steuerzahler den Städten an der Ruhr 
optimales Handeln attestieren. 

Parteitage haben vor allem den Zweck, Weichen für die Zukunft zu stellen. Eben weil 
Sie sich mit der politischen, wirtschaftlichen und sozialen Zukunft befassen werden 
und befassen müssen, bitte ich Sie, in diesen Tagen und darüber hinaus den 
Zukunftsaufgaben der Kommunen Ihre ganze Aufmerksamkeit zu schenken. Solche 
Aufmerksamkeit werden Sie in diesen Tagen seitens der Stadt und der Messe 
erfahren. 

Hier werden wir Ihnen ein guter Gastgeber sein, 

Glück auf! 

(Beifall) 

Norbert Königshofen, Tagungspräsidium: Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister 
Reuschenbach, wir danken Ihnen, der Stadt Essen und ihren Bürgern noch einmal 
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für die freundliche Aufnahme und Ihnen für Ihr Grußwort. 

Wir teilen mit Ihnen die Sorge um die Kommunen, wissen wir doch alle, wie stark die 
Politil< früherer Regierungen zuletzt auch die Gemeinden belastet hat. Diese 
schlimme Erblast wirkt weiter fort. 

(Beifall) 

Wir freuen uns daher um so mehr, daß wir jetzt eine Regierung haben, deren Politik 
sich insgesamt positiv auch auf die Gemeinden auswirkt. 

(Beifall) 

Wir hoffen, daß diese gemeindefreundliche Politik demnächst auch im Land Nord­
rhein-Westfalen ihre Ergänzung findet. 

(Beifall) 

Zu einem weiteren Grußwort erteile ich das Wort dem Vorsitzenden des gastgeben­
den Landesverbandes, unserem Freund Dr. Bernhard Worms. 

Dr. Bernhard Worms (mit Beifall begrüßt): Sehr geehrter Herr Bundeskanzler, lieber 
Helmut Kohl! Sehr geehrte Delegierte! Verehrte Gäste! Liebe Freunde! Zum 33. 
Bundesparteitag der CDU Deutschlands begrüße ich Sie alle in Essen, der größten 
Stadt des Reviers. Ich begrüße Sie im Namen der Christlich Demokratischen Union 
Nordrhein-Westfalens, im Namen der beiden Landesverbände Westfalen-Lippe, des 
Vorsitzenden Kurt Biedenkopf, und Rheinland, die mit zusammen fast 300 000 
Mitgliedern die stärksten Landesverbände der CDU Deutschlands sind. 

Ich begrüße Sie, meine Damen und Herren, mit besonderer Freude; denn dieser 
Parteitag muß zu einem Signal werden. Er muß zu einem Signal der Entschlossen­
heit werden, dieses große Land Nordrhein-Westfalen mit seinen fast 17 Millionen 
Einwohnern für die Christlich Demokratische Union zurückzugewinnen. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, ich verspreche Ihnen: Die nordrhein-westfälische CDU 
wird für dieses große Ziel kämpfen. Sie wird alle Kräfte mobilisieren, damit es am 
Abend des 12. Mai in Nordrhein-Westfalen eine neue Mehrheit gibt. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, manchmal ist zu lesen, in Nordrhein-Westfalen könne die 
CDU ja gar nicht gewinnen, die Sozialdemokraten seien übermächtig. Das ist 
Unsinn. Die CDU ist aus zwei Dritteln aller Wahlen in den letzten 30 Jahren in 
Nordrhein-Westfalen als stärkste Kraft hervorgegangen. Meine Damen und Herren, 
bei neun Landtagswahlen ist sie siebenmal stärkste Fraktion geworden. Bei der 
Bundestagswahl am 6. März 1983 hat die Koalition der Mitte in unserem Land 52 
Prozent der Wählerstimmen geholt. Ohne dieses großartige Ergebnis hier in Nord­
rhein-Westfalen, vor allem auch im Ruhrgebiet, wäre Helmut Kohl nicht so klar als 
Bundeskanzler bestätigt worden. 

(Beifall) 
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Sozialdemokraten haben dafür gesorgt, daß in diesem Land eine Stimmung herrscht, 
wie im Berlin der späten 70er Jahre. Nordrhein-Westfalen unter Rau ist inzwischen 
wie Berlin unter dem Stobbe-Senat. Wie damals in Berlin, so häufen sich heute in 
Nordrhein-Westfalen Regierungsskandale und Rücktritte. Die Investitionskraft läßt 
nach, Arbeitsplätze gehen täglich verloren, Unternehmen wandern aus, qualifizierte 
Fachkräfte, Techniker und Wissenschaftler kehren dem Land und hier vor allem dem 
Ruhrgebiet, das wie Berlin einmal ein industrielles Zentrum Deutschlands war, den 
Rücken. 

Liebe Freunde, 1981 hat uns die Berliner CDU gezeigt, daß man und wie man aus 
der Opposition durch einen erfolgreichen Wahlkampf die Regierungsverantwortung 
übernehmen kann. 

(Beifall) 

Vier Jahre harter Arbeit, und Berlin ist wieder da. 

(Beifall) 

Lieber Eberhard Diepgen, auch ich gratuliere Ihnen ganz herzlich im Namen der 
Christlich Demokratischen Union unseres Landes zu Ihrem grandiosen Wahlerfolg 
am 10 März. 

(Beifall) 

Lieber Eberhard Diepgen, wir sind stolz auf Sie, und wir werden Ihren Erfolg in 
Nordrhein-Westfalen wiederholen; 

(Beifall) 

denn mit wem haben wir uns in Nordrhein-Westfalen eigentlich auseinanderzuset­
zen? Wir setzen uns auseinander mit Johannes Rau. Das ist der Mann, der die 
überproportionale Steigerung der nordrhein-westfälischen Arbeitslosenzahlen zu 
verantworten hat. Es ist der Mann, der Nordrhein-Westfalen in die 100-Milliarden-
DM-Verschuldung führt. Es ist der Mann, der bei fast jeder Sachfrage Sprüche statt 
Antworten von sich gibt. 

(Beifall) 

Rau, meine Damen und Herren, ist der Mann, dem als Ministerpräsidenten fünf 
Minister entweder weggelaufen sind oder unter dem Druck von Opposition und 
Öffentlichkeit zurücktreten mußten. Meine Freunde, vier dieser fünf Minister haben 
alleine in den letzten 20 Monaten das sinkende Regierungsschiff verlassen. Rau, das 
ist auch der Mann, der der Öffentlichkeit vor wenigen Wochen ein peinliches 
Karnevalstheater wegen der Wahl Friedrich Nowottnys zum WDR-Intendanten vor­
führte. Das Ergebnis dieses Theaters war eine blamable Niederlage für Rau und die 
SPD. 

(Beifall) 

Und Rau, das ist mittlerweile die Symbolfigur für einen grobfahrlässigen Umgang mit 
Steuergeldern wie ihn die Milliardenverschwendung beim Aachener Klinikum ver­
deutlicht hat. Und dies, meine Damen und Herren, nennt Herr Rau auch noch das 
Lebenswerk des Landes. 
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Lebenswerk unseres Landes, das ist nach meiner Überzeugung die großartige 
Leistung unserer Bürger, die aus Trümmern wieder Häuser, aus demolierten Betrie­
ben wieder florierende Unternehmen gemacht haben. 

(Beifall) 

Lebenswerk unseres Landes, das war und das ist der Wiederaufbau Nordrhein-
Westfalens unter dem CDU-Ministerpräsidenten Karl Arnold. Lebenswerk des Lan­
des, das ist die Idee der Versöhnung von Arbeit und Kapital, wie sie besonders von 
der CDU in Nordrhein-Westfalen in den Nachkriegsjahren für die gesamte Union in 
Deutschland grundgelegt wurde. 

Dieses große Lebenswerk unseres Landes mit der größten Fehlleistung der nord-
rhein-westfälischen Sozialdemokraten zu vergleichen, meine Damen und Herren, 
das ist eine Unverfrorenheit, das ist eine Beleidigung für alle Bürger unseres Landes. 

(Beifall) 

Meine Freunde, der 33. Bundesparteitag ist ein Signal. Er ist der Auftakt für einen 
Wahlkampf, den wir mit großem Optimismus führen. Und dieser Optimismus ist 
begründet. Er baut auf der Überzeugung auf, daß wir die richtigen Alternativen 
haben, daß wir großartige Frauen und Männer haben, die hart arbeiten können. Und, 
meine Freunde, wir haben auch gute Vorbilder. Helmut Kohl in Bonn, Eberhard 
Diepgen in Berlin, Lothar Späth in Baden-Württemberg, 

(Beifall) 

Ernst Albrecht in Niedersachsen, 

(Beifall) 

Uwe Barschel in Schleswig-Holstein, 

(Beifall) 

Bernhard Vogel in Rheinland-Pfalz 

(Beifall) 

und - das sage ich voller Anerkennung - auch Franz Josef Strauß in Bayern, 

(Beifall) 

sie alle, meine Damen und Herren, sind der Beweis dafür, daß es möglich ist, mit der 
Union politische Erneuerung einzuleiten, soziale Stabilität und damit Frieden im 
Innern zu sichern, Kontinuität zu wahren und Konsens und Versöhnung zu ermögli­
chen. 

In diesem Sinne, verehrte Damen und Herren, liebe Delegierte, ein herzliches 
Willkommen Ihnen allen auf unserem Parteitag und - mit uns - eine gute Zukunft für 
unser Land. - Glückauf. 

(Anhaltender Beifall) 

Norbert Königshofen, Tagungspräsidium: Lieber Bernhard Worms, wir danken 
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Ihnen für Ihre Worte. Es war mehr als ein Grußwort, es war ein eindrucksvolles 
Bekenntnis zu unserem Land an Rhein und Ruhr. 

Sie haben eine nicht leichte Aufgabe übernommen. Aber seien Sie versichert; Sie 
haben die Unterstützung der ganzen CDU. 

(Beifall) 

Ihr Einsatz, Ihr Elan ist beispielhaft, und wir kämpfen mit Ihnen. Wir sind sicher: 
Wenn wir gemeinsam kämpfen, sind wir nicht zu schlagen. Das gilt auch für den 12. 
Mai. 

(Beifall) 

Die Menschen in unserem Lande haben eine bessere Landesregierung verdient. 
Nordrhein-Westfalen braucht die CDU, Nordrhein-Westfalen braucht einen neuen 
Ministerpräsidenten, Nordrhein-Westfalen, braucht Sie, lieber Bernhard Worms. 

(Beifall) 

Ich rufe nunmehr TAGESORDNUNGSPUNKT 8 auf: 

Bericht des Vorsitzenden der Christlich Demokratischen Union 
Deutschlands, Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl, MdB 

Das Wort hat unser Freund, Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl. 

Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl, Vorsitzender der CDU (mit Beifall begrüßt): Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Meine lieben Freunde! Vor zwei Jahren, am 6. 
März 1983, hat die Union, hat die von uns geführte Koalition der Mitte einen der 
größten Wahlerfolge in der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland errungen. 
Unsere Mitbürger haben uns gewählt, weil sie darauf vertrauen, daß wir das Land 
aus der Krise auf einen sicheren Weg in die Zukunft führen. 

In diesen Tagen ist Halbzeit - Zeit für Rechenschaft über das Erreichte, Zeit, unsere 
Ziele zu verdeutlichen und alle Kraft auf die Aufgaben zu konzentrieren, die noch vor 
uns liegen. 

Ich habe mir erlaubt, Ihnen einen schriftlichen Bericht über die einzelnen Positionen 
unserer Regierungsarbeit vorzulegen. Liebe Freunde, Sie werden sehen - und Sie 
wissen das - : Es ist eine Bilanz, die sich sehen lassen kann. 

Ein neuer Anfang ist gemacht. Viele Menschen haben jetzt wieder mehr Hoffnung. 
Es geht vor allem wirtschaftlich wieder aufwärts in Deutschland. 

(Beifall) 

Das ist der Ertrag harter Arbeit von Millionen Bürgern, ist das Ergebnis einer Politik, 
die von neuem jene Kräfte mobilisiert, die unser Land einst aus Trümmern zu 
Wohlstand und Ansehen brachten. 

Und natürlich, liebe Freunde: Wir mußten Opfer verlangen, von vielen Opfer verlan­
gen, und wir haben das ganz offen und ehrlich vor der Wahl am 6. März 1983 gesagt. 
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Ich weiß auch: Nicht jeder hat das verstanden. Bei Wahlen, gerade jetzt, haben wir 
das auch zu spüren bekommen. Nur, liebe Freunde: Wir alle in der CDU Deutsch­
lands mußten am Tag meiner Wahl zum Kanzler am 1. Oktober 1982 wissen, daß 
dies angesichts der Erblast, die wir übernommen haben, ein schwieriger, ein 
steiniger Weg ist - ein Weg, der langen Atem erfordert. Und wir werden diesen 
langen Atem haben. 

(Beifall) 

Zum zweiten Mal in der nun 36jährigen Geschichte unserer Republik sind die 
Deutschen dabei, die Ärmel aufzukrempeln. Sie besinnen sich auf ihr Können und 
ihre Tugenden. 

Schon in den 70er Jahren, lange bevor erkannt wurde, daß die Sozialdemokraten mit 
ihrer Politik gescheitert waren, haben wir, die Union, auf eine Neubesinnung in 
grundsätzlichen Fragen deutscher Politik hingearbeitet. Wir waren es doch, liebe 
Freunde, die die geistigen und politischen Auseinandersetzungen um den Rang 
entscheidender Grundwerte in Gang gebracht haben. Wir haben für die Familie, für 
die Anerkennung des Leistungsprinzips, für den Ausgleich von Anspruch und Lei­
stung argumentiert und gekämpft. Wir waren es, die das Bewußtsein für klare 
außenpolitische Maßstäbe, für den Orientierungswert der Geschichte und für die 
Bedeutung unseres nationalen Selbstverständnisses geschärft haben. Später, als 
die Krise unübersehbar war, waren es doch vor allem wir, die gegen den törichten 
Zeitgeist des Kulturpessimismus und der Zukunftsangst unsere Idee einer moder­
nen, einer menschlichen Leistungsgesellschaft durchgesetzt haben. 

Der Erfolg gibt uns recht. Wir haben allen Anlaß, jenen zu danken, die dazu 
beigetragen haben: für ihr Vertrauen, für ihre Leistung und für ihre Zuversicht. 
Daraus, liebe Freunde, gewinnen wir Kraft für die Herausforderung der nächsten 
Jahre. 

Ich danke Ihnen allen, den vielen engagierten Mitgliedern, den Freunden und 
Gönnern unserer Partei. Ich bedanke mich sehr herzlich bei allen Funktionsträgern in 
den Orts-, Kreis-, Bezirks- und Landesverbänden. Ich danke meinen Kollegen im 
Parteivorstand und im Parteipräsidium. Und ich danke vor allem - ich nenne ihn für 
viele - unserem Freund, Generalsekretär Heiner Geißler, den Mitarbeitern im Ade­
nauerhaus und allen hauptamtlich in der Partei Tätigen. 

(Beifall) 

Ich darf bei diesem Rechenschaftsbericht ein herzliches Wort des Dankes allen 
Kolleginnen und Kollegen im Bundesrat und besonders auch in der Bundestagsfrak­
tion, allen voran unserem Freund Alfred Dregger, für die gute kameradschaftliche 
Zusammenarbeit sagen. 

(Beifall) 

In dieses Wort des Dankes gehört ausdrücklich auch Theo Waigel eingeschlossen, 
der Vorsitzende der CSU-Landesgruppe, der sich immer wieder bemüht hat, unsere 
Arbeit in einer guten Weise zu unterstützen und zu begleiten. 

(Beifall) 
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Sie alle, meine Freunde, haben unsere Politik in einer schwierigen Zeit mitgetragen. 
Das war nicht immer leicht. Sie mußten sich oft - am Arbeitsplatz, im Betrieb, im Büro, 
an den Ständen draußen auf der Straße, überall dort, wo Diskussionen stattfanden -
mit den oft böswilligen Vorwürfen unserer Gegner auseinandersetzen. Und auch das 
gehört in einen ehrlichen Bericht: Sie haben ebenso die Diskussion aushalten 
müssen, wenn wir in diesen schwierigen Zeiten da und dort auch Fehler gemacht 
haben. Aber, liebe Freunde, wir wissen: Die Bundesrepublik Deutschland braucht 
Wandel und Erneuerung. Wir wissen auch: Die Mehrheit unserer Bürger will und 
unterstützt dies. 

Die Menschen wollen auf ihr Land wieder stolz sein, und sie haben guten Grund 
dazu. Heimat und Vaterland, Nation und Geschichte gewinnen wieder an Rang und 
Wertschätzung. Menschen suchen wieder Sinn, Halt und Orientierung im Glauben 
und in der Religion, in der Bindung an Werte, in der Geborgenheit der Familie, in 
partnerschaftlicher Treue, in Gemeinschaft, in Nachbarschaft. Wir, die Union, sind 
nicht nur die bestimmende Kraft in der Bundesrepublik Deutschland, sondern es ist 
auch unübersehbar, daß wir in diesen Jahren die Themen der geistig-politischen 
Diskussion bestimmt haben. 

Aber, meine lieben Freunde, die Politik des letzten Jahrzehnts, die Schwächeperiode 
unserer gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Entwicklung hat unübersehbare Spu­
ren hinterlassen. Auch die geistig-politische Erneuerung grundlegender Werte 
braucht ihre Zeit. Auch für sie gilt, was unser Grundsatzprogramm von Wohlstand 
und sozialer Sicherheit sagt: Sie gehen viel schneller verloren, als sie erarbeitet 
wurden. Deshalb bleibt die umfassende Erneuerung - geistig und politisch - ein 
wichtiger Auftrag an uns alle: an die Regierung natürlich, an die Partei und alle, die 
an geistiger Führung Anteil haben wollen und auch Anteil haben müssen. 

Es geht uns darum, Zeichen zu setzen, Wege zu weisen. Wir wollen Orientierung 
durch entschiedenes Handeln vermitteln. Leitbild ist unser christliches Verständnis 
vom Menschen, ist die Idee, die uns Christliche Demokraten in den 40 Jahren seit 
Gründung der Union immer geprägt hat. 

Liebe Freunde, an drei Feldern will ich zeigen, um welche Erneuerung es uns und vor 
allem auch mir geht: Es geht um den Wandel vom Zukunftsverbrauch zur Zukunftssi­
cherung, vom bürokratischen Versorgungsstaat zu einer modernen Gesellschaft mit 
menschlichem Gesicht, von außenpolitischer Unberechenbarkeit zum klaren 
Bekenntnis zu Frieden und Freiheit. 

Wir vergessen nicht die Erblast, die uns die Sozialdemokraten hinterlassen haben. 
Die Krise, die wir 1982 vorfanden, folgte aus einem Hauptübel sozialistischer Politik: 
Um in der Gegenwart gut leben zu können, wurden zuerst die Reserven verbraucht 
und dann auch noch die Zukunft der nachwachsenden Generationen in Anspruch 
genommen. 

(Beifall) 

Das ist der erste Punkt, über den ich sprechen möchte. 

Unsere Vorgänger hatten weit über die Verhältnisse des Landes gewirtschaftet. Über 
den Tag hinaus wurde kaum gedacht; Vorsorge für die Zukunft wurde vernachlässigt. 
Die Bundesrepublik Deutschland geriet in die Gefahr, auf den Weltmärkten zweit­
klassig zu werden. So konnte und so durfte es nicht weitergehen. 
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Heute stellen wir mit Genugtuung fest: Wir sind erfolgreich mit diesem Programnm 
der Erneuerung. Die wirtschaftliche Aufwärtsentwicklung ist unübersehbar. Die Wirt­
schaft wächst wieder. Wir haben stabile Preise wie in den 60er Jahren. Für 
Arbeitnehmer und Rentner gibt es endlich wieder einen realen Zuwachs an Einkom­
men. Preisstabilität - das ist die Erfahrung der Deutschen in diesem Jahrhundert - ist 
eine der wichtigsten sozialen Taten, die eine Regierung vollbringen kann. 

Unser Export floriert, die Handelsbilanz weist mit über 50 Milliarden DM einen 
Rekordüberschuß aus. Maßvolle Lohnabschlüsse tragen der schwierigen Lage auf 
dem Arbeitsmarkt Rechnung. Die Unternehmen verdienen wieder besser. Lang 
versäumte Investitionen können nachgeholt werden, gerade auch im Bereich der 
Zukunftstechnologien. 

Unsere solide Haushaltsführung hat neues Vertrauen geschaffen: bei den Bürgern, 
in der Wirtschaft, bei unseren Partnern im Ausland. Gerhard Stoltenberg hat dabei 
auch weiterhin meine volle Unterstützung für eine solche solide Politik. 

(Beifall) 

Liebe Freunde, wenn wir uns nicht beirren lassen und wenn wir klar Kurs halten, wird 
sich die begonnene Aufwärtsentwicklung auch in den kommenden Jahren fortsetzen. 
Zu dieser Politik gibt es keine Alternative, schon gar nicht - ich sage das an 
jedermanns Adresse - den Rückfall in eine Politik der billigen Wahlgeschenke, der 
Versprechungen an jedermann. Aber ich füge hinzu - auch das gehört zu einer 
nüchternen Bilanz -: Wir sind noch lange nicht über den Berg. 

Unsere größte Sorge gilt dem Schicksal der gegenwärtig 2,6 Millionen arbeitslosen 
Mitbürger und ihrer Familien. Wir werden und wir müssen unsere ganze Kraft dafür 
einsetzen, diesen Menschen zu helfen. Wir dürfen sie nicht allein lassen. Jetzt 
kommt es ganz entscheidend darauf an, daß der wirtschaftliche Aufschwung den 
Arbeitsmarkt nicht nur stabilisiert, sondern auch zu deutlich mehr Beschäftigung 
führt. 

(Beifall) 

Wir stehen heute mitten in einer außerordentlich schwierigen Phase des wirtschaft­
lich-technischen Strukturwandels. Diesen Umbau unserer Wirtschaft müssen wir in 
einer Zeit leisten, in der besonders geburtenstarke Jahrgänge aus der Schule heraus 
ins Erwerbsleben eintreten. 

Liebe Freunde, dieser Strukturwandel macht uns heute deshalb so zu schaffen, weil 
von den früher Verantwortlichen viel versäumt wurde. Neue Probleme wurden mit 
veralteten Rezepten bekämpft. Das Ergebnis war die Rückkehr zur Massenarbeitslo­
sigkeit, die wir - das muß man im Lande draußen deutlich sagen - vor 30 Jahren 
abgeschafft hatten. 

(Beifall) 

Trotz dieser schweren Belastung haben wir gute Chancen, unseren Platz als eine 
der führenden Industrienationen zu behaupten. Auf vielen Gebieten in Wissenschaft 
und Forschung und im Bereich der Technik gehören wir international zur Spitze. In 
anderen Bereichen holen wir wieder auf. Qualität und Breite der beruflichen Ausbil­
dung in der Bundesrepublik Deutschland - wir dürfen es mit Stolz sagen - sind 
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weltweit unübertroffen. Dieses Kapital müssen wir noch stärker für die Zukunft 
nutzen. 

Liebe Freunde, wir haben einen traditionell starken Mittelstand. Ich bin fest über­
zeugt: Gerade mit einer weiteren Stärkung der mittelständischen Schichten sichern 
wir die freiheitliche Zukunft unseres Landes in der besten Weise. 

(Beifall) 

Durch den starken technischen Innovationsschub erhält unser Mittelstand zusätzli­
che Chancen bei der Entwicklung, Anwendung und Verbreitung neuer Produkte und 
Verfahren. Wir registrieren heute mit Genugtuung zahlreiche Existenzgründungen. 
Die Bereitschaft, sich selbständig zu machen, wächst. Unsere Starthilfen für qualifi­
zierte junge Leute mit unternehmerischer Initiative werden genutzt. Das ist ein 
wesentlicher Beitrag auch zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit. Die gute Kapazitäts­
auslastung der Industrie hat einen drastischen Abbau der Kurzarbeit ermöglicht. 

So erfreulich das ist, liebe Freunde, es kann noch mehr getan werden. Wir wollen 
eine Offensive für mehr Beschäftigung. 

Vorruhestand und Teilzeitarbeit, befristeter Arbeitsvertrag und vernünftige Sozial­
planregelungen, Rückkehrhilfen für Ausländer und ein modernes Arbeitszeitgeselz -
dies alles sind konkrete Schritte, die mehr Bewegung in den Arbeitsmarkt bringen. 
Mehr Flexibilität macht Neueinstellungen möglich. 

(Beifall) 

Im Kampf gegen die Arbeitslosigkeit müssen Tabus tabu sein. Norbert Blüm, der hier 
in einer besonderen Verantwortung steht und der, wie ich denke, seine Sache ganz 
hervorragend macht 

(Anhaltender lebhafter Beifall) 

- der Beifall ist phantastisch; ich bedanke mich dafür; noch wichtiger aber ist es, daß 
wir in den Betrieben in dem gleichen Geist zu Norbert Blüm stehen -, 

(Beifall) 

hat doch recht, wenn er sagt; Lieber befristet in Arbeit als unbefristet arbeitslos. 

Liebe Freunde, neue Arbeitsplätze können heute geschaffen werden, wenn die Zahl 
der Überstunden zurückgeht und neue Aufträge auch zur Einstellung arbeitsloser 
Menschen und ausgebildeter junger Leute führen. Darin stimmen wir mit Arbeitge­
berverbänden und Gewerkschaften völlig überein: Wir haben seitens der Bundesre­
gierung ihren Aufruf mit unterstützt. Ich wiederhole es mit Nachdruck: Einstellen muß 
Vorrang vor Überstunden haben. Das ist ein Beitrag zur Bekämpfung der Arbeitslo­
sigkeit. 

(Beifall) 

Liebe Freunde, mehr Beschäftigung - auch das muß man wieder einmal deutlich 
sagen - ist zunächst keine staatliche Veranstaltung. Die Tarifparteien tragen eine 
besondere Verantwortung. 
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Ihre unabhängigen Entscheidungen über Arbeitslohn und Arbeitszeit haben unmittel­
bare Wirkung auf Kosten und Erträge. Die Unternehmer, die Arbeitgeber, die 
Gewerkschaften bestimmen damit ganz direkt auch über Sicherung und Schaffung 
von Arbeitsplätzen. Tarifautonomie bedeutet mehr denn je gemeinsame Verantwor­
tung auch und gerade gegenüber den arbeitslosen Arbeitnehmern und ihren Fami­
lien. 

Aber auch der Staat muß das Seine tun. Wir haben es getan. Mit mehr als 11 
Milliarden DM für Kurzarbeitergeld, Arbeitsbeschaffung und berufliche Förderung 
leisten wir mit dieser Koalition der Mitte, mit dieser Bundesregierung mehr für den 
Arbeitsmarkt als je zuvor eine andere Bundesregierung. 

(Beifall) 

Liebe Freunde, das ist praktische Solidarität. Angstparolen schaffen keine Arbeit. 

(Beifall) 

Liebe Freunde, wir wissen: Der Anstieg der Arbeitslosigkeit ist gestoppt. Die Jugend­
arbeitslosigkeit geht zurück. Wir wissen auch: Der Abbau von Arbeitslosigkeit stand 
nie am Anfang eines Aufschwungs. Aber mit anhaltendem Wachstum, stabilen 
Preisen und soliden Staatsfinanzen sind die entscheidenden Grundlagen für neue, 
dauerhafte Arbeitsplätze herzustellen. 

Die erste Etappe ist geschafft: Die Zahl der Beschäftigten wird wieder zunehmen. 
Das heißt, der Weg ist richtig. Wir schaffen auch die Aufwärtsentwicklung auf dem 
Arbeitsmarkt. Aber dies geht wie die Erfahrung zeigt, nicht mit irgendwelchen 
staatlichen Programmen. Dies geht nur mit der überzeugenden Politik der Sozialen 
Marktwirtschaft. 

(Beifall) 

Als Volkspartei der Mitte wissen wir: Soziale Marktwirtschaft meint nicht nur Wettbe­
werb und Leistung, sondern immer auch sozialen Ausgleich. 

Nicht zuletzt mit Rücksicht auf die besonderen Probleme Nordrhein-Westfalens sind 
wir etwa beim Subventionsabbau behutsam vorgegangen. Wir wurden von manchen 
dafür hart kritisiert. Nur, ich möchte manchem Vertreter der reinen Lehre empfehlen, 
seine Meinung auch einmal zu testen im Gespräch mit Stahlkochern, mit Kumpels 
und Werftarbeitern. Dann wird er die soziale Dimension auch solcher Fragen besser 
verstehen können. 

(Beifall) 

Liebe Freunde, diese Erfahrung wünsche ich manches Mal auch jenen, die uns 
sagen: ihr hättet beim Sparen noch viel tiefer einschneiden müssen. Da werden uns 
die Beispiele aus Japan und den USA empfohlen. Ich sage all jenen - bei allem 
Respekt vor dem großartigen Erfolg der Japaner und der Amerikaner -: Wir müssen 
für uns, unter den gesellschaftspolitischen Verhältnissen, unter den geschichtlichen 
Voraussetzungen und Traditionen unseres Landes unseren eigenen Weg gehen -
einen Weg, um den uns doch andere in Wahrheit beneiden wegen der Erfolge 
unserer Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung. 
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Dieser Weg der Sozialen Marktwirtschaft liat einen gesellschaftlictien Grundkonsens 
ermöglicht, mit dem wir eine der führenden Industrienationen der Welt wurden. Und 
diesen Konsens brauchen wir auch und gerade für die großen Aufgaben der Zukunft. 

Dieser Weg mag in manchem weiter sein und auch länger dauern. Aber wir wollen 
die Schwächeren nicht am Wegesrand zurücklassen. Für uns ist dies ein selbstver­
ständliches Gebot mitmenschlicher Solidarität. 

Der Weg ist solidarisch, und er ist solide. Wir finanzieren unsere Investitionen für 
neue Arbeitsplätze nicht mit ungedeckten Wechseln auf die Zukunft, sondern mit 
dem, was wir heute erarbeiten, was wir heute enwirtschaften. 

(Beifall) 

Deshalb, liebe Freunde, darf kein Zweifel aufkommen: Wir halten fest an unserem 
klaren Kurs im Bereich der Wirtschaftspolitik, im Bereich der Finanzpolitik. Wir 
werden auch in Zukunft geradestehen für eine solide Politik. Denn nur so gewinnen 
wir die Zukunft. 

Um die Zukunftssicherung geht es auch beim Schutz von Natur und Umwelt. Hier 
sind wir alle - ich denke, wir dürfen sagen: 
Gott sei Dank - in den letzten Jahren viel sensibler geworden. Die Menschen haben 
begriffen, daß uns der Schatz der Natur nur für unsere Generation anvertraut ist und 
daß wir diesen Schatz möglichst in einem guten Zustand an die nächste Generation 
weitergeben müssen. Wir haben die Pflicht, ihn an Kinder und Enkel möglichst 
unversehrt weiterzugeben. 

Der Lernprozeß war und ist mühselig und schwierig. Aber gerade den Kritikern aus 
der SPD möchte ich ganz einfach sagen: Warum sind denn die Regierungen Brandt 
und Schmidt in den Jahren 1972 und 1974 nicht dem Beispiel der USA und Japans 
gefolgt, als dort vor zehn Jahren das umweltfreundliche Auto eingeführt wurde? 

(Beifall) 

Wir hätten dieses Problem heute hinter uns, liebe Freunde. So sind wir gezwungen, 
in wenig mehr als 18 Monaten hier die Entscheidungen zu erzwingen. 

Dies, die offenkundige Zeitnot, in die wir angesichts des Waldsterbens geraten sind, 
ist doch einer der Gründe, weshalb wir im Augenblick bei unseren europäischen 
Partnern, die das Problem zum großen Teil zu Hause überhaupt nicht kennen und 
deswegen auch schwer verstehen können, so unter Druck geraten sind. 

Wir haben in diesen zwei Jahren viel erreicht. Heute ist das Umweltbewußtsein in 
keinem Land der Europäischen Gemeinschaft so geschärft wie bei uns. Wir sind 
dabei, die Schadstoffe in der Luft drastisch zu verringern. Was wir bei Kraftwerken 
und Industrieanlagen, besonders aber beim umweltfreundlichen Auto leisten, das ist 
ein Stück Pionierarbeit für die Europäische Gemeinschaft. 

Und damit kein Zweifel aufkommt: Für mich ist klar, daß wir jetzt vor ganz schwie­
gen und entscheidenden Verhandlungstagen stehen. Aber für mich ist auch klar, daß 
Ende April die notwendigen Entscheidungen in der Bundesrepublik Deutschland 
durchgesetzt werden. 
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(Beifall) 

Das hat nichts damit zu tun, daß wir etwa unsere europäische Inspiration, den Willen 
zur europäischen Partnerschaft verleugnen. Aber dies ist eine nationale Herausfor­
derung, und sie trifft in der Gemeinschaft kein Land so hart und unvermittelt wie uns, 
die Bundesrepublik Deutschland. Deshalb erbitten und erwarten wir von unseren 
Partnern Verständnis. 

Nach den jüngsten Untersuchungen sind rund fünfzig Prozent unserer Wälder mehr 
oder minder geschädigt. Das Ausmaß der Schäden erfordert jetzt wirksame Maßnah­
men. 

Meine Damen und Herren, wer weiß, was Wald in der Geschichte, in der Kultur- und 
Geistesgeschichte der Deutschen bedeutet, der weiß: Es geht hier nicht nur um 
irgendeine wirtschaftliche Frage, das alles hat etwas mit dem Denken und Fühlen 
unseres Volkes zu tun. 

Viele, gerade auch in den betroffenen Gebieten, haben ihre Hoffnung auf uns 
gesetzt. Wir dürfen und wir werden sie nicht enttäuschen. Die Sicherung unserer 
natürlichen Lebensgrundlagen und die Bewahrung einer menschengerechten 
Umwelt bleibt eine Zukunftsaufgabe ersten Ranges. 

In einer modernen Industrie- und Exportnation geht es dabei immer auch um Arbeit 
und Brot für viele. Liebe Freunde, Arbeitsplätze sind für uns keine Tauschobjekte, 
weder gegen rote Ideologie noch gegen grüne Utopie. Wir wollen eine lebenswerte 
Umwelt u n d eine steigende Zahl von sicheren Arbeitsplätzen in der Bundesrepublik 
Deutschland. 

(Beifall) 

Nur eine starke Wirtschaft kann die Umwelt wirksam schützen. Denn nur eine 
moderne Wirtschaft liefert die besseren Technologien, die den Menschen eine 
lebenswerte Umwelt sichern können. Wirtschaft und Technologie, Arbeitsplätze, 
Umweltschutz - all dies gehört zusammen. Daran halten wir fest. Wir müssen 
versuchen, Ökologie und Ökonomie miteinander zu versöhnen. Gewinnen können 
am Ende nur beide gemeinsam. 

(Beifall) 

Liebe Freunde, in diesen zwei Jahren konnten wir einen entscheidenden Beitrag zur 
Zukunftssicherung des Landes leisten. Ich verweise auf das großartige Ergebnis, 
den Erfolg unserer Lehrstellenaktion. In zwei Jahren nacheinander haben wir einen 
Lehrstellenrekord erreicht, und zwar ohne jeden gesetzlichen Zwang, allein durch die 
Bereitschaft zum Mittun, durch Energie und Phantasie verantwortungsbewußter 
Bürger in allen Bereichen unserer Gesellschaft. Da war der Handwerksmeister und 
der Einzelhändler, der Mann im freien Beruf, der Unternehmer und der Betriebsrat, 
sie alle haben es möglich gemacht. Im Blick auf die Zukunftschancen unserer 
Jugend war dies gelebte Solidarität, eine partiotische Tat im besten Sinne des 
Wortes. 

(Beifall) 

Noch macht uns für das nächste Jahr die Zahl der Lehrstellenbewerber leider zu 
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schaffen. Das wird sich aber sehr rasch ändern. An den leeren Bänl<en in den 
Schulen können wir schon sehen, wie stark die Geburtenzahl zurückgegangen ist. 
Niemand sollte unterschätzen, liebe Freunde, wie tiefgreifend und langfristig die 
Folgen des Geburtenrückgangs sind. Ich denke an die Renten, aber nicht nur daran. 
Wir haben gestern abend im Pressegespräch darüber unterhalten. Wenn im vergan­
genen Jahr auf 100 Todesfälle 67 Geburten kamen, dann haben Sie eine Perspek­
tive der katastrophalen Entwicklung, die auf uns zukommt. Wer über Renten spricht, 
muß immer auch über diese demographische Entwicklung im Land sprechen. 

Rente, das ist für uns verdienter Alterslohn für eine Lebensarbeit. Das ist nicht eine 
milde Gabe der Gesellschaft. Dafür steht eine Lebensleistung, dafür steht der 
moralische und rechtliche Anspruch des älteren Mitbürgers. 

(Beifall) 

Deshalb muß die Rente sicher sein. Unsere älteren Mitbürger können sich darauf 
verlassen. Für uns ist es selbstverständlich, daß wir alles tun, daß Rente sicher ist. 

(Beifall) 

Wir haben das Problem, daß die nachwachsenden Generationen immer schwächer 
und gleichzeitig - das ist eine erfreuliche Entwicklung der modernen Medizin - die 
Zahl der älteren Mitbürger immer größer wird. Liebe Freunde, 1950 gab es in der 
Bundesrepublik Deutschland 500 000 Bürger, die über 80 Jahre alt waren, im Jahre 
1985 werden es 1,8 Millionen sein. Diese Zahl zeigt Ihnen auch in diesem Feld die 
dramatische Veränderung. Von einer Bevölkerungspyramide kann man schon gar 
nicht mehr sprechen. 

In dieser Situation müssen wir über die Grundlagen des Generationenvertrages und 
über das Verhältnis zwischen den Generationen neu und grundsätzlich nachdenken. 
Vieles, liebe Freunde, wird davon abhängen, daß Alt und Jung nicht um Ansprüche 
miteinander konkurrieren, sondern ihre Leistungen füreinander und ihre Solidari­
tätspflicht zueinander begreifen. 

Vielen Rentnern geht es nicht allein um materielle Sicherheit. Sie trauen sich viel zu. 
Wer sich vital fühlt, sollte nicht aufs Altenteil gesetzt werden. Im Blick auf die 
Sicherung der Renten kann es schon in wenigen Jahren notwendig sein - ich glaube, 
es wird notwendig sein -, starre Altersgrenzen aufzulockern. Alle hätten dann die 
Möglichkeit, den Übergang vom Arbeitsleben in den Ruhestand nach eigenen 
Wünschen mitgestalten zu können. 

(Beifall) 

Die Sicherung des Generationenvertrages ist eine unserer wichtigsten Zukunftsauf­
gaben. Sie darf nicht im Gegeneinander zerredet, sie sollte im Miteinander - auch der 
Parteien, wenn möglich - gelöst werden. Wir werden sehen, ob die Sozialdemokraten 
zu einer solchen Gemeinsamkeit fähig und bereit sind. 

Liebe Freunde, lassen Sie mich zum zweiten Punkt kommt, zu unserer Politik für eine 
moderne Gesellschaft mit menschlichem Gesicht. Es geht um mehr Freiraum für die 
Bürger, um eigenständiges Handeln in Verantwortung auch für den nächsten. 

Mit dem Betreuungs- und Versorgungsstaat wollte sich die SPD ein Denkmal setzen. 
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„Null-Tarif" wurde zum trügerischen Zauberwort. Wer dafür letztlich aufkommen 
würde, danach wurde nicht gefragt. Für manche war es nur ein Schritt vom 
Anspruchsdenken zur Ausbeutung. Denken wir nur an die Erfahrungen, die wir 
überall machen, an jene Rechner, die beispielsweise Familienangehörige in ihrem 
Büro, in ihrem Betrieb beschäftigen, um ihnen dann zu kündigen, damit sie dann 
Arbeitslosengeld kassieren. Liebe Freunde, es gibt Dinge, die man einfach nicht tun 
soll, nicht tun darf. Es ist nicht alles erlaubt, was nicht verboten ist. Dies ist keine 
Frage von Gesetzen, sondern eine Frage des Verständnisses untereinander in 
unserer Republik. 

(Beifall) 

Auf diesem Felde ist in allen Teilen der Gesellschaft vieles wieder zurechtzurücken. 

Viel zu lange galten doch diejenigen als besonders clever, raffiniert und lebenstüch­
tig, die es fertigbrachten, den Wehr- und auch den Ersatzdienst zu umgehen. Viel zu 
lange haben jene Spott erfahren, die mühsam und unter Opfern ihre Kinder großzo­
gen, für sich und die Familie, aber auch für die ganze Gesellschaft, die letztlich den 
Nutzen davon haben wird. 

(Beifall) 

Heute entwickelt sich wieder und nicht zuletzt in der jungen Generation ein feines 
Gespür dafür, was es heißt, auch die Interessen des Nachbarn, des anderen zu 
sehen, was es heißt, Pflichten zu tragen. 

Liebe Freunde, eine solidarische Gesellschaft kann nur die sein, in der die Bürger 
verstehen: Wer Rechte hat, der hat auch Pflichten, und wer Pflichten trägt, der hat 
auch Rechte. Die Menschen besinnen sich wieder darauf, daß gesät werden muß, 
wo geerntet werden soll, daß wir Investitionen brauchen, auch geistige Investitionen, 
wenn wir Erträge erzielen wollen. Wir erleben es doch jeden Tag: Selten zuvor hat 
eine politische Aussage so viel spontane Zustimmung erfahren wie der Satz, daß 
Leistung sich wieder lohnen muß. 

Mit der größten Steuerreform in der Geschichte unseres Landes werden wir die 
Steuerzahler um 20 Milliarden DM entlasten. Meine Damen und Herren, wenn wir vor 
zwei Jahren auf einem Bundesparteitag angekündigt hätten, daß dies zum 1. Januar 
1986 zur einen Hälfte und zum 1. Januar 1988 zur anderen Hälfte möglich ist, hätten 
wir nicht nur in der deutschen Öffentlichkeit, sondern auch unter den Delegierten 
ungläubigen Gesichtern gegenübergestanden. Lassen Sie uns doch dieses großar­
tige Ergebnis unserer Politik nicht zerreden, sondern draußen kraftvoll als einen 
Beweis unserer Leistungsfähigkeit vertreten. 

(Beifall) 

Natürlich glaubt jetzt, wo die Dinge wieder aufwärts gehen, der eine oder andere 
auch bei uns in der Partei, mit jener Zusage könne man nicht nur Stimmen gewinnen, 
sondern auch Stimmung machen. Liebe Freunde, auf diesem Weg hatten die 
Sozialdemokraten den Staat dorthin gebracht, wo wir ihn 1982 übernommen haben. 
Dies wird nicht unsere und schon gar nicht meine Politik sein! 

(Beifall) 
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Jeder muß sich sagen, daß niemand von uns das Reclit hat, mehr zu verlangen als 
das, was jetzt solide finanzierbar ist. 

Nach Jahren der Gleichheitsideologie suchen die Menschen ihre persönliche 
Chance wieder in Selbständigkeit, in Eigenintitiative und Selbstverantwortung. Als 
rohstoffarmes Land können wir es uns einfach nicht leisten, Talente gleichsam von 
Staats wegen zu begraben. 

Unser Gemeinwesen braucht Leistungseliten. Es braucht Spitzenleute, die Heraus­
ragendes leisten und durch ihr Beispiel andere anspornen. Talente gilt es gerade 
deshalb zu fördern, weil alle davon den Nutzen haben. 

Und es ist doch eigenartig, daß jedermann begriffen hat, welche Impulse der 
Breitensport vom Spitzensport erhält. Dieses Vorbild von Leistungseliten brauchen 
wir nicht nur beim Spitzensport, sondern in allen Bereichen der Gesellschaft - im 
wissenschaftlichen, im wirtschaftlichen und nicht zuletzt im kulturellen Leben unse­
res Landes. 

(Beifall) 

Mit einem Satz kann man einfach sagen: Mittelmaß darf in der Bundesrepublik 
Deutschland nicht zum Einheitsmaß werden. 

Gerade in Wissenschaft und Forschung müssen wir immer wieder überlegen, 
inwieweit wir bessere Startchancen schaffen können. Besitzstandsdenken und viel­
leicht auch verkrustete Formen im Bereich geltender Rechtspositionen sind da völlig 
fehl am Platz. Hier läuft jeder erst zur Höchstform auf, wenn er voll gefordert wird. 

Mehr Wettbewerb wird auch den Medien gut bekommen. Und den Nutzen werden 
alle Bürger haben. 

(Beifall) 

Durch mehr Vielfalt im Programmangebot werden sie mehr Wahlfreiheit gewinnen. 
Wir haben mit der Medienblokade der SPD Schluß gemacht. 

Gerade die Freiheit von Presse und Rundfunk darf nicht angetastet werden. Wie die 
Sozialdemokraten unter Rau mit dem neuen Intendanten des WDR umspringen 
wollten, war schlicht ein Skandal. 

(Beifall) 

Daß unsere Freunde in Nordrhein-Westfalen, vor allem die Landtagsfraktion unter 
der Führung von Bernhard Worms, tatkräftig dagegen eingeschritten sind, ist ein 
Dienst an den Bürgern der Bundesrepublik insgesamt. 

(Beifall) 

Immer mehr Bürger unseres Landes sind es leid, vom Staat bevormundet zu werden. 
Sie sind es leid, selbst bei Alltagsproblemen staatliche Stellen in Anspruch nehmen 
zu müssen. Sie wollen keine langen Episteln schreiben, wenn sie Anträge an eine 
Behörde stellen. 
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In der Bundesrepublik Deutschland wurde in den letzten Jahren - und dieses Denken 
geht quer durch alle politischen Gruppen - viel zuviel bedenkenlos modernisiert, 
technisiert, bürokratisiert. Verlorengegangen und auf der Strecke geblieben ist doch 
ein Stück Menschlichkeit und Geborgenheit. Die Menschen wehren sich zu Recht 
gegen die trostlose Perspektive einer immer präziser verwalteten Welt, in der sie 
notwendig einsam werden. Sie wollen eine Gesellschaft mit menschlichem Gesicht. 

Wir sind froh, daß man in unserem Land heute weniger fragt „Wer hilft mir?" und viel 
mehr - gerade in der jungen Generation - fragt „Wem helfe ich?". Eigeninitiative und 
Nachbarschaftshilfe erleben einen neuen Aufschwung. Ich denke an die vielen 
ehrenamtlichen Dienste, an die Menschen, die sich für Kranke, Behinderte, für Alte, 
Einsame, für ausländische Mitbürger einsetzen. Von diesem Engagement wird sehr 
selten berichtet, viel mehr über Gewalttaten und Katastrophen. Wir sollten wieder 
dazu kommem, daß praktizierte Mitmenschlichkeit eine Nachricht wert ist. 

(Beifall) 

Die Hilfsbereitschaft vieler in unserem Volk wird in zahlreichen Aktionen sichtbar. Ich 
erwähne nur - gerade wegen der Revanchismusdiskussion in den letzten Monaten -
die Paketaktionen von Millionen Deutschen nach Polen. Ich erwähne den „Tag für 
Afrika" vor wenigen Wochen und die beständige Unterstützung für die kirchlichen 
und anderen Hilfswerke. 

Daß uns die Not anderer nicht gleichgültig ist, ist ein wichtiges Merkmal der 
gegenwärtigen Gesellschaft der Bundesrepublik Deutschland. Das hat seinen 
Ursprung in der schlimmen geschichtlichen Erfahrung unseres Volkes, nicht zuletzt 
aus den Jahren nach 1945. 

Lassen Sie uns, liebe Freunde, in diesem Zusammenhang auch mit Stolz eine 
Leistung erwähnen, auf die wir als Partei hinweisen können. Ich meine unsere Dritte-
Welt-Aktion für Schulen und Krankenhäuser in Entwicklungsländern. Es ist gut, daß 
wir als Partei zur Entwicklungshilfe nicht nur in Programmen sprechen, sondern daß 
viele von uns einen ganz persönlichen Beitrag leisten. Das ist überzeugender als 
manche Reden. 

(Beifall) 

Das gilt vor allem für das Mittun in der jungen Generation. Denken wir nur an den 
freiwilligen sozialen Dienst für alte Mitbürger genauso wie für die Linderung der Not 
in der Dritten Welt. Das ist ein hoffnungsvolles Zeichen für eine neue Lebenszuver­
sicht. Das ist genau das Gegenteil jenes törichten Kulturpessimismus, der uns 
einreden will, unser Volk habe weder die geistige noch die materielle Kraft, die 
Zukunft zu bewältigen. 

(Beifall) 

Hier finden sich auch die geistigen Grundlage für unsere Familienpolitik: In den 
Familien lernen wir, einander zu helfen und aufeinander Rücksicht zu nehmen. Je 
besser es unseren Familien geht, desto besser geht es dem Staat. Das ist ein ganz 
einfacher, aber überzeugender Satz. 

(Beifall) 
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Die Familie, liebe Freunde, ist unser großes Thema, und zwar natürlich in ihrer 
materiellen Situation, aber gleichermaßen in ihrer geistigen Situation. 

(Beifall) 

Hier geht es nicht nur um materielle Probleme, sondern auch um die immateriellen 
Grundanliegen der Menschen. Es geht um Geborgenheit und Sinnerfüllung, um 
Zuwendung, aber auch um die Erfahrung von Autorität. 

Liebe Freunde, Sie kennen unsere familienpolitischen Beschlüsse. Steuerreform und 
Erziehungszeiten im Rentenrecht, Erziehungsgeld und Kindergeld haben ein 
gemeinsames Ziel: Wir wollen endlich die Benachteiligung derjenigen aufheben, die 
sich für Familie und Kinder entscheiden. Eine Gesellschaft mit menschlichem 
Gesicht muß eine kinderfreundliche Gesellschaft sein. 

(Beifall) 

Auf die Gefahr hin, wieder einmal mißverstanden zu werden, will ich darauf hinwei­
sen, daß es mich bedrückt, daß ich in meinem Amt etwa zehnmal mehr Briefe zum 
Tierschutz als Briefe erhalte, die sich für Kinder und Familien einsetzen. 

(Beifall) 

Liebe Freunde, ich denke, wir brauchen darüber nicht zu diskutieren. 
Wir sind alle für einen vernünftigen Tierschutz. Wir sind ein Freund des Tierschutzes. 
Aber wir reden vergleichsweise viel zuviel darüber und viel zuwenig von den Kindern, 
von den, was sie an Liebe, an Zuwendung brauchen, und von dem, was sie an 
Zukunft für die Deutschen bedeuten. 

(Beifall) 

Kinder sind der Segen eines Volkes. Sie gernzuhaben, sich mit ihnen und über sie zu 
freuen, das muß doch eigentlich wieder ganz selbstverständlich sein. 

Damit bin ich beim zentralen Thema dieses Parteitages. Kinder und die damit 
verbundene Arbeit dürfen in der Familie nicht einfach nur auf eine Seite, auf die Frau 
und Mutter, werden. Wenn wir von Partnerschaft zwischen Mann und Frau sprechen, 
wissen wir, daß es in diesem Feld einen großen Nachholbedarf gibt. 

Liebe Freunde, Partnerschaft kann nicht verordnet werden. Sie muß Im Leben, im 
Alltag, in der Familie, in der Arbeitswelt versucht werden. Die glaubhaft vorgelebte 
Partnerschaft ist der stärkste Impuls, den wir für eine Renaissance der Familie in die 
nachwachsende Generation geben können. 

Unsere Position ist klar. Männer und Frauen sollen frei entscheiden, wie sie ihre 
Aufgaben in Familie und Beruf aufeinander abstimmen: =b die Partner sich die 
Kinderbetreuung und den Haushalt teilen und gleichzeitig einer Erwerbstätigkeit 
nachgehen oder ob sich ein Elternteil ganz der Familie widmet, das ist eine ganz 
persönliche Entscheidung, die wir zu respektieren haben. 

(Beifall) 

Aber, meine Damen und Herren, es ist unerträglich, daß wir uns dann in dieser 
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Diskussion so auseinanderreden - wobei ich mit „wir" weniger uns in der Partei als 
die Gesellschaft insgesamt meine -, daß die eine dieser Rollen gegenüber der 
anderen diskriminiert wird. 

(Beifall) 

Die Rolle der Hausfrau und Mutter ist unerläßlich für die Zukunft des Landes, 

(Beifall) 

genau wie die berufstätige Frau für diese Gesellschaft unerläßlich ist. 

(Anhaltender Beifall) 

Ich finde es ermutigend, daß wir in der jungen Generation Lernbereitschaft und 
Verständnis füreinander sehen, auch für gemeinsam zu tragende und zu teilende 
Lasten, wie es übrigens früher auch war, aber jetzt vielleicht in mancherlei anderer 
Form. 

Frauen dürfen nicht deshalb Nachteile erleiden, weil sie Ja zu Kindern sagen. 

(Beifall) 

Das gilt für die Hausfrau, und das gilt gleichermaßen für die berufstätige Frau. 

Angesichts der demographischen Zahlen kann man doch ganz einfach sagen: Ohne 
das Opfer der Mütter hat dieses Land keine Zukunft. 

(Lebhafter Beifall) 

Aber, liebe Freunde, wenn wir dies sagen und es mit viel Beifall begleiten - wofür ich 
dankbar bin -, muß man auch einmal die Frage stellen, inwieweit wir trotz der 
erreichten gesetzlichen Gleichberechtigung, der Gleichberechtigung in Verfassung 
und Gesetzen, im Blick auf Partnerschaft eigentlich wirklich weitergekommen sind. 
Es ist doch wahr, daß Frauen nur allzu oft ihre männlichen Kollegen an Fähigkeiten 
weit übertreffen müssen, um überhaupt eine Chance zu erhalten. 

(Zustimmung) 

Ich finde, es steht der Christlich Demokratischen Union aus ihrem Selbstverständnis 
gut an, daß wir gegen diese Benachteiligung angehen, 

(Zustimmung) 

jeder an seinem Platz, im Kreisverband wie im Unternehmen wie in der Politik. Denn 
es ist doch auch bei uns so, daß Frauen es in der Regel schwerer haben, als 
Kandidaten oder Delegierte aufgestellt zu werden. 

(Beifall) 

Ich meine, wir sind gut beraten, auf allen Ebenen unserer politischen Arbeit, bei 
Nominationen für Ratsversammlungen im kommunaleh Bereich bis hin zu den 
Mandaten in Landtagen und im Bundestag und in der Arbeit der Partei, die politi-
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sehen Talente von Frauen besser zu nutzen. Ich denke, das gilt auch für die 
Bundesregierung, und ich will den Beweis dafür antreten. 

(Beifall) 

Liebe Freunde, ich möchte nun zu meinem dritten Punkt kommen, zu unserer Politik 
für Frieden und Freiheit. 

Eine ganz entscheidende Zukunftsaufgabe bleibt die Einigung Europas. Für uns 
Christliche Demokraten hat Europapolitik erste Priorität. Wir sind und bleiben die 
deutsche Europapartei. 

(Beifall) 

Bei allem Ärger, den viele von uns im Blick auf Diskussionen und Entscheidungen in 
der EG immer wieder verspüren, möchte ich Ihnen allen zurufen: Jeder Fortschritt in 
der Einigung des freien Europa trägt dazu bei, die Spaltung ganz Europas langfristig 
zu übenwinden, und dies heißt immer auch: die Spaltung Deutschlands zu über­
winden. 

(Beifall) 

Wir Deutschen brauchen mehr als andere das geeinte Europa, weil sich die Teilung 
unseres Vaterlandes nur in größeren europäischen Dimensionen übenwinden läßt. 
Eine erfolgreiche Europapolitik ist deshalb zugleich immer auch ein wichtiger Beitrag 
für eine konstruktive Ostpolitik. Unsere Ost- und Deutschlandpolitik müßte scheitern, 
wenn sie ihr natürliches Widerlager in der gemeinsamen europäischen und westli­
chen Bündnispolitik verlieren oder aufgeben würde. 

Als wir die Regierungsverantwortung übernahmen, war die Reform der Europäi­
schen Gemeinschaft überfällig. Auch hier haben wir - wie auf anderen Feldern -
vieles vorgefunden, was unsere Vorgänger einfach liegenließen. Wir haben uns 
sofort an die Arbeit gemacht. IVlit dem auf dem Europäischen Gipfel in Stuttgart 
geknüpften Verhandlungspaket haben wir die entscheidenden Voraussetzungen für 
den Erfolg der Konferenz von Fontainebleau geschaffen. Dort wurden im vergange­
nen Jahr wichtige Ergebnisse erzielt, in der Haushalts- und Finanzpolitik ebenso wie 
in der Agrarpolitik der Gemeinschaft. 

Natürlich haben wir bitter erfahren müssen, daß auch hier der Teufel im Detail steckt. 
Manche machen es sich wirklich - ich sage das insbesondere im Blick auf bestimmte 
Bereiche in den Städten, insbesondere den Großstädten - zu leicht mit der Kritik an 
der Agrarpolitik der EG und an unserer Hilfe für die Bauern. Sie sehen über die 
Existenzsorgen unserer bäuerlichen Familienbetriebe großzügig hinweg. 

Aber, meine Damen und Herren, ich sage: Solidarität ist keine Einbahnstraße! Wieso 
sind eigentlich die Bauern die Lastesel der Europäischen Gemeinschaft? Selbstver­
ständlich haben sie die Solidarität unseres Landes verdient. 

(Beifall) 

Wir stehen nun vor schwierigen und wichtigen Entscheidungen im Blick auf die 
Erweiterung um Spanien und Portugal. Wir - auch wir als Christlich Demokratische 
Union Deutschlands - haben den Demokraten in Spanien und Portugal unser Wort 
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gegeben, daß sie nach der Rückkehr aus der Diktatur, wenn sie das neue Gemein­
wesen demokratisch aufbauen, in der Europäischen Gemeinschaft herzlich willkom­
men sind. Wer jetzt nicht fähig ist, in einem vernünftigen Miteinander diese Entschei­
dung zum 1. Januar 1986 wie versprochen zu gewährleisten, der muß sich gerade 
hier in der Bundesrepublik einmal die Frage stellen: Welche Folgen, liebe Freunde, 
hätte es gehabt, wenn sich die anderen in jenen Tagen, als es um unseren Beitritt zur 
Europäischen Gemeinschaft ging, versagt hätten? Welche Folgen hätte das für die 
Entwicklung der Demokratie in der Bundesrepublik Deutschland gehabt? 

(Beifall) 

Wir haben natürlich in diesen zwei Jahren nicht alle Probleme lösen können, die sich 
in vielen Jahren aufgestaut haben. Manches liegt im argen. Aber wir haben so viel 
Schutt aus dem Wege geräumt, daß wir uns jetzt der eigentlichen Aufgabe zuwenden 
können: den nächsten entscheidenden Schritt im Blick auf die Vision der großen 
europäischen Gründergeneration nach dem Kriege zu tun, den Schritt in Richtung 
auf die Europäische Union, den tatkräftigen Beginn des Baus der Vereinigten 
Staaten von Europa. 

Im Juni sollen auf dem EG-Gipfel in Mailand, soweit möglich, die Weichen gestellt 
werden. Das Jahr 1985 kann, liebe Freunde, für die Europäische Gemeinschaft ein 
Schicksalsjahr werden, ein Jahr, in dem über den zukünftigen Weg entschieden wird. 
Ich bin fest entschlossen - und dies ist ein Erbe Konrad Adenauers, das wir zu 
verwalten haben -, einen wesentlichen und entscheidenden Schritt zur politischen 
Einigung Europas voranzugehen. 

(Beifall) 

Was wir erreichen können, wird - das ist wahr - vom Mut, von der Einsicht, von der 
Entschlossenheit der Mitgliedstaaten abhängen. Es werden sicherlich einige zögern. 
Aber wir können nicht warten. Die Perspektive des geeinten Europa ist für alle 
unverzichtbar geworden. Wir, die Deutschen, brauchen sie um der Zukunft unserer 
Kinder willen, um der Zukunft unseres Kontinents willen, der nach einem Jahrhundert 
zweier Weltkriege in ein Jahrhundert des Friedens geführt werden muß. 

Liebe Freunde, in der Außen- und Deutschlandpolitik haben wir wieder Klarheit und 
Sicherheit geschaffen. Das ist von der Mehrheit unserer Mitbürger nicht nur dankbar 
aufgenommen worden, sondern auch ganz selbstverständlich unterstützt worden. 
Sie wissen, endlich haben sie wieder eine Regierung, die unmißverständlich aus­
spricht, wo wir als Land der Freiheit, der Demokratie und des Rechts hingehören: auf 
die Seite der Freiheit, an die Seite unserer Partner und Freunde im Bündnis, in der 
Atlantischen Allianz für Frieden und Freiheit. 

(Beifall) 

Unsere Mitbürger haben auch ein feines Gespür dafür, daß wir für die Rolle als Mittler 
oder gar Schiedsrichter zwischen Ost und West, zwischen den Weltmächten, die 
falsche Besetzung wären. In Fragen der eigenen Sicherheit können wir nicht 
unparteiisch sein. 

Unsere Bewährungsprobe im Bündnis war die Durchführung des NATO-Doppelbe-
schlusses. Wir sind gegenüber unseren Partnern nicht - wie die Sozialdemokraten -
wortbrüchig geworden. 
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(Beifall) 

Wir haben den Drohungen der Sowjetunion widerstanden und haben damit auch in 
der Sowjetunion neuen Respekt gewonnen. 

(Beifall) 

Wir haben uns nicht dem Druck auf unseren Straßen gebeugt. Die Frage, ob Bonn 
nicht doch Weimar sein könnte, ist in jenen Tagen wohl endgültig entschieden 
worden. In der Bundesrepbulik bestellt der Wähler in freier, geheimer und direkter 
Wahl sein Parlament. Dieses Parlament bestimmt die Regierung und sonst niemand, 
meine Damen und Herren. 

(Beifall) 

Wir haben klaren Kurs gehalten, weil dieser Kurs unseren Sicherheitsinteressen 
entsprach. Unsere Partner im Bündnis wie unsere Bürger, aber auch unsere Gegner 
wissen, daß dies eine Regierung ist, die zu ihrem Wort steht. Wir sind zuverlässig 
und berechenbar und bleiben es. 

Liebe Freunde, gerade die Erfahrung mit dem Stationierungsbeschluß Ende 1983 -
lassen Sie mich das in die Partei hinein sagen -, die wilden Diskussionen, die bangen 
Fragen von vielen, auch Gutwilligen, uns freundlich Gesonnenen, haben damals 
auch manchen bei uns verunsichert. Es gab auch in unseren Reihen in jener Zeit 
mancherlei Kleinmut, in den großen, entscheidenden Fragen der Nation muß man 
den Kurs bestimmen. Wenn der Kurs richtig ist, muß man ihn durchhalten, auch 
wenn an manchen Tagen der Wind ins Gesicht schlägt. Das ist die Erfahrung aus der 
Geschichte, die wir gemacht haben. 

(Beifall) 

Liebe Freunde, wenn das in der Außen- und Sicherheitspolitik richtig ist - und das ist 
erwiesen -, ist es'ganz gewiß auch in anderen Fragen wichtig und richtig, etwa in der 
Gesellschaftspolitik. 

Auf der Grundlage unserer gesicherten Verteidigungsfähigkeit bemühen wir uns um 
Dialog und Verhandlungen und, wenn möglich, um Zusammenarbeit mit der Sowjet­
union und den anderen Staaten des Warschauer Paktes. Aber das ist keine Ostpoli­
tik der Illusion, sondern eine Ostpolitik mit Augenmaß. Das letzte Jahr hat gezeigt, in 
welchem Ausmaß die Zusammenarbeit zwischen den europäischen Partnern in Ost 
und West in den notwendigen Dialog zwischen den Weltmächten eingebunden 
bleibt. Aber auch die USA und die Sowjetunion müssen begreifen, daß ihre Bezie­
hungen verbessert werden können, wenn die jeweiligen Bündnispartner diesen 
Dialog absichern und unterstützen. 

Wir werden, wann und wo auch immer, unser Gewicht in die Waagschale werfen, 
innerhalb des westlichen Bündnisses genauso wie im Gespräch mit der Sowjetunion 
und ihren Verbündeten. 

In den letzten Tagen habe ich in meinen Gesprächen in t\/loskau mit dem Generalse­
kretär Gorbatschow, mit Generalsekretär Honecker, mit Präsident Husak und Mini­
sterpräsident Jaruzelski deutlich gemacht, daß wir gute Voraussetzungen sehen, die 
Beziehungen auf allen Ebenen zu entwickeln, wenn auch die andere Seite dies will. 
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Das gilt für die eben genannten Länder genauso wie für Ungarn, Rumänien und 
Bulgarien. 

Generalsekretär Gorbatschow hat mir erklärt, daß die Linie der Sowjetunion darauf 
gerichtet sei, gutnachbarliche Beziehungen zwischen unseren Ländern zu entwik-
keln und alles zu unterstützen, was einer Annäherung unserer Völker und Staaten 
dienlich sei, im Interesse der Sicherheit in Europa und der ganzen Welt. Ich hoffe, 
daß seinen Worten die entsprechenden Taten folgen werden. Wir alle hätten den 
Nutzen davon. 

(Beifall) 

Liebe Freunde, wir stehen vor einer neuen Phase in den Ost-West-Beziehungen. 
Von der Wiederaufnahme des Rüstungskontrolldialogs zwischen den USA und der 
Sowjetunion in Genf können wichtige Impulse für eine Verbesserung des Ost-West-
Verhältnisses kommen. Es besteht jetzt eine bessere Chance, zu dauerhaften und 
grundlegenden Ergebnissen zu kommen, als in den 70er Jahren. 

Unser Ziel, das ist der Fortschritt zum Wohle der l\/lenschen. In der l\/loskauer 
Erklärung haben Generalsekretär Honecker und ich gemeinsam unterstrichen, daß 
solche Fortschritte zum Wohle der Menschen im beiderseitigen Verhältnis in hohem 
l\/laße geeignet seien, zur Verbesserung des politischen Klimas und zur Vertrauens­
bildung in den West-Ost-Beziehungen beizutragen. Liebe Freunde, wir haben einen 
eigenen Anteil daran - wir sollten es immer wieder deutlich sagen, weil wir das vor 
über einem Jahr bei der Stationierungsdebatte versprochen haben -, daß vor 
wenigen Tagen neue Rüstungskontrollverhandlungen in Genf beginnen konnten. 

In engen, vertrauensvollen und intensiven Konsultationen mit unseren amerikani­
schen und europäischen Verbündeten haben wir bereits seit dem letzten Sommer 
unermüdlich darauf hingearbeitet, daß dieser Dialog zwischen den beiden Groß­
mächten wieder in Gang kommt und daß dabei europäische Interessen gewahrt und 
einbezogen werden. In meinen Gesprächen mit Präsident Reagan Ende November 
des letzten Jahres, die in der gemeinsamen Washingtoner Erklärung ihren Nieder­
schlag gefunden haben, haben wir die wichtigsten Merkmale dieses Weges aufge­
zeigt. Anfang Mai wird der Präsident der Vereinigten Staaten unser Gast sein. Wir 
heißen ihn aufs herzlichste willkommen. 

(Beifall) 

Er ist unser Freund. Und, liebe Freunde, wir haben dann eine gute Gelegenheit zu 
einer Demonstration der deutsch-amerikanischen Freundschaft. 

(Beifall) 

Wir unterstützen die in Genf vereinbarten Verhandlungsziele, weil sie auch in 
unserem Sicherheitsinteresse liegen. Das gesamte Spektrum des militärischen 
Kräfteverhältnisses zwischen West und Ost ist in diesen Dialog wieder einbezogen. 
Wir sehen darin eine eindrucksvolle Bestätigung der Außen- und Sicherheitspolitik 
des Bündnisses. 

1985 kann damit zu einem Jahr wichtiger rüstungskontrollpolitischer Weichenstellun­
gen auf allen Gebieten werden. Es gilt jetzt, jede denkbare Chance zu nutzen. Die 
Voraussetzungen sind günstig. Der Präsident der Vereinigten Staaten, Ronald 
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Reagan, kann auf Grund eines überwältigenden Vertrauensbeweises des amerikani­
schen Wählers und gestützt auf die Solidarität seiner europäischen Freunde und 
Bündnispartner offensiv und konstruktiv zugleich verhandeln. 

Mit Generalsekretär Gorbatschow verfügt die Sowjetunion über eine neue und 
stabile Führung, die mit Klugheit und Weitsicht die Chance nutzen sollte, den Frieden 
mit weniger Waffen zu sichern. 

Bei den Genfer Verhandlungen muß es darum gehen 

- erstens die strategische Stabilität zu festigen und einen Rüstungswettlauf im 
Weltraum und auf der Erde zu verhindern. 

- zweitens die nuklearen strategischen und Mittelstreckenwaffen drastisch zu redu­
zieren und zu begrenzen. 

- drittens die beiderseitigen Forschungen auf dem Gebiete neuer Raketenabwehrsy­
steme und der Antisatellitensysteme in kooperative Lösungen einmünden zu lassen, 
um eine Hochrüstung im Weltraum zu verhindern. 

- viertens den ABM-Vertrag zu bekräftigen, solange keine gemeinsamen Vereinbar­
ungen getroffen worden sind, die das Verhältnis zwischen Offensiv- und Defensiv­
waffen für uns entscheidend neu bestimmen. 

Entscheidend aber, liebe Freunde, bleibt, daß die Bündnisstrategie der flexiblen 
Reaktion unangestastet bleibt, solange es keine für das Ziel der Kriegsverhinderung 
wirksamere Alternative gibt. 

(Beifall) 

Lassen Sie mich hinzufügen; Je mehr es in Genf gelingen wird, die nuklearen 
Offensivwaffen in Ost und West einschneidend zu reduzieren, desto überflüssiger 
könnte es werden, weltraumgestützte Systeme zu stationieren. Wir wollen uns die 
Chance solcher Vereinbarungen erhalten. Deshalb haben wir uns die Entscheidung 
über die Verwirklichung der strategischen Verteidigungsinitiative offengehalten, und 
zwar in beiden Richtungen. Wir werden uns weiterhin dafür einsetzen, eine gemein­
same Haltung der Europäer zu entwickeln und gegenüber unseren amerikanischen 
Verbündeten zur Geltung zu bringen. 

Liebe Freunde, wir müssen uns dabei auf einen schwierigen und langfristigen 
Verhandlungsprozeß einstellen. Aber es ist ein schicksalhafter Prozeß. Für mich 
gehört es zu den negativen Entwicklungen unserer Bundesrepublik, daß wir In der 
Frage der Außen- und Sicherheitspolitik zunehmend verprovinzialisieren. Gewiß, die 
Rente, die Sicherung der Wirtschaft, die Arbeitslosigkeit sind zentrale Fragen. Aber 
alles, was wir innenpolitisch lösen können, war umsonst, wenn wir den Frieden und 
die Freiheit des Landes nicht erhalten können. 

(Beifall) 

Deswegen müssen wir unseren Freunden in diesen Verhandlungen mit ganzer Kraft 
zur Seite stehen. Es wird auch in Zukunft Rückschläge geben. Noch sind die 
Unterschiede zwischen den Verhandlungspositionen zu groß. Der Erfolg wird ent­
scheidend abhängen vom Ausmaß und der Intensität der Konsultationen zwischen 
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den USA und ihren Bündnispartnern, von der Vertrauliciikeit der Veriiandlungen als 
Gradmesser für ihre Ernsthaftigkeit und von der Solidarität im Bündnis sowie von der 
notwendigen Geduld, die gerade in modernen Massendemokratien in solchen subti­
len Fragen schwer aufzubringen ist. 

Wir dürfen nicht zulassen, daß die öffentliche Diskussion wie die Verhandlungen 
selbst auf die Strategische Verteidigungsinitiative der USA verkürzt werden. Alle drei 
Verhandlungsebenen in Genf sind von zentraler Bedeutung. Und ich füge hinzu: 
Diese Verhandlungen in Genf, liebe Freunde, werden wirklich nur erfolgreich sein, 
wenn sich die Ost-West-Beziehungen insgesamt konstruktiv entwickeln, d. h. auf 
allen politischen und wirtschaftlichen Ebenen. Deshalb habe ich es ausdrücklich 
begrüßt, daß auch insoweit der Dialog zwischen den Großmächten wieder aufge­
nommen wird. 

Diese Verhandlungen müssen unterstützt werden durch Gespräche, durch die 
Zusammenarbeit der Bündnispartner in Ost und West. Wer Hindernisse in den Weg 
legt, muß sich nach der Glaubwürdigkeit seiner politischen Absichten fragen lassen. 
Ich bin zuversichtlich, daß die Genfer Verhandlungen günstige Voraussetzungen 
schaffen, um Fortschritte auch bei den multilateralen Rüstungskontrollverhandlun­
gen in Stockholm, in Wien und in Genf zu ermöglichen. 
Liebe Freunde, 40 Jahre nach dem 8. Mai 1945 wissen wir mehr als andere, daß für 
uns Deutsche Friedenspolitik nicht allein eine Frage von Frieden und Sicherheit in 
Europa ist. Gerade das geteilte deutsche Vaterland hat ein elementares nationales 
Interesse daran, daß die Gräben zwischen Ost und West übenwunden werden; denn 
jede Verbesserung der West-Ost-Beziehungen dient auch den Menschen in unse­
rem geteilten Land, indem sie ihnen die Chance für mehr Miteinander eröffnet. 

(Beifall) 

Darüber hinaus leistet jede Verbesserung der Beziehungen zwischen den beiden 
Staaten in Deutschland auch einen Beitrag zum Frieden in Europa. Aus diesem 
Grunde wie im Interesse der Menschen wollen wir das Geflecht unserer Beziehun­
gen zur DDR dort entwickeln und festigen, wo das möglich ist. 

Dabei wissen wir genau, mft wem wir sprechen, mit wem wir verhandeln. Wir sind 
gänzlich ohne jede Illusion. Wir tun alles, damit der nationale Auftrag erfüllbar bleibt: 
in einem vereinten Europa in freier Selbstbestimmung die Einheit und Freiheit 
Deutschlands zu vollenden. 

(Beifall) 

Denn, liebe Freunde, bei der Deutschlandpolitik geht es immer auch um das Ganze, 
um das ganze deutsche Vaterland und die Einheit der deutschen Nation. 

Die von uns geführte Regierung hat die Deutschlandpolitik endlich wieder in ihre 
historische Perspektive gestellt. Schon Ende der 70er Jahre war ganz deutlich zu 
spüren, was heute für alle Welt offenkundig ist: daß die Deutschen ihre nationale 
Einheit begreifen, daß sie wissen wollen, woher sie kommen, wer sie sind, daß sie 
aber auch wissen wollen, welche Möglichkeiten die Geschichte für die Zukunft 
unserer Nation bereithält. 

Orientierung tut not; denn wir haben es mit einem Feld zu tun, auf dem ein neuer 
Nationalismus leicht gedeihen kann; auch ein Nationalismus von links. Das zeigt die 

41 



Geschichte, und, ich fürchte, das zeigt auch unsere Gegenwart. Ein solcher Nationa­
lismus wird immer ein Ferment für Neutralismus sein. Damit würden wir unsere 
Freiheit aufs Spiel setzen. 

(Beifall) 

Eine der wichtigsten Lehren, die wir in diesem Jahrhundert aus unserer Geschichte 
ziehen konnten, ist zur Staatsraison der Bundesrepublik Deutschland geworden: die 
Bindung an die Wertegemeinschaft freiheitlicher Demokratien und die Verpflichtung 
auf die politische Einigung Europas. Denn, liebe Freunde, Freiheit, Menschenrechte 
und der Friede, den sie stiften, sind unsere erste Staatsbestimmung. Und Freiheit ist 
auch immer der Kern der deutschen Frage. Um Selbstbestimmung geht es, um 
Menschenrechte - um Menschen und nicht um Territorien. 

(Beifall) 

Wir alle wissen, daß es zum Nationalstaat Otto von Bismarcks kein Zurück gibt. Das 
deutsche Haus, liebe Freunde, ist nur zu bauen auf dem Fundament der Menschen-
und Bürgerrechte und unter dem Dach eines vereinten Europas. 

(Beifall) 

Daß dieser Bau gelingen kann, davon bin ich überzeugt mit Blick auf die Kontinuität 
der Geschichte, mit Blick auf den vielfältigen Wandel auf deutschem Boden in der 
Mitte Europas. 

Zur Lage der Nation ist das Schlußwort nicht gesprochen. Das letzte Wort, liebe 
Freunde, haben die, die dereinst Europa zu geben vermögen, wonach sich alle 
Europäer in Ost und West sehnen: eine dauerhafte Friedens-, eine dauerhafte 
Freiheitsordnung. 

(Beifall) 

Liebe Freunde, ich habe geschildert, auf welchen Feldern unsere Politik der Erneue­
rung einen grundlegenden Wandel herbeigeführt hat oder ihn fördert. Wir führen das 
Land auf einen besseren Kurs. Der Weg ist lang. Wir haben gerade erst die erste 
Etappe hinter uns gebracht. Große Aufgaben liegen noch vor uns. Sie stehen ganz 
oben auf der Tagesordnung für die Zukunft. 

Wir haben als Christliche Demokraten eine moralische Verpflichtung vor allem auch 
gegenüber jenen, die heute ohne Arbeit sind. Wir müssen helfen, damit sie ihre 
Chance bekommen, ihr Leben aus dem Ertrag ihrer eigenen Leistung zu gestalten. 

Es ist ein Lebensrecht der nachwachsenden Generation, daß wir mit Natur und 
Umwelt sorgsam umgehen. Wir wissen, daß wir alles tun müssen, um die natürlichen 
Lebensgrundlagen unseres Landes wirksam zu schützen. 

Nach einem erfüllten Arbeitsleben haben unsere älteren Mitbürger einen Anspruch 
auf einen gerechten Alterslohn. Wir müssen den Generationenvertrag dauerhaft 
sichern. 

Nach Jahrhunderten europäischer Bruderkriege ist es unser historischer Auftrag, das 
europäische Einigungswerk weiterzuführen. Wir dürfen die Chance nicht vergeben. 
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mit einer Politischen Union den Weg zu bereiten für eine europäische Friedens- und 
Freiheitsordnung. 

Hier geht es um die Sicherung unserer Zukunft, um die Lebensfragen unseres 
Volkes. 

Nach einer Phase der bloßen Gegenwartsorientierung ist es heute in der deutschen 
Politik unsere Pflicht, uns diesen Herausforderungen mutig zu stellen und ihnen 
entschlossen zu begegnen. Unser Volk - dessen bin ich gewiß - hat dazu den Willen 
und, wenn wir es gemeinsam tun, auch die notwendige Energie. 

Zum zweiten Mal, liebe Freunde, in der Geschichte der letzten 40 Jahre haben wir, 
die Christlich Demokratische Union, den Auftrag, unser Land auf einem sicheren 
Weg in die Zukunft zu führen. Wir sind diesem Auftrag gewachsen. Wir werden 

, diesen Auftrag erfüllen. 

Für diese Politik, liebe Freunde, stehe ich. Für diese Politik bitte ich Sie um Ihre Hilfe 
und Unterstützung. Gehen wir gemeinsam ans Werk. Es geht um den Frieden, es 
geht um die Freiheit, es geht um unser deutsches Vaterland. 

(Langanhaltender Beifall - Die Delegierten erheben sich) 

Dr. Bernhard Worms, Tagungspräsidium: Wir danken Helmut Kohl für diese rich­
tungweisende Rede. Wir danken Helmut Kohl für seinen erfolgreichen, unermüdli­
chen, beispielhaften Einsatz an der Spitze der Bundesregierung. Helmut Kohl ist 
unser Vorbild. 

(Beifall) 

Lieber Helmut Kohl, die Union, Ihre Union, steht zu Ihnen und unterstützt Sie bei Ihrer 
großen Aufgabe für unser Vaterland. Meine Damen und Herren, Helmut Kohl ist der 
Garant für Friederi,Freiheit und soziale Gerechtigkeit für unser Land und alle Bürger. 

(Beifall) 

Verehrte Damen und Herren, noch ein wichtiger Hinweis: Wir werden nachher die 
Wahlen haben. Wenn Stichwahlen notwendig sein sollten, werden wir in jedem Falle 
alle Stichwahlen heute durchführen. Deshalb bittet das Tagungspräsidium Sie herz­
lich, sich darauf einzurichten, daß unser nordrhein-westfälischer Abend nicht wie 
ausgedruckt um 20 Uhr, sondern, nach unserer Einschätzung, erst um 21 Uhr 
beginnen wird. 

Meine Damen und Herren, ich berufe die zweite Plenarsitzung für heute mittag, 
pünktlich 14.30 Uhr, ein. Ich wünsche Ihnen guten Appetit. 

Unsere erste Plenarsitzung ist geschlossen. 

(Schluß; 12.32 Uhr) 
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Mittwoch, 20. März 1985 
2. Plenarsitzung 

Beginn: 14.30 Uhr 

Frau Dr. Helga Wex, Tagungspräsidium: Meine Damen und Herren, Ich eröffne die 
zweite Plenarsitzung des Bundesparteitages. 

Ich rufe TAGESORDNUNGSPUNKT 7 auf: 

GRUSSWORTE 

Für die Vertreter der befreundeten ausländischen Parteien erteile ich das Wort zu 
einem Grußwort dem Präsidenten der Europäischen Volkspartei, Piet Bukman. 

(Beifall) 

Piet Bukman, Präsident der Europäischen Volkspartei: Frau Vorsitzende! Herr 
Bundeskanzler! Liebe Freundinnen! Liebe Freunde! 

(Beifall) 

Heute spreche ich das erste Mal als neugewählter Präsident der Europäischen 
Volkspartei auf einem Bundesparteitag der CDU. 

(Beifall) 

- Seien Sie vorsichtig, seien Sie vorsichtig! -

(Heiterkeit) 

Ich will diese Gelegenheit gerne benutzen, um mich für die Unterstützung Ihres 
Vorsitzenden, des Bundeskanzlers Helmut Kohl, und der CDU von Herzen zu 
bedanken, die sie mir auf dem Weg zu dieser Präsidentschaft gewährt haben. Auch 
für die vielen Glückwünsche möchte ich herzlich danken. Ohne Glück, ohne Ver­
trauen und ohne den Einsatz ihrer Mitgliedsparteien kann die Europäische Volkspar­
tei, kann auch ein EVP-Präsident nichts zur Fortentwicklung der europäischen 
Einigung beitragen. 

Ich möchte es heute so sagen: Europa lebt nur, wenn es in den Herzen seiner Bürger 
lebendig ist. Um dieses Zeil zu erreichen, müssen die Parteien und die Regierungen 
ihren politischen Willen deutlich machen. 

(Beifall) 

Wollen sie Europa, oder wollen sie Europa nicht? Wollen sie Europa auf kleiner 
Flamme halten, oder wollen sie es mit energischen und mutigen Schritten weiterent­
wickeln? Wenn die Entartungen, die die Bürger an die Regierungen stellen, durch 
Nichtstun enttäuscht werden, wird das Vertrauen der Bürger bald auf den Nullpunkt 
sinken. 

Dabei ist, so glaube ich, wesentlich, was wir als europäische christliche Demokraten 
wollen und was wir als europäische christliche Demokraten tun. Man schaut auf uns, 
und man en/vartet etwas von uns, weil wir seit Adenauer, seit De Gasperi, seit 

44 



Schuman die stärkste europäische politische Kraft sind und es auch bleiben wollen. 
Keine politische Bewegung hat so viele engagierte Europäer hervorgebracht wie die 
unsere. 

(Beifall) 

Keine hat sich auf das Ziel der Einigung Europas so festgelegt wie wir. Wenn wir, d. 
h. die verantwortlichen christlichen Demokraten mit ihren Parteien, bei der Einigung 
Europas vorangehen, wird es, so glaube ich, für die anderen fast unmöglich sein, 
diese Entwicklung auf die Dauer zu verhindern. 

(Beifall) 

Die Gestaltung der Europäischen Gemeinschaft und ihre Fortentwicklung zur Euro­
päischen Union liegen zu einem großen Teil in unseren Händen. 

Die Frage ist: Worauf muß sich die christliche Demokratie heute konzentrieren, 
worauf muß sie vorbereitet sein? 

Ich will einige Schwerpunkte nennen; Da ist zu allererst der Beitritt Spaniens und 
Portugals. Die Verhandlungen befinden sich gerade heute, Mittwoch, in einem sehr 
kritischen Stadium. Wenn der Beitritt am 1. Januar 1986 vollzogen werden soll, 
müssen die Verhandlungen in Brüssel heute abgeschlossen werden. 

Wir müssen uns bewußt sein, daß der Beitritt Spaniens und Portugals viel mehr 
bedeutet als nur eine Vergrößerung der Zahl an Mitgliedstaaten. Dieser Beitritt 
bedeutet in politischer Perspektive vor allem den Anschluß von jungen Demokratien 
an den kleinen Teil Europas, der seine Freiheit bewahren konnte, um gemeinsam die 
Demokratie zu stärken. 

(Beifall) 

Darum ging es letztendlich auch den Gründern der europäischen Zusammenarbeit. 

Die zweite vorrangige Aufgabe ist die Vertiefung der Gemeinschaft und die Verbes­
serung der Qualität der europäischen Integration, ich bin davon überzeugt, daß die 
Zeit für grundsätzliche und irreversible Beschlüsse hierzu reif ist. In diesem Zusam­
menhang ist es von großer Bedeutung, daß unsere Abgeordneten im Europäischen 
Parlament sich als einzige Gruppe geschlossen hinter die Initiative für die Europäi­
sche Union gestellt haben. 

(Beifall) 

Natürlich stellt sich die Frage, wann dieses Endziel erreicht werden kann. Zweifellos 
hat jedoch diese Initiative schon als Stimulans gewirkt, um nun tatsächlich Nägel mit 
Köpfen zu machen und vorwärtsweisende Entscheidungen zu treffen. Deshalb 
unterstützen die Christlichen Demokraten auch die Bemühungen, kurzfristig die 
Befugnisse der EG-Kommission und des Europäischen Parlaments zu verstärken, 
die Entscheidungsverfahren in Europa zu verbessern und neue Politiken für die 
Europäische Gemeinschaft zu entwickeln. 

In Dublin haben sich Anfang Dezember die Gremien der Europäischen Volkspartei 
aus Überzeugung hinter die ersten Ergebnisse der Beratungen im Dooge-Komitee 
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gestellt, auch hinter die Forderung nach einer Regierungskonferenz über Europas 
Zukunft. Ich fürchte, wenn in diesen Fragen nicht bald ein Durchbruch erzielt wird, 
wird der sichere Hafen Europa langsam versanden. Noch in diesem Jahr muß der 
Durchbruch gelingen. 1985 ist das Jahr, in dem die schönen Sonntagsreden in 
konkrete, Vertrauen enweckende Taten umgesetzt werden müssen, und zwar mit 
Unterstützung der CDU, mit Unterstützung aller europäischen Christlichen Demo­
kraten. 

(Beifall) 

Liebe Freundinnen und Freunde, ich sprach davon, daß neue Politiken in Angriff 
genommen werden müssen. Auch das ist, glaube ich, eine sehr hohe Priorität. Dabei 
denkt man beinahe automatisch an den Ausbau der währungspolitischen Zusam­
menarbeit. Das ist auch richtig. Ohne vertiefte Zusammenarbeit auf diesem Gebiet 
wird Westeuropa noch mehr Mühe haben, seine Position weltweit zu behaupten, von 
einer Verstärkung ganz zu schweigen. 

Es sind jedoch auch andere Dinge lebenswichtig. Als dritten Schwerpunkt nenne ich 
die Notwendigkeit einer europäischen Technologiegemeinschaft. Über eine gemein­
schaftliche Anstrengung auf diesem Gebiet kann Europa wieder einen vollwertigen 
Platz neben den technologischen Großmächten USA und Japan zurückgewinnen. 
Wir dürfen in diesem Bereich nicht in eine Situation zurückfallen, in der wir nur Dinge 
konsumieren, die andere außerhalb Europas für uns produzieren. 

(Beifall) 

Der vierte Schwerpunkt ist die europäische Sicherheit. Überall wächst das 
Bewußtsein dafür, daß Europa zu seiner eigenen Sicherheit einen größeren Beitrag 
leisten muß, aber nicht etwa um eine selbständige, unabhängige Position zwischen 
der Sowjetunion und den Vereinigten Staaten einzunehmen. Das mag die Sowjet­
union wohl wollen, aber in diese Falle gehen wir als europäische Christliche 
Demokraten jedenfalls nicht. 

(Beifall) 

Uns geht es um eine Stärkung der atlantischen Zusammenarbeit mit Hilfe eines 
stärkeren europäischen Beitrags, und zwar materiell und politisch. Ich würde es 
besonders bedauern, wenn es der Europäischen Volkspartei als der richtungweisen­
den politischen Kraft in Europa nicht gelingen sollte, eine gemeinsame Haltung für 
ein europäisches Sicherheitskonzept mit atlantischer Perspektive zu entwickeln. Das 
bedeutet, wie ich glaube, auch, daß wir intensiven Kontakt mit unserem amerikani­
schen NATO-Partner bei der Entwicklung seiner Sicherheitsideen halten. 

Ich habe, meine Freunde, vier Schwerpunkte genannt, um Europa von 
der Kriechspur wieder auf die Schnellstraße zurückzubringen. 

(Beifall) 

Wir beschäftigen uns als europäische Christliche Demokraten damit nicht nur aus 
eigenem Interesse und im Interesse unserer Nachkommen, sondern auch wegen der 
Verpflichtung Europas für die Welt. Ich denke dabei an den europäischen Beitrag bei 
der Bekämpfung von Hunger und Armut in Afrika und Teilen Asiens. Ich denke an 
unseren Beitrag im Kampf für Demokratie in Lateinamerika und anderswo. Ich denke 
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an den Kampf für die Menschenrechte, der leider beinahe überall in der Welt geführt 
werden muß. 

Hierbei kann das freie und demokratische Europa wieder eine bedeutende Rolle in 
der Welt spielen, aber nur dann, wenn Europa gemeinsam auftritt. Das verpflichtet 
auch die europäischen Christlichen Demokraten zu größerer Gemeinsamkeit, ausge­
hend von unseren von christlichen Werten geprägten geistigen Grundlagen, die 
unsere politischen Überzeugungen hinsichtlich Frieden, Freiheit, Demokratie und 
Gerechtigkeit bestimmen. 

(Beifall) 

Ich wünsche Ihnen, meine lieben Freundinnen und Freunde, einen guten Parteitag 
und rufe Sie auf, weiterhin Europa auf Ihr Panier zu schreiben - mit ganz großen 
Buchstaben! 

Vielen Dank. 

(Beifall) 

Frau Dr. Helga Wex, Tagungspräsidium: Lieber Peter Bukman, ich danke Ihnen im 
Namen des Parteitages. 

Peter Bukman ist erst zu Beginn dieses Monats als Präsident der EVP in der 
Nachfolge unseres Freundes Leo Tindemans gewählt worden. Als langjähriger 
Verfechter der europäischen Einigung hat er sein Amt in schwieriger Zeit übernom­
men. Lieber Peter Bukman, wir wünschen Ihnen viel Kraft und eine glückliche Hand. 

Auf die CDU Deutschlands können Sie sich verlassen. 

(Beifall) 

Das Wort hat der Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl, Vorsitzender der CDU: Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Liebe Freunde! Ich habe heute zu Beginn dieses Parteitages 
darauf hingewiesen, daß wir in diesem Jahr unseren 40. Geburtstag feiern. Ich finde 
es nicht nur angemessen, sondern auch selbstverständlich und unserem Stil des 
Miteinander entsprechend, daß wir bei einer solchen Gelegenheit wie der des 
Bundesparteitags 1985 einige unserer Freunde stellvertretend für viele andere 
ehren. 

Vor 40 Jahren, in den Wirren des zusammenbrechenden Hitler-Regimes und den 
Tagen des Kriegsendes, fanden sich Männer und Frauen zusammen, die vor allem 
an die Zukunft dachten. Aus kleinsten, regional verstreuten Anfängen, gegen vielerlei 
Widerstände kämpfend und unter schwierigsten äußeren Bedingungen machten sie 
sich an den Aufbau unserer Partei. Sie traten ein für Partnerschaft und Solidarität, 
gegen Klassenkampf und gegen Gruppenegoismus. Sie kämpften aus ihrer bitteren 
Erfahrung von 1933 bis 1945 im besten Sinne des Wortes für ein besseres Deutsch­
land. Es war die Stunde eines neuen Anfangs unserer Demokratie. Es war die 
Geburtsstunde der Christlich Demokratischen Union, die es sich zur Aufgabe 
gemacht hat, die politische Spaltung der Konfessionen zu überwinden. 
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Wir freuen uns, heute eine Reihe von Männern und Frauen ehren zu l<önnen, die aus 
ihrer christlichen Verantwortung, aus ihrer sehr persönlichen Lebenserfahrung her­
aus In jenen bitteren Tagen bereit waren, ihren Beitrag für die Zukunft zu leisten. 
Wir sind stolz auf diese Männer und Frauen, die mit ihrem Beitrag zur Vernunft, zum 
Ausgleich und zum inneren Frieden ein Stück Zukunft unseres Volkes begründet 
haben. Ihre Entschlossenheit, ihr häufig sehr persönliches Opfer und ihr Mut in 
dieser Zeit nach der Stunde Null sind auch heute für uns Vorbild und Ansporn. 

Ich darf stellvertretend für die vielen anderen aus dieser Zeit nennen: Friedrich 
Wegehaupt. 

(Beifall) 

Er ist heute doppelt so alt wie seine Mitgliedschaft in der Christlich Demokratischen 
Union. 

(Erneuter Beifall) 

Er war wegen seiner politischen Überzeugung in nationalsozialistischen und in 
kommunistischen Gefängnissen. Nach seiner Flucht in den Westen war er Pressere­
ferent im Bundesministerium für Gesamtdeutsche Fragen und viele Jahre Leiter des 
Büros unseres verstorbenen Freundes Ernst Lemmer. 

Lieber Herr Wegehaupt, ich und alle unsere Freunde empfinden gerade vor Ihrer 
Standhaftigkeit und Grundsatztreue die größte Achtung. 

(Beifall) 

Margarete und Bernhard Brommer 

(Beifall) 

haben seit 1945 gemeinsam für die Sache der Union gearbeitet. Als Bernhard 
Brommer 1946 wegen angeblicher Arbeit gegen die Ziele der sowjetischen Besat­
zungsbehörden in Buchenwald interniert wurde, sorgte seine Frau für den Fortbe­
stand des CDU-Ortsverbandes Ammendorf an der Saale. Beide haben dann nach 
ihrer Übersiedlung nach Hannover aktiv in der dortigen Partei gearbeitet, er als 
steilvertretender Ortsvorsitzender, sie in der Frauenvereinigung des CDU-Kreisver­
bandes Hannover-Stadt. - Vielen Dank! 

(Beifall) 

Frau Gerda Garz 

(Beifall) 

gründete in ihrem Haus in Mecklenburg die dortige CDU. 1952 wurden sie und ihre 
Familie wegen ihrer politischen Überzeugung verhaftet. Nach ihrer Entlassung kam 
sie 1955 in die Bundesrepublik. Ihr ganzes Engagement gilt nunmehr seit vier 
Jahrzehnten unserer Partei. Vielen herzlichen Dank! 

(Beifall) 
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Katharina Haase war Mitbegründerin der CDU in Magdeburg. 

(Beifall) 

Nach ihrer Übersiedlung in die Bundesrepublik gehörte sie der CDU Dortmund und 
später in Mainz in vielen aktiven Verpflichtungen an. Vielen herzlichen Dank für Ihr 
Tun! 

(Beifall) 

Thomas Ruf 

(Beifall) 

war Leiter der sozialen Hilfsdienste der Volkshochschule in Esslingen, Mitbegründer 
der CDU und von 1953 bis 1972 Mitglied des Deutschen Bundestages. Wer die 
Sozialgeschichte der Bundesrepublik Deutschland einmal schreiben wird oder schon 
geschrieben hat, wird in vielen Bereichen, ob bei der Rentenversicherung, ob bei der 
Mitbestimmung, immer wieder auf Thomas Ruf und sein Werk und seinen Anteil an 
der sozialen Gerechtigkeit und der sozialen Integration in unserem Lande stoßen. 
Vielen herzlichen Dank, lieber Freund Ruf! 

(Beifall) 

Alfred Krause 

(Beifall) 

war Mitbegründer der CDU in der Lausitz und mußte von dort nach Berlin fliehen. 
Dort wurde er 1950 stellvertretender und danach 18 Jahre lang Kreisvorsitzender im 
Wedding, Abgeordneter im Abgeordnetenhaus, Geschäftsführer der Exil-CDU sowie 
Leiter des Deutschlandbüros. Vielen Dank für Ihren Dienst an unserer Sache! 

(Beifall) 

Richard Rieder 

(Beifall) 

trat 1945 der CDU bei. Er kam aus der damaligen sowjetischen Besatzungszone 
1947 in den Westen. Er war Vorsitzender des Stadtbezirksverbandes Huchting, 
gehörte der Bremer Bürgerschaft an und leitete über lange Jahre den CDU-Fachaus­
schuß Gesundheitspolitik. Herzlichen Dank für Ihr Mitwirken! 

(Beifall) 

Johann Schmoll 

(Beifall) 

war ein Mann der ersten Stunde in Hamburg. Sein Mitgliedsausweis trägt die 
Nummer 9. Johann Schmoll baute unsere dortige Geschäftsstelle mit auf und 
widmete sich danach wieder seinem Beruf. Seit nunmehr 40 Jahren ist er unserer 
Sache mit Rat und Tat verbunden. Vielen herzlichen Dank! 
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(Beifall) 

Otto Wagner 

(Beifall) 

baute 1945 gemeinsam mit seinem Bruder und mit unserem unvergessenen Freund, 
dem Außenminister und langjährigen Fraktionsvorsitzenden Heinrich von Brentano, 
die Christlich Demol<ratische Union in Südhessen auf. Er war durch viele Jahrzehnte 
ihr Vorsitzender, eine der prägenden Gestalten unserer hessischen Partei und auch 
der Bundespartei. Er Ist bis zum heutigen Tag unserer Arbeit aufs engste und - hier 
kann man das mit voller Berechtigung sagen - aufs treueste verbunden. Vielen 
herzlichen Dank, lieber Freund Wagner! 

(Beifall) 

Franz Wiegert 

(Beifall) 

hat 1945 den Gründungsaufruf unserer Partei In Köln, die Kölner Leitsätze, mitformu­
liert. Heute ist es fast unvorstellbar, aber es gehört auch zur Geschichte unserer 
Partei und zur Geschichte der neuen deutschen Demokratie, daß er damals mildem 
Fahrrad diese Leitsätze und Unterlagen zu den Freunden nach Süddeutschland 
brachte und sie dort mit den Kollegen in der Gewerkschaftsarbeit besprach. Er 
widmet sich jetzt in besonderer Welse der Seniorenarbeit unserer Partei in Köln. 
Herzlichen Dank! 

(Beifall) 

Josef Rudnick 

(Beifall) 

hat die CDU und die Junge Union in Rheine und In Westfalen-Lippe mitbegründet 
und leitete durch viele Jahre hindurch den Wirtschaftsrat des Kreises Steinfurt. Er hat 
in vielfältiger Weise unserer Idee gedient. Vielen herzlichen Dank für Ihren Dienst an 
unserer Sache! 

(Beifall) 

Heinz Reuter 

(Beifall) 

hat Im Sommer 1945 die CDU im Kreis Mainz mitbegründet und war langjähriger 
Bezirksgeschäftsführer. Später war er dann Chefredakteur des „Deutschland Union 
Dienst". Ihnen, lieber Freund Reuter, herzlichen Dank für Ihre Hilfe In diesen 
Jahrzehnten! 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, ich konnte an diesem heutigen Tag nur einige wenige aus 
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der glücklicherweise großen Zahl derer nennen, und auszeichnen, die seit 40 Jahren 
unserer Idee verbunden sind. Für mein Verständnis unserer Partei - ich habe sie 
heute in meiner Rede als unsere politische Heimat definiert - ist es sehr wichtig, daß 
die vielen Älteren ein herzliches kameradschaftlich-freundschaftliches Verhältnis und 
eine offene Beziehung zu den Jungen haben, aber auch die Jungen nie vergessen, 
daß sie auf den Schultern der Älteren stehen, die diese Partei vor unserer Zeit 
gegründet haben. 

(Beifall) 

Deswegen, denke ich, darf ich jetzt auch in Ihrem Namen unsere Freunde persönlich 
mit einer Urkunde auszeichnen 

(Beifall - Folgt Übergabe der Urkunden 
unter dem Beifall der Delegierten) 

Dr. Bernhard Worms, Tagungspräsidium: Meine sehr verehrten Ö&men und Her­
ren, der Parteitag gratuliert den eben Ausgezeichneten und Geehrten und dankt 
ihnen für ihre 40jährige treue f^itarbeit. 

Meine Damen und Herren, wir haben heute früh festgelegt, daß die Frist für die 
Einreichung weiterer Wahlvorschläge für die Wahl zum Bundesvorstand um 14 Uhr 
abgelaufen ist. In der Zwischenzeit werden die Stimmzettel für die einzelnen Wahl­
gänge erstellt. Ich bitte die Herren Geschäftsführer der Landesverbände, sich 
bereitzuhalten und die Stimmzettel im Büro der Organisationsleitung abzuholen. 

Wir kommen jetzt zum TAGESORDNUNGSPUNKT 9: 

BERICHT DES GENERALSEKRETÄRS DER CHRISTLICH 
DEMOKRATISCHEN UNION DEUTSCHLANDS 

BUNDESMINISTER DR. HEINER GEISSLER MDB 

Ich darf um Ihre Aufmerksamkeit bitten. Das Wort hat unser Freund Dr. Heiner 
Geißler. 

Dr. Heiner Geißler, Generalsekretär der CDU (mit Beifall begrüßt); 
Herr Präsident! Lieber Helmut Kohl! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Liebe 
Parteifreunde! Ich habe Ihnen wie immer einen schriftlichen Bericht über die Arbeit 
der Bundesgeschäftsstelle vorgelegt. Ich bitte Sie, ihn aufmerksam zu lesen. Wie ich 
überhaupt einmal sagen möchte: Es lohnt sich, das Informationsmaterial der Bun­
desgeschäftsstelle zu studieren, vor allem den UID. 

(Beifall) 

Ich sage dies deswegen, weil ab und zu die Klage kommt, man sei nicht richtig 
informiert. Was die Partei anlangt, möchte ich eigentlich das Gegenteil behaupten. 
Nur, wir müssen natürlich die Sachen auch lesen. 

(Beifall) 

Das Lesen kann uns niemand abnehmen. Das müssen wir selber machen. 
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Die CDU als neue Regierungspartei stand vor zwei Aufgaben: 
erstens die Regierung, den Bundeskanzler zu unterstützen; zweitens auch als 
Regierungspartei eine eigenständige Rolle in der Programmatik und in der Erarbei­
tung langfristiger Perspektiven zu erhalten und zu entwickeln. Keine einfache Auf­
gabel 

Die Sozialdemokraten haben es uns in den 70er Jahren und Anfang der 80er Jahre 
vorgemacht, wie man es nicht machen soll. Sie haben sich Mitte der 70er Jahre aus 
der geistigen Auseinandersetzung ausgeklinkt und sind dann Ende der 70er Jahre, 
Anfang der 80er Jahre ins genaue Gegenteil verfallen und haben die eigene 
Regierung bekämpft. Helmut Schmidt hat die eigene Partei am Ende der Regie­
rungsperiode einen verrotteten Sauhaufen genannt. 

({Heiterkeit und Beifall) 

Das habe nicht ich gesagt. So etwas würde ich nicht in den Mund nehmen. 

(Heiterkeit und Beifall) 

Aber an dieser Definition der SPD hat sich bis heute nicht viel verändert. 

(Heiterkeit und Beifall) 

Wer an der Regierung bleiben will, muß als Partei beides schaffen: Helfer und Motor 
der Politik zu sein. Das kann unbequem werden. Denn Macht ist verführerisch, und 
ich wiederhole, was der Sozialwissenschaftler Karl W. Deutsch einmal kritisch 
bemerkt hat, Macht sei die Fähigkeit, nicht mehr hinhören zu müssen, weil man ja 
das Sagen hat. Wir müssen nicht nur der Arroganz der Macht, sondern auch der 
Bequemlichkeit der Macht widerstehen. Bleiben wir eine offene, dialogfähige und 
entscheidungsfähige Partei, die weiß, daß sie eine eigene Aufgabe hat, die über den 
Inhalt einer Regierungserklärung oder einer Koalitionsvereinbarung hinausgeht. 

(Beifall) 

Die Organisation der Partei ist gut. Sie wird auch vom politischen Gegner und von 
unabhängigen Journalisten als die beste in Deutschland anerkannt. 

(Beifall) 

Ich erinnere an einige wenige Schwerpunkte aus der Arbeit der letzten zwei Jahre: 
Die 10 000 Friedenstage 1983, die erfolgreiche Europawahl 1984, die Informations­
kampagnen für die Bundesregierung, die inhaltliche Auseinandersetzung mit den 
Grünen und der SPD, die nicht eingestellt werden darf, sondern fortgeführt werden 
muß. 

Wir haben eine schlagkräftige politische Zentrale im Konrad-Adenauer-Haus, und ich 
möchte dafür unserem Bundesgeschäftsführer Peter Radunski und seinen Mitarbei­
tern auch für die gute Zusammenarbeit in den vergangenen vier Jahren herzlich 
danken. 

(Beifall) 

In diesen Dank schließe ich alle haupt- und ehrenamtlichen Mitarbeiter auf allen 
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Ebenen ein, die mit ihrem persönlichen Einsatz einen unverzichtbaren Beitrag dafür 
geleistet haben, daß die CDU Ihren verfassungspolitischen Auftrag erfüllen konnte. 

I. Durchsetzungswahl 

Liebe Parteifreunde, ich will meinen ersten Punkt mit einem Zitat von Ferdinand 
Lassalle beginnen. Das mag den einen oder anderen venwundern. Manche denken. 
Lassalle sei der Vater der deutschen Sozialdemokratie. Aber das ist ein Irrtum. 
Lassalle war der Gründer der Deutschen Arbeiterpartei. 

(Beifall) 

Lassalle sagte vor 120 Jahren: 
Alle große politische Aktion besteht im Aussprechen dessen, was ist, und beginnt 
damit. Alle politische Kleingeisterei besteht in dem Beschreiben und Bemänteln 
dessen, was ist. 

Heute besteht die große politische Aktion nach meiner Auffassung darin, unsere 
politischen Ziele, für die wir vor 2 1/2 Jahren mit Helmut Kohl einen neuen Anfang in 
der deutschen Politik gemacht haben, über die kommende Bundestagswahl gegen 
einen öko-sozialistischen und neutralistischen Block durchzusetzen. Deswegen 
nenne ich die nächste Bundestagswahl 1987 eine Durchsetzungswahl. Wir müssen 
es wie Konrad Adenauer machen: 1949 begonnen, 1953 durchgesetzt, 1957 der 
Durchbruch und der Triumph. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir befinden uns in einer Zeit des 
Umbruchs, in einem langfristig angelegten Prozeß der politischen und gesellschaftli­
chen Veränderungen, der nicht in dem engen zeitlichen Rahmen einer Legislaturpe­
riode zum Erfolg geführt werden kann und innerhalb dessen es natürlich auch 
Rückschläge und Fehler gibt. Wir haben große Erfolge erreicht: in der Außenpolitik, 
in der Wirtschafts- und Finanzpolitik, in der Gesellschafts- und Familienpolitik. 

Ich war aber nie der Meinung, daß die Festigung des Bündnisses und die Sicherung 
des Friedens mit der Durchsetzung des NATO-Doppelbeschlusses und dem Wieder­
beginn der Abrüstungsverhandlungen beendet seien. Auch in der Zukunft wird die 
Sowjetunion gerade in der Bundesrepublik Deutschland, wie in der Friedensbewe­
gung vor zwei Jahren versuchen, die deutsche Innenpolitik zur Durchsetzung ihrer 
Außenpolitik zu beeinflussen und zu instrumentalisieren. Es wird auch in der Zukunft 
genug Dumme geben, die sich vor diesen Karren spannen lassen. 

In diesen Zusammenhang gehört auch der unglaubliche Beschluß des SPD-Bundes­
vorstands vor wenigen Monaten, die SPD-Mitglieder zur Teilnahme an der Demon­
strationen gegen die amerikanischen Truppen aufzufordern. Amnesty International 
hat vor kurzem noch einmal festgestellt, daß sich in der Sowjetunion 2 Millionen 
Menschen im Archipel GULAG befinden, von Afghanistan einmal abgesehen. Ich 
würde empfehlen, daß die Sozialdemokraten, im übrigen auch Grass, Böll, Jens, und 
wie sie alle heißen, statt sich vor amerikanischen Kasernen sich vor der sowjetischen 
Botschaft in Bonn aufbauen, um dort für die Freiheit der osteuropäischen Völker zu 
demonstrieren. 

(Anhaltender Beifall) 

Ich war im übrigen auch nie der Meinung, daß der durch die moderne Technologie 
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bedingte Strukturwandel unserer Wirtschaft und die damit verbundene langfristige 
Sicherung der Arbeitsplätze in einer Legislaturperiode erreichbar wären. Die IVIas-
senarbeitslosigkeit, die wir bekämpfen, ist schließlich nicht das Ergebnis des Jahres 
3 der Regierung Helmut Kohl. 

Ich war auch nie der Meinung, daß beim Umweltschutz in zwei Jahren das nachge­
holt werden könnte, was die anderen 13 Jahre lang verschlafen haben. Und ich war 
nie der Meinung, daß wir die Sicherung des Generationenvertrages in der Verbin­
dung von Frauen-, Familien- und Rentenpolitik schon in dieser Legislaturperiode ad 
acta legen könnten. Wenn wir unser Land zu diesen Zielen voranbringen wollen, 
dann ist dies keine Aufgabe allein von zwei oder vier Jahren. 

Gemessen an der Hinterlassenschaft der Sozialdemokraten haben wir in den ersten 
zwei Jahren viel erreicht: wirtschaftliches Wachstum, Preisstabilität, Konsolidierung 
der Staatsfinanzen, Festigung des Bündnisses, Steuerreform und Familienpaket, viel 
in zwei Jahren! Gemessen an den Zielen stehen wir mitten in einem schwierigen, von 
machtvollen Verbänden bedrängten Prozeß der Gestaltung des wirtschaftlichen, 
gesellschaftlichen und geistigen Wandels, der weit über diese Legislaturperiode in 
das nächste Jahrzehnt hineinreicht. 

Ich bin davon überzeugt, daß nur eine Partei wie die Union die damit verbundenen 
Spannungen aushalten und die damit verbundenen schweren Konflikte überwinden 
und aussöhnen kann. Das können keine Klassen-, Cliquen- oder Klientelparteien; 
das kann nur eine Volkspartei. 

(Beifall) 

Dies ist unsere Chance, unsere Verantwortung und unsere geschichtliche Aufgabe. 
Dies setzt auch voraus, daß wir in diese Auseinandersetzung mit einem Höchstmaß 
an organisatorischer Schlagkraft, inhaltlicher Profilierung und persönlichem Einsatz 
eines jeden gehen. Deswegen bin ich der Auffassung - und Helmut Kohl als 
Bundeskanzler ist derselben Meinung -, daß ich im Laufe dieses Jahres mein 
Ministeramt zur Verfügung stelle und mich ganz auf die Arbeit des Generalsekretärs 
konzentriere, 

(Beifall) 

natürlich unter der Voraussetzung, daß ich nachher gewählt werde! 

(Heiterkeit und Zustimmung) 

II. Die SPD 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, niemand von uns soll glauben, daß wir den 
Sieg schon in der Tasche haben. Nicht die Politik und die Konzepte der SPD sind für 
uns ein Problem - und schon gar nicht die Personen. Niemand weiß, für was und für 
wen die SPD steht. Aber - das war auch eine Erfahrung der letzten Monate - wir 
werden erleben, daß die SPD ihre propagandistischen Apparate, ihre publizistischen 
Verbündeten und ihre organisierten Hilfstruppen - wer auch immer das sein mag -
hemmungslos und skrupellos in den Dienst einer Kampagne stellen wird, nämlich 
alles mieszumachen, Angst zu verbreiten und den Neid zu schüren. Politisch 
gesehen sollen die Menschen in Deutschland vor Neid nicht mehr blaß, sondern rot 
werden. 
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(Heiterkeit und Beifall) 

Der größte sozialdemagogische Schwindel der SPD ist die „neue Armut", als ob 
Armut durch die neue Bundesregierung entstanden wäre. Es gibt nur eine alte Armut, 
wie wir sie schon vor zehn Jahren mit der „Neuen Sozialen Frage" umschrieben 
haben und gegen die von der SPD-Regierung nichts getan worden ist. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, nimmt man, wie die SPD dies heute tut, als 
Maßstab die Sozialhilfe, so hatten die Sozialdemokraten im Jahre 1982 unter ihrer 
Regierungsverantwortung 2,3 Millionen Sozialhilfeempfänger, also nach SPD-Defin­
ition „Arme". Heute sind es 2,4 Millionen. Wann schlägt einem Genossen eigentlich 
das soziale Gewissen? Hängt das von der Jahreszahl ab? 

(Zustimmung) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren,nichts ist kürzer als das Gedächtnis der 
SPD, sobald sie aus der Regierungsverantwortung ausgeschieden ist. Erst die 
Menschen arm machen und dann die Leute authetzen, das ist eine erbärmliche 
sozialistische Moral! 

(Lebhafter Beifall) 

Wir haben am 1. Juli letzten Jahres nach langen Jahren erstmalig wieder die 
Sozialhilfesätze entsprechend den Preissteigerungen angehoben. Am 1. Juli dieses 
Jahres werden die Sozialhilferegelsätze um mindestens 8 % angehoben. 

Und wie ist es mit den Arbeitslosen? 1981 war die Arbeitslosigkeit um 42,9 % 
angestiegen, 1982 - alles unter Verantwortung der Sozialdemokraten - um 44,2 %, 
1983 nur noch um 23,2 %, 1984 lag der Zuwachs bei Null, und in diesem Jahr 
werden wir nach allen Prognosen und Aussagen zum ersten Male einen leichten 
Rückgang haben. 

Wir haben die Sozialhilfe erhöht und etwas gegen die Armut getan und alle 
wirtschaftlichen Voraussetzungen dafür geschaffen, daß der von der SPD verur­
sachte Massentrend zu Armut und Arbeitslosigkeit endlich gestoppt wird! 

(Beifall) 

Für den sozialdemagogischen Schwindel der SPD gilt: Wer die Tatsachen, über die 
er sich empört, erst erfinden muß, ist kein Moralist, sondern ein Heuchler. 

(Beifall) 

Durch diese unverantwortliche Demagogie will die SPD im übrigen ja nur von ihrer 
inhaltlichen Zerrissenheit und Lähmung ablenken. Es gibt zwar Richtungsstreit, aber 
keine Entscheidung. Die SPD-Politik ist undefinierbar. 

Was will die SPD eigentlich? Kann das einer sagen? 

Ist sie für oder gegen die NATO? 

Ist sie für oder gegen die Soziale Marktwirtschaft? 

Ist sie für oder gegen die deutsch-amerikanische Freundschaft? 
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Ist sie für oder gegen die modernen Technologien? 

Ist sie für oder gegen die Grünen? 

(Zustimmung) 

Dieselben grundsätzlicfien Fragen müssen wir in Nordrfiein-Westfalen an Jofiannes 
Rau und die Sozialdemokraten stellen. 

(Zustimmung) 

Auch in Nordrhein-Westfalen stehen bei der kommenden Landtagswahl die zwei 
großen Richtungen einander gegenüber. Was hat Rau eigentlich vor? Er hat zwei 
Möglichkeiten: entweder die Methode Lafontaine oder die Methode Börner, entweder 
Aufgsaugen oder Koalieren. Beiden Versuchen ist eines gemeinsam: Er muß die 
politischen Inhalte der Grünen entweder akzeptieren oder übernehmen, d. h. er muß 
auf grünen Kurs gehen. 

Wir müssen in diesem Wahlkampf in Nordrhein-Westfalen die Sozialdemokraten 
zwingen, die Karten offen auf den Tisch zu legen. 

(Beifall) 

Will die SPD zusammen mit den Grünen den Ausstieg aus einer wettbewerbsfähigen 
Industriegesellschaft? Wir, die christlichen Demokraten, wollen im Bundesgebiet, 
auch in Nordrhein-Westfalen, einen leistungsfähigen Industriestaat mit humanen 
Alternativen. 

(Beifall) 

Wie ist das Verhältnis der Sozialdemokraten zum Rechtsstaat, auch in ihrem 
Verhältnis zu den Grünen? Wir wollen, daß in Nordrhein-Westfalen Nötigung und 
Sachbeschädigung bei Demonstrationen und Blockaden auch in Zukunft bestraft 
werden. 

Wir lehnen den Gewaltbegriff der GRÜNEN ab. Soll die rot-grüne Zusammenarbeit 
auf der kommunalen Ebene, die in Nordrhein-Westfalen schon begonnen hat, der 
Probelauf für die Politik in Nordrhein-Westfalen nach dem 12. Mai sein? Auf diese 
und viele andere Fragen gibt es, wie ich schon gesagt habe, keine Antwort. 
Ich habe fast alle Reden von Johannes Rau gelesen. Da kann man nur das eine 
sagen: Dieser Mann bringt die größte Menge Wörter in die kleinste Menge Ge­
danken. 

(Beifall) 

In der sozialdemokratischen Partei gibt es, wie bekannt, drei Gruppen. 
Das eine sind die Ökosozialisten und die Neutralisten unter der Anführung von 
Lafontaine, Eppler, Schröder usw. Sie werden immer stärker und entwickeln sich zu 
einer Mehrheitsfraktion. 

Die andere Gruppe sind die Godesberger Sozialdemokraten, wie Georg Leber, 
Annemarie Renger, Heinz Rappe, Helmut Schmidt oder Hans Apel, Fossilien einer 
vergangenen SPD. 
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(Oh-Rufe und vereinzelt Beifall) 

Die Dritten sind die Opportunisten. Dazu gehören z.B. Holger Börner und Hans-
Jochen Vogel. Das DGB-Zentralorgan „Welt der Arbeit" bewertet dessen Arbeit in 
seiner Fraktion so: 

Viele Tagesschaukonsumenten würden es nicht merken, wenn die SPD-Fraktion ein 
Jahr lang nach Mallorca ziehen würde. 

(Heiterkeit und Beifall) 

Ich darf ergänzend feststellen; Das wäre ein schwerer Schlag für den deutschen 
Tourismus im westlichen Mittelmeer. 

(Heiterkeit und Beifall) 

Ich kann den Wegfall Vogels als Generalsekretär auch aus einem anderen Grund 
nicht befürworten. Wenn Hans-Jochen Vogel vom deutschen Bildschirm verschwin­
den würde, würde der CDU ein wichtiger Werbeträger fehlen. 

(Heiterkeit und Beifall) 

Ich muß in diesem Zusammenhang leider noch einmal auf Johannes Rau kommen. 
Denn der Ist der oberste und der fidelste aller Opportunisten. 

(Beifall) 

Der Ministerpräsident, der die höchste Staatsverschuldung eines Flächenlandes in 
der Bundesrepublik Deutschland zu verantworten hat, erklärte neulich dazu - jetzt gut 
zuhören -: 

Nicht wir haben über unsere Verhältnisse gelebt, sondern die Verhältnisse haben 
sich geändert. 

(Heiterkeit) 

Ich muß sagen: Er ist ein mutiger Mann. Er läßt sich von den Fakten nicht Ins 
Bockshorn jagen. 

(Heiterkeit und Beifall) 

Das geht nach dem Motto - Sie kennen ja den Song -: Alles im Griff auf dem 
sinkenden Schiff. 

(Heiterkeit) 

Damit meine Ich die nordrhein-westfälische Regierung, wohlgemerkt. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir leben in einer Zeit des Umbruchs und 
des Wandels. In solchen Zeiten sind immer falsche Propheten unterwegs. Die 
Sozialdemokraten verbünden sich mit diesen falschen Propheten, Propheten, die 
den Menschen Angst machen, alles in Frage stellen, die Menschen verunsichern. 
Emotionen schüren, diffuse Strömungen erzeugen, Katastrophen heraufbeschwö­
ren, mit dem Schüren der Angst Stimmen fangen wollen. 
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Was wir hier von der SPD in der öffentlichen Debatte erleben, offenbart die 
grundsätzliche Unsicherheit dieser Partei: die Anlehnung an die GRÜNEN, Zweifel 
am Fortschritt, die Flucht in einfache und radikale Antworten auf komplexe Fragen, 
die Vermittlung kollektiver Depressionen und negativer Utopien, eine emotionale, 
hypermoralische und pseudo-religiöse Aufladung der Politik. 

Im Grunde genommen handelt es sich heute bei uns um eine Auseinandersetzung 
zwischen Rationalität und Irrationalität In der Politik. 

(Beifall) 

Leider ist das eine alte deutsche Frage. Wir brauchen nicht nur ein heißes Herz, 
sondern vor allem einen kühlen Verstand, um mit den Widersprüchen unserer Zeit 
fertig zu werden. Wir brauchen deshalb die Koalition einer kompetenten Wissen­
schaft mit einer verantwortlichen Politik. Die Mobilisierung von Wissen, Mut und Fleiß 
geben den Menschen begründete Hoffnung auf eine bessere Zukunft. Dies unter­
scheidet uns von den Roten und den GRÜNEN. 

(Beifall) 

III. Die CDU 

Ich komme zu unserer eigenen Partei. Das Ergebnis der Wahlen am 10. März war, 
daß sich die Freien Demokraten stabilisiert haben. Das ist koalitionspolitisch sicher 
zu begrüßen. Das ist allerdings weitgehend zu Lasten der CDU gegangen. Es ist 
daher die Frage zu stellen, ob es genügt, wenn es lediglich zu einem Austausch der 
Stimmen innerhalb der Koalition kommt. Denn dies haben die Ergebnisse vom 10. 
März auch gezeigt: Es gibt kein Naturgesetz, daß CDU und FDP immer dann eine 
Mandatsmehrheit erreichen, wenn die FDP über 5 % kommt. 

Diese Überlegungen haben in einem Dreiparteiensystem meistens gestimmt. Heute 
haben wir aber ein Vierpartelensystem, und da geht eine solche Rechnung nicht 
mehr automatisch auf. 
Heute stehen sich zwei Lager gegenüber, die SPD und die GRÜNEN auf der einen 
Seite, die CDU und die FDP auf der anderen Seite. 

Der Austausch der Stimmen innerhalb der Koalition zeigt, daß heute das Abschnei­
den der CDU darüber entscheidet, ob die FDP zusammen mit der CDU regieren 
kann oder nicht. Und diese Frage hängt im wesentlichen von dem politischen Profil 
der CDU ab. Das heißt, die Christlich Demokratische Union muß mit ihrer Politik 
verstärkt die Wähler der Mitte ansprechen. Das kann sie aber nur, wenn sie ihre 
Rolle als moderne, sozial aufgeschlossene und bürgernahe Volkspartei und damit ihr 
eigenes Profil in der Koalition verdeutlicht. Die CDU darf nicht programmatisch zum 
Spiegelbild dessen werden, was innerhalb der Koalition möglich öder nicht möglich 
ist. 

(Beifall) 

Unter diesen verschiedenen Gesichtspunkten könnte das Modell Berlin natürlich 
auch ein Modell für die Koalition im Bund sein. Was waren die Inhalte? Eine moderne 
Politik durch die Förderung eines technologisch orientierten Wachstums und einer 
arbeitsmarktpolitischen Offensive, eine sozial aufgeschlossene Politik der sozialen 
Integration und des sozialen Ausgleichs, von den Sozialstationen bis zur Förderung 
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von Selbsthilfegruppen, und eine bürgernahe Politik, gekennzeichnet z.B. durch die 
Wiederherstellung des inneren Friedens, auch in der Frage der Hausbesetzer, der 
Asylbewerber und Ausländer. 

Mit dieser Politik hat die CDU viele Arbeiterstimmen, aber auch die Stimmen vieler 
Frauen gewinnen können. Ich empfehle Ihnen, den Aufsatz nachzulesen, den Frau 
Professor Noelle-Neumann gestern in der „Frankfurter Allgemeinen Zeitung" veröf­
fentlicht hat. Zum Beispiel hat die Berliner CDU bei den Frauen überdurchschnittlich 
gut abgeschnitten. Von den Frauen insgesamt stimmten 46 % für die CDU, 36 % für 
die SPD, von den Hausfrauen 52 % für die CDU und 38 % für die SPD. 

Vielleicht ist umgekehrt einer der Gründe für die Wahlniederlage im Saarland die 
Tatsache, daß wir dort bei den Frauen überdurchschnittlich schlecht abgeschnitten 
haben. Bei den Frauen insgesamt lag die CDU bei 38 % und die SPD bei 49 %; bei 
den Hausfrauen lag die CDU bei 43 % und die SPD bei 46 %. 

In Berlin war auch entscheidend, daß die Koalitionspartner CDU und FDP sich nicht 
behindert und blockiert haben, sondern sich in der Darstellung und Venwirklichung 
ihrer eigenständigen politischen Ziele ergänzt haben. - Ich rede jetzt nicht von der 
Regierungsbildung gestern und vorgestern. 

Die größten Erfolge - gehen wir einmal in die Geschichte unserer Partei zurück -
hatte die CDU im übrigen zusammen mit den Freien Demokraten unter Konrad 
Adenauer. Diese Erfolge wären damals in den 50er Jahren nicht möglich gewesen, 
ohne daß das wirtschaftliche Wachstum, die Marktwirtschaft, durch den Ausbau 
einer sozial gerechten Ordnung ergänzt worden wäre. Die Sozialdemokraten unter­
nehmen den Versuch, die Christlich Demokratische Union als die Partei des großen 
Kapitals hinzustellen. Das durchzieht die ganze Strategie der SPD. Aber, meine sehr 
verehrten Damen und Herren, liebe Parteifreunde, alle großen gesellschafts- und 
sozialpolitischen Entscheidungen, alle großen sozialpolitischen Gesetze - Montan­
mitbestimmung, Betriebsverfassungsgesetz, Familienlastenausgleich, Bundesver­
sorgungsgesetz, die große Rentenreform, Bundessozialhilfegesetz, Arbeitsförde­
rungsgesetz, 312-DM-, 624-DM-Gesetz, den Lastenausgleich für über 10 Millionen 
Heimatvertriebene und Flüchtlinge, um nur einige wenige Grundentscheidungen der 
Sozialpolitik zu nennen -, 
die das Bild Nachkriegsdeutschlands geprägt haben, sind nicht im Dienste des 
„Kapitals" entstanden, sondern aus dem Geist christlich-sozialer Verantwortung 
dieser Volkspartei 

(Beifall) 

So sind damals die Mehrheiten für CDU und FDP zustande gekommen. 

Der Urschrei der Sozialen Marktwirtschaft hieß Wohlstand für alle, nicht nur für 
wenige. Unsere Politik muß heute heißen: Aufschwung für alle. 

(Beifall) 

Wir wollen das ganze Land, das ganze Volk aufwärts führen. Das kann nicht heißen, 
daß bestimmte Gruppen - weder Rentner noch Familien noch sozial Schwache - von 
diesem Aufschwung abgekoppelt werden. Heute morgen hat Helmut Kohl gesagt: 
Wir lassen die Schwächeren nicht am Wegrand zurück; das ist für uns ein Gebot 
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menschlicher Solidarität. Im gleichen Sinne hat sich Walter Eucken viel früher 
geäußert: „Eine Wirtschaftsordnung muß nicht nur effizient, sie muß auch menschen­
würdig sein". 

Diese Erkenntnis hat eine grundsätzliche und staatspolitische Bedeutung. Man muß 
einmal nachlesen, was Konrad Adenauer zu diesem Thema gesagt hat - ich zitiere -: 
„Ein soziales System, das den veränderten Bedingungen unserer modernen Wirt­
schaft und Technik entspricht, ist eine der Voraussetzungen dafür, daß die gesamte 
Bevölkerung den bestehenden demokratischen, freiheitlichen und sozialen Bundes­
staat mit seiner Wirtschaftsordnung in einem tieferen Sinn als verteidigungswert 
anerkennt." 

In einer großen Tageszeitung hat am letzten Wochenende ein Leitartikler die 
Familien- und Frauenpolitik der CDU als sozialpolitische Träumerei bezeichnet. Ich 
dagegen bin fest davon überzeugt: Jede Mark Investition für die Familie, für unsere 
Kinder erspart der gesamten Volkswirtschaft - das sollen die Vertreter der reinen 
Lehre endlich zur Kenntnis nehmen - das Zehnfache an Ausgaben für Kinderheime, 
Sonderschulen und Jugendgefängnisse und ist eine Investition für die Zukunft 
unseres Volkes. Das ist für mich nicht die Begründung, aber die Leute sollten 
darüber einmal nachdenken. 

(Beifall) 

Die CDU ist keine 5 %-Partei, sondern eine 50 %-Partei. Sie muß das auch bleiben. 

(Beifall) 

Franz Josef Strauß hat treffend bemerkt, daß unsere Anhänger und Wähler nicht aus 
der Sekt- und Kaviaretage kommen, sondern von dort, wo Weißbier und Leberkäs 
verzehrt werden. 

(Heiterkeit und Beifall) 

Ich finde, das ist eine gute gemeinsame Basis für die beiden Unions-Parteien. 

Die CDU muß aber auch eine moderne Volkspartei bleiben. Ich hoffe, daß wir 
morgen, auf dem Frauentag, dazu einen wichtigen Beitrag leisten werden. 

Die wichtigste Voraussetzung dafür aber ist, daß die Bundesrepublik Deutschland in 
der Herausforderung durch die Vereinigten Staaten und Japan eine moderne Indu­
strienation bleibt und auch in der Zukunft technologische Spitzenprodukte auf dem 
Weltmarkt absetzen kann. Das ist aber nur die eine Seite. 

Ich wiederhole das, was der Bundeskanzler heute morgen gesagt hat, weil es - auch 
für das kommende Jahr - wichtig ist: Wir, die Christlich Demokratische Union, 
müssen auf allen Ebenen - Landesebene, Kreisverbandsebene, Ortsverbandsebene 
- eine Offensive für mehr Arbeitsplätze beginnen und Unternehmen, Betriebsräte und 
Gewerkschaften auffordern, die Instrumente der Beschäftigungsförderung zu nut­
zen, Arbeitslose einzustellen, Überstunden abzubauen, Teilzeitarbeitsplätze zu 
schaffen, Arbeitsplatzteilung zu ermöglichen, für Frauen im Erziehungsurlaub und für 
Wehrpflichtige Ersatzkräfte mit befristeten Zeitverträgen einzustellen. Was wir brau­
chen, ist eine große Anstrengung der Solidarität und der wirtschaftlichen Vernunft. 

60 



Die Menschen sind doch bereit, Opfer zu bringen. Aber sie müssen den Sinn des 
Sparens begreifen. 

(Beifall) 

Dann können wir die Mehrheit der Bürgerinnen und Bürger in unserem Lande für 
unsere Konzeptionen gewinnen. 

Mir laufen in diesem Lande zu viele Bedenkenträger herum; 

(Zustimmung) 

in Staat, Wirtschaft und Gesellschaft, Leute, die sich immer nur Gedanken darüber 
machen - sie werden zum Teil sogar hoch bezahlt -, wie etwas nicht gemacht werden 
kann, warum etwas nicht geht. Wir brauchen mehr Menschen, die ihren Verstand 
und ihre Phantasie auf Vorschläge konzentrieren, wie etwas gemacht werden kann 
und welchen Beitrag sie selbst zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit leisten können. 

(Beifall) 

Hätte Ludwig Erhard seine Energie darauf venwendet, das zu finden, was nicht geht, 
würden wir vielleicht heute noch Lebensmittelkarten schneiden. Ich kann nur sagen: 
Eine freie Gesellschaft bedarf der Phantasie, um neue, vielleicht auch unkonventio­
nelle Lösungen zu finden. Wir leben in einer Zeit des Umbruchs. Wir leben nicht mehr 
in den Verhältnissen der Produktionsgesellschaft der 50er Jahre. Große Organisatio­
nen - auch der Tarifpartner - laufen Gefahr, wie die Dinosaurier in der Landschaft 
stehenzubleiben, weil die Zeit über sie hinweggeht. 

(Zustimmung) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die Bewirtschaftung der Güter haben wir 
mit dem Sprung in die Marktwirtschaft aufgehoben. Wir sollten jetzt nicht in den 
Fehler verfallen, die Phantasie bewirtschaften zu wollen. 

Meine lieben Parteifreunde, Mitte nächsten Jahres sind wir mitten im Bundestags­
wahlkampf; dann werden wir die niedersächsischen Landtagswahlen hinter uns 
haben. Ich bin fest davon überzeugt, daß wir genauso wie in Nordrhein-Westfalen 
auch in Niedersachsen eine Bestätigung unserer Politik bekommen werden; in 
Nordrhein-Westfalen mit Bernhard Worms und in Niedersachsen mit Ernst Albrecht. 

(Beifall) 

Aber was können wir am Ende dieser Legislaturperiode, in der Mitte des nächsten 
Jahres den Bürgerinnen und Bürgern dieses Landes sagen, wie sich auf Grund 
unserer Politik die Gesellschaft zum Besseren verändert hat? 

Da nenne ich vier Punkte: 

- den Aufschwung unserer Wirtschaft und mehr Arbeitsplätze; 

- die Verbesserung der Umwelt; 

- mehr Chancen und Gerechtigkeit für die Frauen und die Familien; 
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- die Festigung unseres Bündnisses, den Fortgang der Abrüstung und die Verbesse­
rung unserer Beziehungen zu den osteuropäischen Völkern. 

Das ist nicht wenig in vier Jahren. Eine solche Politik ist auch nicht das Ergebnis von 
Sachzwängen, sondern von handelnden Personen. Sie ist das Ergebnis von politi­
scher Führung. 

Lieber Helmut, die CDU weiß: Sie hat einen guten Kanzler. 

(Anhaltender Beifall) 

Aber du weißt auch: Die CDU ist eine gute Partei. 

(Heiterkeit und anhaltender Beifall) 

Dr. Bernhard Vogel, Tagungspräsidium: Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Liebe Freunde! In der Tagesordnung steht ein bißchen ledern, das sei ein Bericht 
gewesen. Meines Erachtens hat der Generalsekretär eine glänzende Rede gehalten, 
für die ich ihm danken möchte. 

(Beifall) 

Ich möchte ihm auch danken für seine Leistung in der Partei, für seine Leistung 
draußen, vor allem in mancher Mediendebatte, die er durchgehalten hat. 

(Beifall) 

Und ich möchte ihm danken für seine hartnäckige, kämpferische und unermüdliche 
Arbeit. 

(Beifall) 

Heiner Geißler hat eben gesagt: Die CDU weiß, sie hat einen guten Bundeskanzler. -
Ich füge hinzu: Die CDU weiß, der Parteivorsitzende hat einen guten Generalsekre­
tär. - Herzlichen Dank, Heiner Geißler. 

(Beifall) 

Ich rufe jetzt TAGESORDNUNGSPUNKT 10 auf: 

BERICHT DES VORSITZENDEN DER CDU/CSU-FRAKTION 
IM DEUTSCHEN BUNDESTAG 

Das Wort hat Alfred Dregger. 

Dr. Alfred Dregger, Vorsitzender der CDU/CSU-Bundestagsfraktion (mit Beifall 
begrüßt): Herr Präsident! Verehrte GästelLiebe Freunde! Hier herrscht ein gutes 
Klima, ein Klima der Freundschaft und der Kameradschaft, das unsere Partei 
kennzeichnet. 

(Zustimmung) 

Die Bundestagsfraktion, für die ich zu sprechen habe, ist das wichtigste politische 
Organ, das beide Unionsparteien, CDU und CSU, gemeinsam bilden. Die Einheit der 
Union zu wahren, gehört daher zu unseren vornehmsten Aufgaben. Wir sind ihr 
bisher gerecht geworden. Die Fraktion hat alle wichtigen Entscheidungen, die 
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zugleich schwierige Entscheidungen waren, von der Nachrüstung bis zum Beschäfti­
gungsförderungsgesetz, einstimmig verabschiedet. Wir haben damit unserem Par­
teivorsitzenden, dem Bundeskanzler, für seine Politil< ein festes Fundament geschaf­
fen. Meine Damen und Herren, dafür danke ich allen Kolleginnen und Kollegen, die 
daran beteiligt waren, unseren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in der Fraktion, 
besonders Theo Waigel, meinem 1. Stellvertreter im Fraktionsvorsitz, dem Chef der 
CSU-Landesgruppe, aber auch dem Bundeskanzler - für die kooperative Art, mit der 
Regierung und Fraktion zusammenwirken. Nur das macht einmütige Entscheidun­
gen möglich. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, eine vergleichbare Solidarität gibt es in keiner anderen 
Bundestagsfraktion. 

Die Grünen rotieren ohnehin um sich selbst und um Hiobsnachrichten aus aller Welt, 
was ihren Unterhaltungswert erhöht, aber nicht gerade zur Lösung der Probleme 
unseres Landes beiträgt. 

Die SPD-Fraktion ist vom grünen Bazillus befallen. Ihr Vorsitzender muß immer mit 
mehreren Bällen spielen, um den Eindruck zu erwecken, es gäbe immer noch eine 
handlungsfähige und einmütige SPD-Fraktion. Bei diesem Bemühen verliert der 
sozialdemokratische Flügel der SPD, den es ja immer noch gibt, immer mehr an 
Einfluß gegenüber dem ökosozialistischen. Für die praktische Politik - da stimme ich 
mit Heiner Geißler überein - macht es zunächst keinen Unterschied, ob sich die SPD 
von den Grünen abhängig macht wie in Hessen oder ob sie die Grünen aufsaugt wie 
im Saarland. Eine mit grünen Vorstellungen und mit Wählern vollgesogene SPD des 
Herrn Lafontaine hat mit der SPD des Godesberger Programms nur noch wenig zu 
tun. Es ist eine Eppler-SPD, in der ein Mann wie Helmut Schmidt allenfalls noch eine 
Randfigur sein kann. 

Je mehr sich die SPD von der Politik ihres letzten Kanzlers entfernt, um so größer 
wird die Verantwortung der CDU/CSU gerade auf dem Felde der Außen- und 
Sicherheitspolitik. Daß die Sowjetunion die Abrüstungsverhandlungen wiederaufge­
nommen hat, verdanken wir zwei Umständen, einmal der Weltraum-Initiative des 
amerikanischen Präsidenten, zum anderen der Nachrüstungsentscheidung des 
Deutschen Bundestages. Meine Damen und Herren, hätten wir diese Entscheidung 
nicht getroffen, würde heute nicht verhandelt. Warum sollte die Sowjetunion verhan­
deln und Konzessionen machen, wenn sie ihre Ziele auch ohne Verhandlungen und 
Konzessionen durch Einflußnahme auf die Innenpolitik der europäischen Länder, 
insbesondere der Bundesrepublik Deutschland, durchsetzen könnte? 

(Zustimmung) 

Um es mit anderen Worten zu sagen: Der alte Profi Gromyko, der dienstälteste 
Außenminister der Welt, ist nicht an den Verhandlungstisch zurückgekehrt, weil die 
Friedensbewegung demonstriert hat, sondern weil wir entschieden haben, und zwar, 
was die CDU/CSU-Bundestagsfraktion angeht, einmütig, trotz des äußeren und 
inneren Drucks, der damals auf uns ausgeübt wurde. 

Auch in der Deutschlandpolitik verfolgen Regierung und Fraktion der CDU/CSU 
einen klaren Kurs. Nach dem Bericht des Bundeskanzlers zur Lage der Nation im 
geteilten Deutschland am 27. Februar 1985 habe ich vor dem Bundestag erklärt, die 
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CDU/CSU-Bundestagsfraktion billige die Regierungserklärung des Bundeskanzlers 
einmütig in allen ihren Aussagen. 

Das war möglich auf Grund der Diskussion, die am Vorabend in der Fraktion 
stattgefunden hatte. Diese fraktionsinterne Diskussion war kontrovers, aber meiner 
Zusammenfassung am Schluß der Debatte haben alle Fraktionskollegen zuge­
stimmt. Meine Damen und Herren, diese große Fraktion mit ihren über 250 Mitglie­
dern kann diskutieren, fair, zur Sache, auch kontrovers, aber sie kann auch gemein­
same Positionen einnehmen und sie durchhalten. Das zeichnet sie aus. 

(Zustimmung) 

Ich möchte zwei Bemerkungen hinzufügen: 

Die Rechtslage Deutschlands und seiner Hauptstadt, Berlins, ist schwierig und 
kompliziert - wie die tatsächliche Lage auch. Das wird so bleiben, bis Friedensver­
träge eine allseits anerkannte Friedensordnung geschaffen haben. Bis dahin müssen 
wir mit der Rechtslage des geteilten Vaterlandes vorsichtig und zurückhaltend 
umgehen, um sie nicht zu beschädigen. 

(Beifall) 

Jeder, der sich dazu äußert, möge das bedenken. Das gilt - wie der Bundeskanzler in 
Übereinstimmung mit den Urteilen des Verfassungsgerichts erklärt hat - insbeson­
dere für den Friedensvertragsvorbehalt und die Offenheit der deutschen Frage. Sie 
sind zwar nicht der einzige, aber doch der wichtigste operative Ansatz, um einmal die 
Teilung Deutschlands und Europas zu übenwinden. 

Zweite Bemerkung; In der künftigen Ostpolitik kommt der deutsch-polnischen Aus­
söhnung eine Schlüsselrolle zu. Sie ist für Mittel- und Osteuropa so wichtig, wie die 
deutsch-französische Aussöhnung für den Westen Europas wichtig gewesen ist. 

(Beifall) 

Wir sind überzeugt, daß die Freiheitsfrage für Polen und Deutsche wichtiger ist als 
die Grenzfrage. Zur Freiheitsfrage gehört auch die Frage, ob Polen und Deutsche die 
Möglichkeit erhalten, ihre Beziehungen in einem Friedensvertrag zu regeln, den sie 
als souveräne Staaten miteinander abschließen, oder ob für sie nur das gelten soll, 
was andere durch ihre Macht bestimmen. 

Polen und Deutsche sind seit 1 000 Jahren Nachbarn. „Wir vergeben, und wir bitten 
um Vergebung", dieses Wort der polnischen Bischöfe an ihre deutschen Brüder im 
Bischofsamt, das diese aufgenommen und erwidert haben, weist beiden Völkern den 
Weg. Hinzu kommt etwas ganz Wichtiges: Polen gehört nach seinem Selbstver­
ständnis zu Mitteleuropa und zum Abendland. Für Tschechen, Slowaken und Ungarn 
gilt übrigens das gleiche. Neben der Offenheit der deutschen Frage ist dieses 
Selbstverständnis der ost- und mitteleuropäischen Völker der zweite operative 
Ansatz für die Übenwindung der Teilung Europas in einem gewiß langen geschichtli­
chen Prozeß. Ziel sollte es sein - jedenfalls als Perspektive -, einen Bund miteinander 
versöhnter, freier europäischer Völker zu schaffen, einen Bund, der auch mit der 
Sowjetunion In Frieden lebt und mit ihr zusammenarbeitet. 

Meine Damen und Herren, der Bundeskanzler hat vor einiger Zeit den Vorschlag 
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gemacht, ein deutsch-polnisches Jugendwerk zu schaffen. Ich unterstütze das mit 
allem Nachdruck. Abschottung ermöglicht Feindschaft. Kennenlernen öffnet den 
Blick für die Gemeinsamkeit des kulturellen Erbes und auch für die Gemeinsamkeit 
der Zukunftsinteressen. 

Regierung und Fraktion, meine Damen und Herren, haben sich nicht nur auf allen 
Feldern der Politik als einig und handlungsfähig erwiesen, sondern sie waren auch in 
der Sache ungewöhnlich erfolgreich. Wir haben die Schuldenlawine gebremst, die 
Massenarbeitslosigkeit gestoppt. Wir haben es vor allem den Gemeinden ermöglicht, 
ihre Haushalte zu konsolidieren, was sie in die Lage versetzt, zu investieren; das 
sollten sie jetzt auch tun. Wir haben die sozialen Sicherungssysteme vor dem 
Zusammenbruch bewahrt. Wir haben Minuswachstum in reales Wirtschaftswachs­
tum verwandelt. Wir haben wieder Geldwertstabilität wie zu Ludwig Erhards Zeiten. 
Das ist nicht nur eine ökonomische, sondern vor allem auch eine soziale Errungen­
schaft höchsten Ausmaßes. 

(Beifall) 

Der allgemeine Zukunftsoptimismus ist dadurch gewachsen, aber die Zufriedenheit 
mit unserer Politik ist dahinter ein Stück zurückgeblieben. Es ist Mangel an Informa­
tion, es ist gegnerische Desinformation, und es gibt starke Gruppenunzufriedenhei­
ten, die dem entgegenstehen, z. B. 

- bei den Bauern, die wegen der inzwischen erreichten Überproduktion in der 
Europäischen Gemeinschaft und den übervollen Lägern in der Tat Produktionsbe­
grenzungen und teilweise Preisverfall und damit erhebliche Einkommensverluste 
hinnehmen mußten, denen aber auch nationale Hilfsmaßnahmen gegenüberstehen, 
wie sie keine andere Fraktion beschlossen hätte und mit denen wir wirklich bis an die 
Grenze des Möglichen - eher noch darüber hinaus - gegangen sind. 

(Beifall) 

- Es gibt Unzufriedenheit bei den Rentnern, obwohl die Renten nicht nur sicher, 
sondern - von einem einzigen Jahr abgesehen - auch noch nie so hoch waren wie im 
vergangenen Jahr. 

- Es gibt Unzufriedenheit bei den sogenannten Besserverdienenden, denen vom 
Koalitionspartner mit Erfolg eingeredet wurde, wir planten aus heiterem Himmel eine 
Neidsteuer und nicht nur die Wiederherstellung eines Solidarbeitrages, wie er vom 
Verfassungsgericht aus formalen Gründen aufgehoben worden war. 

- Es gibt Sorgen im Handwerk und bei den mittelständischen Unternehmen, die 
Sanierung der Sozialversicherungssysteme und die Familienpolitik führten zu stei­
genden Lasten. 

- Es gibt Sorgen bei den Heimatvertriebenen, wir könnten ohne Not und ohne 
Gewinn für das Ganze politische Positionen preisgeben, die zumindest als Verhand­
lungsmarge bei künftigen Friedensvertragsverhandlungen von Bedeutung sein 
könnten. 

Vielfach - das müssen wir uns eingestehen - entstehen Verärgerungen nicht auf 
Grund dessen, was wir tun, sondern auf Grund dessen, was wir sagen und was wir 
gar nicht hätten sagen müssen. 
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(Beifall) 

Wir dürfen uns keine Themen aufzwingen lassen, die in gar keiner Weise aktuell 
sind. Beispiel: Spitzensteuersatz. Was steht denn in der Steuergesetzgebung vor 
uns? Zunächst einmal das zu verwirklichen, was wir bereits beschlossen haben, 
nämlich 1986 und 1988 - also in zwei Schritten - Steuererleichterungen herbeizufüh­
ren, was die Steuereinnahmen um 20 Milliarden DM vermindern wird. In der 
nächsten Legislaturperiode geht es dann darum, die Steuerprogression, die wir 
abgeflacht haben - Stichwort: sogenannter Mittelstandsbauch -, nun wirklich zu 
einem durchgehenden Tarif zu machen. Das, was weiter vor uns steht, ist eine 
Verringerung der Unternehmenssteuerbelastung, um auf diese Weise Arbeitsplätze 
zu erhalten und zu schaffen. Ehe diese drei großen Aufgaben nicht verwirklicht oder 
wenigstens auf den Weg gebracht sind, sind irgendwelche Einzelfragen - z. B. 
Spitzensteuersatz - für uns, für die CDU/CSU, kein Thema, jedenfalls kein politisches 
Thema, meine Damen und Herren. 

(Beifall) 

Weiter: Wir müssen den Gruppeninteressen zwar gerecht werden, soweit das 
möglich und angemessen ist, aber wir müssen klarmachen, daß das Allgemeininter­
esse mehr ist als die Summe der Gruppeninteressen und daß diese sich dem 
Allgemeininteresse einfügen und unterordnen müssen. 

Das herbeizuführen ist ein schweres Stück Arbeit. Es ist ein Stück der geistigen 
Wende, die sich nur langsam entwickeln kann, aber mit einem neuen Patriotismus zu 
wachsen beginnt. Ich rufe alle auf, die überzogene Konflikttheorie der 70er Jahre zu 
überwinden und zu einer neuen Solidarität der Menschen untereinander - der 
Gruppen untereinander und mit dem Staat, mit unserem Staat, der Bundesrepublik 
Deutschland - zu finden, meine Freunde. 

(Beifall) 

Vaterlandsliebe ist sittliche Pflicht. Ich bin dem Kölner Kardinal Höffner dankbar, daß 
er das in seiner Neujahrsansprache ausgesprochen hat. 

Schließlich: Wir müssen die geistige und politische Auseinandersetzung mit dem 
Gegner offensiv führen - wir alle. Dazu müssen wir gut informiert sein - Heiner 
Geißler hat soeben auf die Möglichkeiten dazu hingewiesen -, was eben auch 
geistige Anstrengung erfordert. Zu glauben, Regierungssprecher, Bundesgeschäfts­
stelle und Fraktionspressestelle würden das schon machen und die anderen könnten 
im Fernsehsessel zuschauen - das wäre gewiß eine verhängnisvolle Vorstellung, der 
wir auf keinen Fall erliegen dürfen. 

Zum Schluß noch wenige Gedanken zur Strategie unserer Gegner. Sie besteht aus 
drei Elementen. Erstens versuchen sie, uns in wichtigen Fragen zu spalten. Zweitens 
wird versucht, Angst zu schüren. Das dritte Element ist das Wecken von Neid. 

Neid ist menschlich. Wer ihn aber zur politischen Waffe macht, vergiftet das geistige 
und politische Klima. Das Ergebnis ist jedesmal eine geschwächte Volkswirtschaft. 
Das ist im demokratischen Sozialismus des Westens nicht anders als im Staatsso­
zialismus des Ostens. Leidtragende sind immer die breiten Schichten des Volkes, da 
gerade sie vom Gedeihen der Volkswirtschaft abhängig sind. Die Staats- und 
Parteifunktionäre, die in den kommunistischen Ländern alle Privilegien einer feuda-
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len Klasse genießen, sind dalier vom Gedeihen der Wirtschiaft persönlich weitge­
hend unabhängig. Wir müssen dem Neid durch unser Verhalten - auch durch unser 
eigenes Verhalten - die Grundlage entziehen, und wir müssen die Philosophie des 
Neides - das ist der Sozialismus - mit Entschiedenheit bekämpfen. 

(Beifall) 

Noch schlimmer als das Schüren von Neid ist die Ausbeutung der Angst, insbeson­
dere der Kriegsangst. Angst ist nicht nur menschlich, sondern kreatürlich. Auch Tiere 
haben Angst. Aber wer die Angst zur politischen Waffe macht, handelt verantwor­
tungslos, ja teuflisch. 

(Beifall) 

Helmut Schmidt hat einmal gesagt, Angst sei ein schlechter Ratgeber. Das ist richtig. 
Wer von Angst befallen ist, kann nicht mehr rational handeln. Das ist ja das Ziel 
derer, die die Angst als Waffe benutzen. Angst zeigt Gefahren an. Aber Gefahren 
meistert man nur mit Nüchternheit, Besonnenheit und einem Stück Tapferkeit. 

Auch die Sowjetunion will keinen Krieg. Sie will den Sieg ohne Krieg. Sie will die Welt 
beherrschen. Sie setzt dabei auch auf das Element Angst. Angst will sie vor allem mit 
ihrer militärischen Macht erzeugen. Wir sollen dieser Angst erliegen. Aber es besteht 
kein Anlaß zur Angst. Solange wir fest im Bündnis mit dem Westen stehen, solange 
unsere ausgezeichnete Bundeswehr ihren Friedensdienst leistet - ich sage das, um 
einmal unseren Respekt, unsere Sympathie und unsere Dankbarkeit für unsere 
Soldaten zum Ausdruck zu bringen -

(Beifall) 

und solange die amerikanischen Verbündeten hier mit Truppen und Atomwaffen 
präsent sind, so lange ist ein Krieg in Europa ausgeschlossen. Der Westen braucht 
militärisch nicht so stark zu sein wie die Sowjetunion. Aber er muß so stark sein, daß 
sie nicht in Versuchung geführt wird. Nach 1945 hat es überall in der Welt Kriege 
gegeben - in Europa nicht. Das ist kein Zufall, sondern das Ergebnis einer Politik, die 
sich nicht einschüchtern läßt. 

Die Friedensbewegung begeht zwei Denkfehler. Sie vergißt erstens, daß auf Dres­
den keine Atombombe gefallen ist. Trotzdem war der Untergang Dresdens nicht 
weniger grauenhaft als der Untergang von Hiroshima. 

Der zweite Denkfehler der Friedensbewegung ist dieser. Sie sagt: lieber rot als tot. 
Was heißt das? Lieber Auschwitz als Hiroshima? War Hiroshima schlimmer als 
Auschwitz? Diese Fragen stellt der deutschen Friedensbewegung Andre Glucks­
mann, brillanter Kopf Frankreichs, Sohn deutscher Juden. Ich füge hinzu: Wer nur 
eine Gefahr sieht, begünstigt die anderen. 

Schlußfolgerung: Wir müssen Auschwitz und Hiroshima und Dresden verhindern. 

(Beifall) 

Wer das will, darf sich nicht an Utopien orientieren. Er muß sich die christlichen 
Kardinaltugenden zu eigen machen: Klugheit, Gerechtigkeit, Tapferkeit und Maß. 
Wer schon dieser Welt das absolut Gute, das Heil bringen wollte, hat bisher immer 
Unheil gebracht. Politik kann das nicht leisten. Sie muß in ihren Zielen bescheidener 
sein: das Böse eindämmen, Gefahren begrenzen, Konfliktregelungen finden, um 
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einen - wenn auch immer gefährdeten - Frieden möglich zu machen; das kann Politik 
leisten, und das muß sie leisten. 

Daß wir - meine Damen und Herren, damit möchte ich schließen - hier in Europa und 
der Grenze von Ost und West seit 40 Jahren in Frieden leben und ein hohes Maß -
nichts ist vollkommen - an Freiheit, Solidarität und Gerechtigkeit verwirklichen 
konnten, verdanken wir einer Politik, die Christliche Demokraten und Christlich-
Soziale begründet und bis heute fortgeführt haben, von Konrad Adenauer bis zu 
Helmut Kohl. An dieser Politik wollen wir festhalten. 

(Anhaltender lebhafter Beifall) 

Wilfried Hasselmann, Tagungspräsidium: Liebe Parteifreunde! Meine Damen und 
Herren! Wir danken dem Vorsitzenden unserer Bundestagsfraktion, Herrn Dr. Alfred 
Dregger, für seinen Bericht. In diesen Dank schließen wir gleich die Arbeit aller 
Damen und Herren unserer CDU/CSU-Bundestagsfraktion ein. 

(Beifall) 

So ein Fraktionsvorsitzender hat es ja, wie wir aus Erfahrung wissen, nicht leicht. Er 
hat wesentlich mehr Minister als Ministerposten in seinen Reihen. Er muß mit dem 
Bundeskanzler, dem Regierungschef, in ständigem Gespräch und Kontakt stehen. 
Er ist Treibender, er ist Bremsender, er ist Beichtvater, er ist Ausgleichender. Er hat 
in seiner Fraktion Flügel und zugleich doch Einheit. Damit hat er eine nicht ganz 
leichte Aufgabe, die immer wieder Bewunderung verdient. 

Lieber Herr Dr. Dregger, dann müssen Sie noch mit der Schnittlauchpartei fertig 
werden: außen grün, innen hohl und immer gebündelt auftretend. Ebenso müssen 
Sie mit der großen SPD, die wir ja wunderbar im Griff haben, mit Herrn Vogel fertig 
werden. Wir erleben das immer im Fernsehen. Ich freue mich dann immer, wenn ich 
Sie sehe. Das andere ist nicht mit anzusehen. Sie haben also eine schwere Aufgabe, 
Herr Dr. Dregger. Wir sagen Ihnen für Ihre Arbeit Dank und wünschen Ihnen 
weiterhin alles Gute und gute Arbeit mit der Bundestagsfraktion, unterstützend für 
unsere Bundesregierung. Herr Dr. Dregger ist wie ein Eichbaum, von dem wir sagen 
können: Was kümmert es den Eichbaum, wenn ihn unten einmal eine Sau scheuert? 
Sein Weg geht immer geradeaus. 

(Beifall) 

Ich rufe nunmehr TAGESORDNUNGSPUNKT 11 auf: 

BERICHT DES VORSITZENDEN DER CDU/CSU-GRUPPE 
IN DER EVP-FRAKTION 

DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS 
RUDOLF LUSTER, MdEP 

Ich erteile Rudolf Luster zu seinem Bericht das Wort. 

Rudolf Luster (mit Beifall begrüßt): Herr Präsident! Herr Bundeskanzler! Meine 
Damen und Herren! Liebe Freunde! Mein Bericht über die Arbeit der deutschen 
Gruppe in der EVP-Fraktion des Europäischen Parlaments wird zu einer Zeit 
erstattet, in der die EG den Völkern Europas nicht gerade Grund zum Jubeln gibt. 
Das Schauspiel um Katalysator, Agrarmarkt und Süderweiterung - um aktuelle 
Beispiele herauszugreifen - läßt viele an der politischen Entscheidungsfähigkeit der 
Gemeinschaft zweifeln. 
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Allerdings möchte Ich freimütig sagen: Nicht die Europa-Parlamentarier und schon 
gar nicht die europäischen Christdemokraten unter Ihnen gehören auf die Sünder­
bank. Um das Kind beim Namen zu nennen: Der EG-MlnIsterrat muß endlich wieder 
europäische Politik machen, anstatt nationale Interessen auf dem kleinsten gemein­
samen Nenner zu addieren. 

Das Bild vom europäischen Geleltzug Ist oft strapaziert worden, aber es trifft den 
Kern der Sache. So muß man sich fragen, wie lange sich Europa noch die Anti-EG-
und Anti-NATO-Eskapaden von Griechenlands sozialistischem Ministerpräsidenten 
gefallen lassen will und dafür noch kräftige Zusatzhonorare aus dem Gemeinschafts­
topf zahlt. 

Um so mehr möchten wir an dieser Stelle dem Bundeskanzler dafür danken, daß er 
Europa von Anfang an wieder zu einer Hauptsache deutscher Politik gemacht hat. In 
seiner heutigen Rede hat er dafür einen erneuten Beweis gegeben. In Helmut Kohl 
wissen wir, die deutschen Christlichen Demokraten, aber auch alle, die auf Europa 
bauen, einen konsequenten Europäer an unserer Seite. 

Die Liberalisierung des Personenverkehrs an den Binnengrenzen Ist ein erster 
praktischer Erfolg. Die engen deutsch-französischen Beziehungen sind unabhängig 
von den jeweils regierenden Parteien Dreh- und Angelpunkt für europäische Fort­
schritte. Wir möchten Helmut Kohl ermutigen, seinen europäischen Kurs unbeirrt 
fortzusetzen. Auf uns kann er zählen. 

(Beifall) 

Wichtigstes Ergebnis im Berichtszeitraum waren die zweiten Direktwahlen zum 
Europäischen Parlament im Juni 1984. Dazu nur wenige Bemerkungen. 

Die europäischen Christlichen Demokraten haben wiederum die meisten Stimmen 
bekommen. Die Partelen der Mitte haben ihre Mehrheit behauptet. Die überzeu­
gende Wahl unseres Freundes Pierre Pfllmlin zum Parlamentspräsidenten ist Aus­
druck davon. 

An den extremen Flügeln hat es Zuwächse gegeben. Die Sozialistische Fraktion Ist 
noch weiter nach links gerückt. Ihre Anti-Europapolitik wurde stärker. Sie fällt als 
berechenbarer Faktor für den europäischen Einigungsprozeß aus. 
Die grün-alternative Bewegung ist nicht mehr nur ein nationales, sondern ein 
europäisches Problem. Mit zumeist antieuropäischen Randgruppen hat sie sich -
nomen est omen - In der neuformierten Regenbogenfraktion zusammengetan. Ihre 
chamäleonhafte Anpassungsfähigkeit an diffus irrationale Volksstimmungen darf 
freilich nicht über den harten Kern Ihrer Strategie hinwegtäuschen. Sie will nicht nur 
bei uns die „andere Republik", sie will auch das „andere Europa". 

Die deutsche Gruppe in der EVP-Fraktion hat die Auseinandersetzung mit den 
Grünen und ihrem Gedankengut zu einem Arbeitsschwerpunkt gemacht. Wir werden 
sie auf denjenigen europäischen Feldern stellen, für die sie eine Sonderkompetenz 
beanspruchen: beim Umweltschutz, bei den neuen Technologien, bei der Friedens­
und der Sicherheitspolitik. 

Aus der gesunkenen Wahlbeteiligung haben wir Konsequenzen zu ziehen. Das 
Lamento über die Medien hilft uns nichts. Machen wir Europa wieder gemeinsam zu 
einem positiven Thema, dann gewinnen wir auch die Medien. Die Straffung der 
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Parlaments- und Fraktionsarbeit, die Entrümpelung der Debatten, die Konzentration 
auf die Probleme, die den Bürgern auf den Nägeln brennen und die nur europäisch 
lösbar sind, das hat für uns Priorität. Ich bin optimistisch, daß uns das gelingt. 

M\t Egon Klepsch als Vorsitzendem ist die EVP-Fral<tion wieder zur treibenden und 
integrierenden Kraft der europäischen Mitte im neuen Parlament geworden. Ich 
möchte dir, lieber Freund Egon Klepsch, dafür und für deinen unermüdlichen 
europäischen Einsatz auch von hier unseren Dank sagen. 

(Beifall) 

Die erfolgreiche Europapolitik der EVP-Fraktion setzt eine noch bessere Zusammen­
arbeit mit unseren Freunden in den nationalen Parlamenten voraus. Dieser Prozeß 
ist mit den Unionsparteien und mit unserer Bundestagsfraktion in Gang gekommen. 
Dafür danken wir, und wir wünschen uns hier weiter wachsende Offenheit für die 
europäischen Belange. 

Me'me Kollegen im Europäischen Parlament und ich, wir werden von den Bürgern auf 
der Straße und auch von Freunden im Ortsverband oder im Bekanntenkreis gefragt: 
Bist du als Europa-Parlamentarier nicht frustriert? Hinter dieser Frage stehen andere 
Fragen, etwa: Brauchen wir Europa noch? Brauchen wir die EG noch? Hat nationale 
Eigenbrötelei nicht das Fundament zerstört? Können wir das noch bezahlen? 

Brauchen wir also Europa noch, liebe Freunde? Das böse Wort von Schmidt und 
Apel, die Deutschen seien Zahlmeister Europas, ist bei uns immer noch im 
Schwange. Bitte hören wir damit auch im eigenen Lager auf! Der Gemeinsame Markt 
ist trotz mancher Unvollkommenheit ein Aktivposten ersten Ranges. Das gilt im 
Weltmaßstab, wo die EG den Spitzenplatz als Handelsmacht und als wichtigster 
Partner der Entwicklungsländer hält. Es gilt ebenso für den weitgefächerten Wirt­
schaftsraum des europäischen Binnenmarktes. Sagen wir unseren Bürgern, daß die 
Hälfte der deutschen Exporte in die EG geht, daß seit der Gründung der EWG unsere 
Gesamtausfuhren die fünfzehnfache Höhe, unsere Ausfuhren in die EG rund den 
dreißigfachen Umfang erreicht haben, daß jeder vierte deutsche Arbeitsplatz vom 
Export und jeder achte vom Export in die EG abhängt, daß wir seit Jahren die 
Nummer eins in der Weltrangliste der Exporteure sind, und daß Wirtschaftsinstitute 
für dieses laufende Kalenderjahr einen Exportüberschuß von 60 Milliarden DM 
prognostizieren! Wir sind nicht Nettozahler, wir sind die eigentlichen Nettogewinner 
der EG - politisch und wirtschaftlich. 
Natürlich muß gespart werden, zu Hause und in der Gemeinschaft. 

Manche möchten bei den Bürgern Schrecken über den EG-Finanzbedarf verbreiten. 
Nun, der Gesamthaushalt der EG ist wenig höher als der des Bundeslandes 
Nordrhein-Westfalen. Fragen wir lieber, was es uns kostet, daß Europa noch immer 
unvollendet ist! Die Unfähigkeit zum Beispiel, den grenzüberschreitenden Güterver­
kehr endlich gemäß den Verträgen zu liberalisieren, schlägt allein jährlich mit über 30 
Milliarden DM zu Buche. Das ist die Hälfte des EG-Jahresetats, das Ergebnis 
mangelnder Entschlossenheit zu europäischem Handeln. 

Schaffen wir das Europa der Bürger! Stärken wir den europäischen Binnenmarkt! 
Machen wir Ernst mit offenem Leistungswettbewerb, mit dem Abbau von Subventio­
nen und Protektionismus, Ernst mit europäischer Marktwirtschaft! Das sind wichtige 
Voraussetzungen für die vorrangige Überwindung der Arbeitslosigkeit. Es sind 
zugleich die Voraussetzungen dafür, daß die EG-Staaten insgesamt vorbildlich wie 
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bisher ihren Beitrag zur Beseitigung des Hungers in der Welt leisten. 

Und die teure Agrarpolitik! Hüten wir uns auch da vor vergröbernden Darstellungen! 
Der integrierte Agrarmarkt ist Geschäftsgrundlage und Klammer der Gemeinschaft. 
Er hat bei relativ stabilen Preisen unsere Selbstversorgung nahezu gesichert. 

Freilich, wir kennen die Mängel, Versäumnisse und Verbesserungsnotwendigkeiten. 
Vor allem müssen die teuren Überschußproduktionen zurückgeschnitten werden. 
Fontainebleau im Juni 1984 hat damit einen besonders für die deutschen Landwirte 
schmerzlichen Anfang machen müssen. Anders läßt sich der überproportional agrar-
lastige EG-Haushalt nicht stabilisieren. Wir sind aber nicht bereit, die Bauern zu 
Prügelknaben für die jahrelangen Fehler entscheidungsunfähiger EG-Ministerräte 
der Ära Schmidt/ErtI zu machen. 

(Beifall) 

Wir haben vergeblich vor der Privilegierung der landwirtschaftlichen Fabriken 
gewarnt. Wir dürfen nicht zulassen, daß jetzt die bäuerlichen Familienbetriebe die 
Zeche bezahlen. Deshalb haben wir in der letzten Woche eine maßvolle Anhebung 
der Agrarpreise für unsere Bauern durchgesetzt. 

Mit dem Schwerpunkt „Umwelt, Zukunftstechnologie und Arbeitsplätze" haben wir 
jenen Dreiklang ineinandergreifender Zielsetzungen umschrieben, die wir erfolgreich 
nur im europäischen Rahmen verwirklichen können. In der deutschen Gruppe haben 
wir vehement für Immissionsschutz und niedrigere Abgaswerte - Stichwort Katalysa­
tor - gekämpft und unsere Haltung im Europäischen Parlament durchgesetzt. So 
haben wir der Bundesregierung die uns mögliche Hilfestellung gegeben. 

Schon jetzt ist Europa erfolgreich, wo es gilt, Anschluß an die Entwicklung der 
Zukunftstechnologien zu finden und Wettbewerbsvorteile auf anderen Feldern zu 
halten. Das jetzt durchgeführte Mikroelektronikprogramm ESPRIT hatte unsere 
Gruppe nachhaltig gefordert. Airbus und ARIANE ermutigen uns, unser Know-how 
zu bündeln, eine gemeinsame Forschungs- und Industriepolitik zu treiben und damit 
die Arbeitsplätze von morgen zu sichern. Die Mark für Europa bringt hier mehr als die 
nationale Mark, der nationale Franc und das nationale Pfund. 

Wir fordern neue Gemeinschaftspolitiken. Umwelt und Technologie erfüllen idealty­
pisch die Kriterien für die zumindest Teilübertragung nationaler Zuständigkeiten auf 
die europäische Ebene. Deshalb begrüßen wir den Parteitagsantrag, der dies für den 
Bereich des Umweltschutzes ausdrücklich unterstützt. 

Auf die gesellschaftlichen Herausforderungen der naturwissenschaftlichen Revolu­
tion in Bereichen wie Biotechnik, Raumfahrt und Informatik brauchen wir europäi­
sche Antworten. Die wirtschaftlichen Erfolge Europas, meine Freunde, werden 
weltweit anerkannt und bewundert, und doch ist die eigentliche Tat die europäische 
Friedensordnung in Freiheit. 40 Jahre nach Kriegsende - das wurde gesagt -, 30 
Jahre nach Gründung der EG haben wir Grund, den Blick selbstbewußt nach vorn zu 
richten. Unser neues Europa der Versöhnung, des Friedens und der Demokratie ist 
die Antwort auf die Opfer der Weltkriege, auf Haß und jahrhundertelangen Bruder­
zwist. Wir haben Frieden, obwohl die Welt insgesamt nicht friedlicher geworden ist. 
Bei bewaffneten Konflikten in der übrigen Welt sind seit Ende des Zweiten Weltkrie­
ges mehr als 21 Millionen Menschen getötet worden. Allein 1983 registrierte die UNO 
40 größere und kleinere Kriege. Was ist uns ein Tag Frieden wert? Was ein Tag 
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Krieg kostet, darüber besitzen wir leider eine ziemiicii genaue Vorstellung. Der 
Zweite Weltkrieg hat an 2 065 Tagen insgesamt 55 Millionen Tote gekostet. Die 
Kriegsmaschinerie in Deutschland hat Hunderte von Milliarden verschlungen, die 
Zerstörungen nicht eingerechnet. Nicht eingeschlossen in diese Bilanz sind Kriegs­
und Nachkriegsleid, Opfer der Diktatur und Elend der Vertreibung. Der Frieden in 
Freiheit muß uns jede Anstrengung wert sein. Sagen wir den vielen jungen Men­
schen, allen, die sich um den Frieden sorgen: Dieses Europa hier hat greifbaren 
Frieden geschaffen. Sagen wir ihnen ebenso klar: Frieden ist nicht umsonst zu 
haben. 

Die Europäische Gemeinschaft ist der eine, die Nordatlantische Allianz der andere 
Pfeiler, auf dem gesicherter Frieden in Freiheit beruht, und die EVP-Fraktion steht 
fest zu beiden Pfeilern der europäischen Friedensordnung. Wir betrachten es 
deshalb als eine Geste von geschichtlichem Rang, wenn am 8. Mai Amerikas 
Präsident Ronald Reagan vor dem gewählten Europäischen Parlament zu den 
Bürgern Europas spricht. Die Partnerschaft mit den Vereinigten Staaten ist Voraus­
setzung unserer Freiheit. Dazu bekennt sich die große Mehrheit der Europäer. Dies 
wird der Präsident in Straßburg erfahren, an dem Ort, der wie kaum ein anderer 
Sinnbild deutsch-französischer, europäischer Versöhnung geworden ist. 

Europa, meine Freunde, ist das Zukunftsthema, das christliche Demokraten seit den 
kühnen Entschlüssen von Adenauer, Schuman und de Gasperi besetzt halten. 
Dieses Erbe verpflichtet uns. Recht hat, wer sagt, die Schaffung eines vereinigten 
Europas wird das größte politische Ereignis dieses Jahrhunderts sein. Dieses 
vereinigte Europa ist für uns, meine Freunde, Verfassungsauftrag des Grundgeset­
zes. Als eine der Aufgaben des deutschen Volkes wird in dessen Päambel statuiert 
„als gleichberechtigtes Glied in einem vereinten Europa dem Frieden der Welt zu 
dienen". Nicht ohne Grund werden das Wiedervereinigungsgebot und das Gebot der 
europäischen Einigung eng verknüpft. Wiedervereinigung - das ist unsere politische 
Erkenntnis - wird nur von europäischer Einigung her möglich. Europa ist so das 
Thema auch unserer nationalen Zukunft. Es genügt nicht, unsere Europabereitschaft 
zu beteuern. Verzichten wir darauf, die Augenblicksnöte über die Notwendigkeiten 
der Zukunft und die Routine immer über die Vision siegen zu lassen. Nein, meine 
Freunde, jetzt, 1985, muß Europa Vorrang bekommen. Anders werden wir unseren 
Auftrag verraten, werden wir eine wichtige Zukunftschance verspielen. 

Das Europäische Parlament mit geschlossener Zustimmung unserer Gruppe und 
unserer Fraktion hat seinen Vertragsentwurf für einen Bundesstaat „Europäische 
Union" vorgelegt. Jetzt sind die nationalen Parlamente am Zuge, jetzt muß das 
vertragswidrige Vetorecht im Ministerrat fallen, das die Europäische Gemeinschaft 
zur lahmen Ente macht. Jetzt muß das Europäische Parlament die Mitentscheidung 
in der Gesetzgebung erhalten. Das EG-Recht weitet sich aus und geht dem Recht 
der Mitgliedstaaten vor. Es muß wie dieses parlamentarisch legitimiert und nicht 
weiter par l'ordre de Mufti, des Ministerrats, erlassen werden. Dieses Demokratiede­
fizit muß weg. Es gilt, den europäischen Rechtsraum abzubauen zu koordinierter 
Bekämpfung vor allem des internationalen Terrorismus und des Drogenhandels. 
Eine neue Finanzverfassung muß die Lasten der Mitgliedstaaten gerecht verteilen 
und dem ständigen Feilschen ein Ende machen. Dafür insgesamt, liebe Freunde, 
müssen wir einstehen. So wollen wir die Stagnation überwinden, so wollen wir die 
Bürger für Europa motivieren, und so endlich wollen wir Schritt für Schritt das 
vereinte Europa, die Europäische Union vollenden. 

(Beifall) 
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Dr. Horst Waffenschmidt, Tagungspräsidium: Lieber Freund Lusler, wir danken 
sehr herzlich für diesen Bericht 

Meine lieben Freunde, ich meine, wir sollten alle unseren Freunden im Europäischen 
Parlament sehr herzlich für ihre Arbeit und für ihren Einsatz für die Sache Europas 
danken. Vielen herzlichen Dank unseren Freunden und Kollegen im Europäischen 
Parlament! 

(Beifall) 

Wir wollen Sie auch von diesem Parteitag, lieber Freund Luster, Sie und Ihre 
Kollegen, ermutigen: Setzt Euch weiter ein für die politische Einigung Europas! Zum 
Weg in die politische Einigung Europas gibt es für uns, die Christlich Demokratische 
Union, keine Alternative. Es ist wichtig, dieses Schritt für Schritt voranzubringen. 

Lassen Sie mich noch dieses sagen, meine lieben Freunde: Helmut Kohl hat heute 
morgen gesagt: Wir, die Union, sind die Europapartei, d i e Europapartei! Dies wollen 
wir immer wieder mit vielen Initiativen deutlich machen. Wir wollen Motor sein für die 
politische Einigung Europas. Dafür viel Glück und Erfolg auch unseren Freunden und 
Kollegen im Europäischen Parlament! Vielen herzlichen Dank! 

(Beifall) 

Ich rufe nunmehr TAGESORDNUNGSPUNKT 12 auf: 

BERICHT DES BUNDESSCHATZMEISTERS 

Das Wort hat unser Freund Walther Leisler Kiep. Bitte schön, Freund Kiep! 

Walther Leisler Kiep, Bundesschatzmeister: Herr Vorsitzender! Meine sehr verehr­
ten Damen und Herren! Liebe Freunde! Nach den hochbrisanten und politisch 
geladenen Rechenschaftsberichten meiner Vorredner habe ich Ihnen über die 
Situation der Finanzen unserer Partei zu berichten. 

Ich möchte zunächst etwas über die Finanzierungsarbeit der Jahre 1983 und 1984 
sagen und im Anschluß daran aus gutem Grund auch zu den laufenden Spendenver­
fahren Stellung beziehen. 
Die Ergebnisse der Finanzierungsarbeit des Jahres 1983 und auch des Jahres 1984, 
meine Freunde, sind positiv. Als wichtigsten Teil meines Berichts darf ich Ihnen 
heute hier vortragen, daß die Finanzen der Bundespartei der Christlich Demokrati­
schen Union Deutschlands im Gleichgewicht sind, daß die Partei schuldenfrei ist. 

(Beifall) 

Dieses Gleichgewicht und diese Schuldenfreiheit gelten für die Jahre 1983 und 1984, 
gelten für das laufende Jahr und werden, wenn sich nicht dramatische Ereignisse 
einstellen, auch für das Jahr 1986 Gültigkeit haben. 

Wir haben damit, meine Freunde, nach 14 Jahren die Konsolidierung erreicht. 

(Beifall) 

Von diesen 14 Jahren - um das noch einmal in Ihre Erinnerung zu rufen, waren wir elf 
Jahre überschuldet. Die Vermögensrechnung dieser elf Jahre war für unseren 
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Wirtschaftsprüfer Veranlassung, auf konkursrechtliche Konsequenzen dieser Über­
schuldung hinzuweisen. Nur in drei Jahren dieser 14jährigen Periode war unsere 
Rechnung im Einklang mit der deutschen Konkursordnung. In dieser ständigen 
Verschuldungszeit, meine Freunde, haben wir insgesamt 13,5 Millionen DiVI an 
Bankzinsen zahlen müssen, 1982 allein 2,3 Millionen. 

Wir haben dieses erfreuliche Ergebnis einer Reihe von Faktoren zu verdanken, die 
ich hier nennen möchte. 

Der erste ist die Hilfe unserer Spender. 

(Beifall) 

Allein in den Jahren 1982 und 1983 haben wir mit Spenden in einer Höhe von 13 
Millionen DM den Bundestagswahlkampf des Jahres 1983 finanzieren können. 
Deshalb muß an erster Stelle, meine Freunde, hier der Dank an die Spender erstattet 
werden. 

(Beifall) 

Wir haben zweitens als Ergebnis jahrelanger, ja man kann sagen: jahrzehntelanger 
Bemühungen ein neues Parteienfinanzierungsgesetz im Dezember 1983 durchset­
zen können. Dieses neue Gesetz ist ein Aktivposten in unserer Arbeit. Dieses Gesetz 
ist das Ergebnis unserer Bemühungen. Es war ein langer und beschwerlicher Weg: 
Versuche zur Novellierung des Parteiengesetzes in den Jahren 1976 bis 1978; unser 
Versuch, durch ein Normenkontrollverfahren vor dem Bundesverfassungsgericht im 
Jahr 1978 eine Neuordnung zu erreichen; die Umstellung der Spendenfinanzierung 
der CDU im Jahr 1979; die Erhöhung der Spendenfreigrenzen im Jahr 1980; die 
Kommission der Sachverständigen des Bundespräsidenten im Jahr 1981: all dies 
waren Meilensteine auf dem Weg zu diesem neuen Parteienfinanzierungsgesetz. 

Meine Freunde, wir alle und alle Parteien in der Bundesrepublik Deutschland hätten 
weniger Probleme, vor allem für unsere Spender, wenn wir dieses Ziel früher erreicht 
hätten. 

(Beifall) 

Der wirkliche Skandal und die wirkliche Schuld der Parteien liegen darin, daß dieses 
Ziel erst mit Wirkung vom 1.1.1984 erreicht werden konnte. Möglich wäre es schon 
im Jahr 1975 gewesen, wenn überall der Sachverstand, der gute Wille und die 
Erkenntnis der schwelenden Probleme vorhanden gewesen wäre. 

Nun geht es darum, Vertrauen zurückzugewinnen, indem wir die durch das neue 
Parteienfinanzierungsgesetz uns aufgegebene Transparenz bei Einnahmen, bei 
Ausgaben und bei Vermögen wirklich voll und ganz in die Praxis umsetzen. Dies ist 
unsere zentrale Aufgabe in der Finanzierungsarbeit der Bundespartei in den kom­
menden Jahren. 

Ein dritter wichtiger Aktivposten hat dieses erfreuliche finanzielle Ergebnis möglich 
gemacht, meine Freunde. Wir haben in der Berichtszeit, über die ich spreche, das mit 
Abstand höchste Mitgliedsbeitragsaufkommen unserer Geschichte. 

(Beifall) 
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Die Union hat im Jalir 1983 ein Mitgliedsbeitragsaufkommen von 71,7 Millionen DM 
erzielt. 

(Beifall) 

Wir haben damit die Sozialdemokratische Partei Deutschlands, die sich immer 
besonders auf ihrer Fähigkeit zur Erzielung hoher Mitgliedsbeitragsaufkommen 
berufen hat, zum ersten Mal in der Geschichte der Union überholt. 

(Beifall) 

Da man über politische Gegner ja gelegentlich auch mal etwas Nettes sagen darf, 
möchte ich hier vermerken und berichten, daß unsere Kollegen der Sozialdemokrati­
schen Partei Deutschlands uns zu diesem Erfolg unmittelbar nach Veröffentlichung 
dieser Zahl gratuliert haben. Der Dank für diesen durchschlagenden Erfolg geht an 
alle Ebenen unserer Partei: an unsere Ortsverbände, an die Schatzmeister der 
Ortsverbände, an die Kreisverbände und ihre Schatzmeister, an die Landesverbände 
und alle, die in den Gliederungen der Partei für dieses Ergebnis Verantwortung 
tragen. 

Dank aber auch, meine Freunde, an die Amts- und Mandatsträger, die durch ein 
ungewöhnlich hohes Aufkommen zu dieser guten Eigenleistung der Union beigetra­
gen haben. 16,8 Millionen DM im Jahr 1983 durch Beiträge der Amts- und Mandats­
träger der Christlich Demokratischen Union Deutschlands! Insgesamt 1983 ein 
Betrag von 89 Millionen DM aus Beiträgen - aus Mandatsträgerbeiträgen und aus 
Mitgliedsbeiträgen -. Wir haben damit ein Traumziel, das wir uns gesetzt haben, 
schon fast erreicht, nämlich daß wir ein Drittel aller unserer Aufwendungen aus 
eigener Kraft beschaffen. 

Wir liegen jetzt bei 31,2 % der Gesamteinnahmen der CDU aus Mitgliedsbeiträgen 
und aus Mandatsträgerbeiträgen! 

Meine Damen und Herren, unsere politischen Bewerber von den Grünen, die sich ja, 
wie Sie alle wissen, im wesentlichen aus Staatsbeiträgen finanzieren, können von 
einem solchen Eigenbeitrag nur träumen. 

Wir haben uns auf dem Parteitag in Stuttgart eine neue Finanzverfassung gegeben, 
die die Anpassung an das neue Finanzierungsgesetz vollzieht, besonders, indem 
eine Reihe neuer Bestimmungen eingeführt wurde, die die Erhaltung des finanziellen 
Gleichgewichts in unserer Parteifinanzierung sichern. 

Dieser erfreuliche Teil meines Rechenschaftsberichts, meine sehr verehrten 
Freunde, wird nach meinem Empfinden jedoch durch eine Fülle von Parteispenden­
verfahren überschattet, mit denen die überzogen worden sind und überzogen 
werden, die uns diese Spenden gegeben haben. 

Wir und ich in besonderer Weise empfinden zusammen mit dem Präsidium und dem 
Bundesvorstand unserer Partei eine Verpflichtung gegenüber unseren Spendern. 

An dieser Stelle darf ich noch einmal daran erinnern, daß ich aus dieser Verpflichtung 
heraus im Frühjahr 1983 den Versuch unternommen habe, zu erreichen, daß die 
Strafverfolgungsbehörden in unserem Lande vor dem Beginn einer Lawine von 

75 



Parteispendenverfahren gegen Hunderte von gutwilligen Spendern zunächst einmal 
in einem Musterprozeß gegen uns und gegen mich diese Frage einer Klärung I 

zuführen 

(Zustimmung) 

Bedauerlicherweise ist diese Anregung nicht aufgegriffen worden, und wir erleben 
jetzt, daß trotz der Veränderung unserer Finanzierungsgrundlagen vor sechs Jahren 
die strafrechtliche Verfolgung unserer Spender im Gange ist. 

Ich möchte hier keine Zweifel an der Rechtsstaatlichkeit und Rechtmäßigkeit dieser 
Verfahren äußern, und ich möchte hier auch keine Bewertung der staatsanwalt­
schaftlichen Ermittlungsverfahren und der Gerichtsurteile zum Gegenstand meiner 
Ausführungen machen. Aber eines möchte ich in Erinnerung an das, was ich Ihnen in 
Stuttgart vortrug, hier doch in aller Deutlichkeit sagen: Die Parteienfinanzierung war 
zweideutig, unklar und in höchstem Maße widersprüchlich. 

Es ist einfach unwahr, wenn jetzt häufig zu lesen und zu hören ist, daß der frühere § 
10 b Abs. 2 des Einkommensteuergesetzes die Frage der Parteispenden sozusagen 
eindeutig und abschließend geregelt hätte. 

Die Parteispendenmoral ist bis zum 1. Januar 1984 eine doppelbödige Moral, und 
dies nicht zum erstenmal. Kritische Beobachter, deren es leider noch nicht genügend 
viele gibt, sollten dies stärker zur Kenntnis nehmen. 

Zweierlei Maß, meine Freunde: Spenden, die im Wege der sogenannten indirekten 
Parteienfinanzierung in einem Fall zur Anklage führen, in einem anderen Fall aber 
nicht, das ist der Tatbestand, mit dem wir und unsere Spender es heute zu tun 
haben. 

Meine Damen und Herren, Parteienfinanzierung auf der Grundlage eines Bundesfi­
nanzhofsgutachtens aus dem Jahre 1952 macht es möglich, daß ein Spender an 
einen Berufsverband und dann an eine Partei unter steuerlicher Nutzung dieser 
Zahlungen etws zahlen kann, ohne daß dies Steuerhinterziehung ist. Genau dieselbe 
Parteienfinanzierung über steuerlich begünstigte Einrichtungen zur Förderung 
staatspolitischer Zwecke gilt als illegal und führt zur Strafverfolgung. 

Es ist wichtig, daran zu erinnern, daß das Bundesverfassungsgericht den Parteien in 
allen seinen Urteilen sehr wohl die Wahrnehmung staatspolitischer Aufgaben einge­
räumt hat, aber die Spenden, die direkt an die Parteien für deren staatspolitische 
Aufgaben geleistet werden, waren steuerlich nicht begünstigt. Nur wenn sie an 
anerkannte, zur Förderung staatspolitischer Zwecke gegründete Institutionen 
gezahlt werden, konnten sie steuerlich geltend gemacht werden. 

Schließlich noch venwirrender, meine Freunde: Kein Verfassungsgericht, kein 
Gericht, kein Gesetzgeber, niemand hat sich je der Mühe unterzogen, einmal 
festzustellen, worin denn eigentlich staatspolitische Aufgaben der Parteien be­
stehen. 

Meine Freunde, wir, die Union, und ich sind nicht die Erfinder dieser indirekten 
Parteienfinanzierung, die wir als eine Fehlentwicklung betrachten. Wir haben sie 
vorgefunden und zunächst keinen Anlaß gesehen, sie kritisch zu beleuchten. Erst 
nachdem wir durch das Bundesverfassungsgerichtsurteil von 1979 auf Zweifelstat-
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bestände hingewiesen wurden, haben wir gehandelt. Wir haben gehandelt, meine 
Freunde, und wir haben dafür gesorgt, daß vor über sechs Jahren die Praxis der 
Union, in diesem Zusammenhang der Bundespartei, geändert wurde. 

Wir sind aber auf Grund des Tatbestandes zutiefst davon überzeugt - auch ich 
persönlich, und ich sage das hier in aller Deutlichkeit -, daß es jetzt in allererster Linie 
darauf ankommt, eine steuerrechtliche Klärung herbeizuführen und daß die straf­
rechtliche Aufarbeitung dieser Problematik unangemessen ist. 

(Vereinzelt Zustimmung) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe Freunde, ich darf Sie aber auch noch 
einmal daran erinnern, daß wir auf diese Fehlentwicklungen hingewiesen haben. 
Dies ist nicht etwa das Ergebnis von Ermittlungen der letzten Wochen oder von 
journalistischen Recherchen. Wir haben im Jahre 1978 im Normenkontrollverfahren 
Niedersachsens in einem Gutachten unter Zurückstellung eigener Interessen dem 
Verfassungsgericht folgendes schriftlich vorgelegt - ich zitiere -: 

Die indirekte Parteienfinanzierung ist jener weite, quantitativ nicht abzugrenzende 
und qualitativ möglicherweise noch gehaltvollere ... Teil ... der „Grauzone der 
Parteifinanzen". Diese Grauzone ist ein besonderer Problembereich der Parteienfi­
nanzierung. Sie ist größer und problematischer, als alle Rechenschaftsberichte 
erkennen lassen. Sie ist aber auch keineswegs nur ein Problem der Parteien, ... 
sondern schließt den Staat als mit Handeln und Unterlassen gleichermaßen verant­
wortlichen Partner mit ein. Sie ist nach Art und Umfang eine Fehlentwicklung, die die 
Parteien aus eigener Kraft - ganz gleich, wie groß ihre Mitverantwortung dafür ist -
nicht (mehr) korrigieren können. Wichtigste Ursache... ist zunächst und vor allem der 
Finanzbedarf der Parteien, und das Gutachten des Bundesfinanzhofes vom 17. 5. 
1952 spielt hier eine wichtige Rolle. 

Meine Freunde, alle Landesregierungen, alle Finanzminister, auch der Bundesfi­
nanzminister, haben diese Einlassung der Union zum Normenkontrollverfahren im 
Jahre 1978 offiziell vom Bundesverfassungsgericht zur Kenntnis bekommen, und 
deshalb ist die Behauptung, erst durch die Ermittlungen der letzten Jahre seien diese 
Dinge zum Tatbestand geworden, völlig falsch. 

Meine Damen und Herren, nach dem Urteil haben wir uns bemüht, Mißstände im 
Zusammenhang mit dem Gutachten des Bundesfinanzhofs von 1952 zu beseitigen. 
Die SPD hat dies verhindert. Hans Matthöfer hat am 13. August 1980 dieses 
Gutachten des Bundesfinanzhofes ausdrücklich bestätigt. Nichts gegen gewerk­
schaftliche Unterstützung von Parteien, die auf diesem Wege stattfindet; aber bitte 
auch nicht so tun, als habe man mit Parteienfinanzierung nichts zu tun! Die SPD-
Erklärung über die Millionenbeträge in bar steht bis zum heutigen Tage aus, und ich 
finde es nicht besonders nobel, in diesem Zusammenhang anstelle einer Antwort auf 
den verstorbenen Alfred Nau zu verweisen. 

(Beifall) 

Ich darf zusammenfassen: Die steuerliche Problematik betrifft die Bundesparteien 
nur im Zusammenhang mit Spenden vor dem 24. Juli 1979. Wenn auch das 
Bundesverfassungsgericht zu unseren Fragen nicht oder nur teilweise Stellung 
bezogen hat, haben wir damals, im Sommer 1979, dennoch einschneidende Maß­
nahmen ergriffen, und zwar mit Unterstützung des Parteivorsitzenden und mit 

77 



Unterstützung aller Beteiligten, und wir haben dadurch erreicht, daß von 1979 an die 
Christlich Demokratische Union Deutschlands nur noch Spenden nach Steuern 
empfangen hat. 

Diese Haltung berechtigt mich hier heute auch zur Bekräftigung meiner Kritik am 
Verfahren und zur Forderung nach finanzgerichtlicher Klärung. 

Meine Freunde, das Ziel der auf dem Stuttgarter Parteitag diskutierten „Amnestie" 
war nicht mehr und nicht weniger als der Versuch der Wiederherstellung der 
Rechtssicherheit und des Rechtsfriedens: Gleichbehandlung der Spender vor dem 1. 
Januar 1984 mit denen nach dem 1. Januar 1984. Ich bedaure, daß dies nicht zum 
Ziel geführt hat. Ich stehe vollinhaltlich hinter meinen Ausführungen auf dem Stutt­
garter Parteitag. „Mehr Schatten als Licht", meine Damen und Herren, kann man 
über diesen Bericht, den ich Ihnen heute zu erstatten habe, schreiben. Dennoch 
möchte ich mit dem besonders herzlichen Dank an alle schließen, die dieses 
Ergebnis möglich gemacht haben, an den Generalsekretär, den Parteivorsitzenden, 
den Bundesgeschäftsführer, insbesondere meine Mitarbeiter und hier an besonderer 
Stelle auch an meinen Generalbevollmächtigten Uwe Lüthje. 

(Beifall) . 

Ich bitte Sie ebenso wie in den zurückliegenden Jahren auch in den kommenden 
Jahren um Ihre Unterstützung, damit wir durch eine solide und ausreichende 
Finanzierungsarbeit die Handlungsfähigkeit der Christlich Demokratischen Union 
Deutschlands sichern. 

(Beifall) 

Dr. Waffenschmidt, Tagungspräsidium: Meine lieben Freunde, wir danken Walther 
Leisler Kiep sehr herzlich für diesen wichtigen Bericht. Lieber Freund Kiep, Sie 
konnten hier feststellen: Die Finanzen der CDU-Bundespartei sind in Ordnung. 
Hinter dieser Aussage steht ein ganz gewaltiges Maß an Arbeit von Ihnen und Ihren 
Mitarbeitern. Dafür gebühren Ihnen ganz großer Dank und Anerkennung auch des 
Parteitags hier. Vielen herzlichen Dank! 

(Beifall) 

Meine lieben Freunde, wir wollen von dieser Stelle aber noch einmal all denen 
herzlich danken, die mit ihren Beiträgen und Spenden unsere politische Arbeit 
unterstützen und damit einen wichtigen Beitrag leisten, daß wir die politischen 
Aufgaben, die das Grundgesetz den politischen Parteien, auch uns in der Union, 
stellt, erfüllen können. Herzlichen Dank an alle diejenigen, die damit unsere Arbeit für 
unser Land unterstützen, 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, ehe ich in der Tagesordnung fortfahre, habe ich Ihnen 
zwei wichtige Bekanntmachungen mitzuteilen. Als erstes möchte ich Ihnen das 
Ergebnis von einem ganz wichtigen Fußballspiel mitteilen. Der FC Bayern München 
schlägt nämlich AS Rom mit 2 : 1 . Wir gratulieren dem FC Bayern München herzlich. 

(Beifall) 
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Meine Damen und Herren, die nächste Ansage richtet sich an die Landesgeschäfts-
tührer der einzelnen Landesverbände. Sie werden nämlich gebeten, die Stimmzettel 
für die Wahl der stellvertretenden Bundesvorsitzenden jetzt im Büro des Organisa­
tionsleiters abzuholen. 

Nun, meine Damen und Herren, fahren wir in der Tagesordnung fort. 

Ich rufe TAGESORDNUNGSPUNKT 14 auf: 

BERICHT DER RECHNUNGSPRÜFER 

Den Bericht erstattet unser Freund Alphons Horten. Er hat das Wort. 

Alphons Horten, Rechnunsprüfer: Herr Präsident! Liebe Parteifreunde! Sie werden 
verstehen, daß ich, wenn ich heute zugleich im Namen von Herrn Blumenfeld hier 
den Rechnungsprüferbericht erstatte, dies nach dem klaren, umfassenden, positiven 
Bericht des Schatzmeisters mit sehr goßer Befriedigung und viel größerer Erleichte­
rung tue, als dies in den vergangen 11 bis 14 Jahren geschehen ist. Sie haben ja 
gehört, welch schwierige Wegstrecke die Partei in diesem Abschnitt durchschreiten 
mußte, und werden sich erinnern, daß wir bei unseren Berichten das zwar nicht allzu 
deutlich, aber doch ausgesprochen haben. 

Ich fasse kurz zusammen. Auch unser Prüfungsergebnis bestätigt: Das Jahr 1983 ist 
in seinem Ergebnis ausgeglichen, obwohl es ein sehr aufwendiges Wahljahr gewe­
sen ist. Das Jahr 1984, für das der Bericht noch nicht vorliegt, ist ebenfalls 
ausgeglichen. Für 1985 läßt sich dasselbe voraussehen. Entscheidend ist aber, daß 
die Partei endlich schuldenfrei geworden ist und sogar in der Lage war, durch 
Eigenmittel eine gewisse Reserve für Unvorhergesehenes oder für besondere 
Belastungen anzusammeln, wie das bei jedem ordentlichen Kaufmann üblich ist. 

Mein Dank richtet sich an alle, die zu diesem Ergebnis beigetragen haben: die 
Spender, die Amtsträger der Parteien, deren Beitrag ganz besonders hoch gewesen 
ist, und vor allem an die Mitglieder, worauf der Bundesschatzmeister schon hinge­
wiesen hat. 

Ich kann seine Ausführungen vielleicht in einem Punkte ergänzen. Der volle Umfang 
des Erfolges im Vergleich zur SPD wird noch deutlicher, wenn man berücksichtigt, 
daß die CDU in Bayern keine Mitglieder hat. Das heißt, hier werden die Ergebnisse 
bei der SPD für die ganze Bundesrepublik mit denen der CDU ohne Bayern 
verglichen. 

Es kommt jetzt natürlich alles darauf an, daß diese gute Position weiter bewahrt und 
die Entwicklung der Unkosten und der Soll- und Ist-Zahlen des Etats aufmerksam 
überwacht wird. 

Ich habe nach Rücksprache mit Herrn Blumenfeld darauf hinzuweisen, daß es vor 
allem drei Punkte gibt, auf die man besonders achten muß. Das ist das „Deutsche 
Monatsblatt", das sind die Zuschüsse an die Vereinigungen, und das sind sehr 
notwendige, aber kostspielige Investitionen für Textverarbeitung und Kommunika­
tionseinrichtungen. 

Bevor ich zu dem formalen Teil übergehe, bitte ich Sie, mir eine Anregung zu 
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gestatten. Der leidige Streit um die Parteispenden in einer Wolke von Verdunkelung, 
Irreführung und Demagogie hat den Konsolidierungsprozeß in den letzten Jahren 
besonders erschwert. Ich möchte, obwohl das eben gesehen ist, doch auch von 
meiner Seite aus besonders dem Bundesschatzmeister und seinem Generalbevoll­
mächtigten Lüthje den aufrichtigen Dank für diese Arbeit aussprechen, die nicht nur 
durch die Leistung aufgezeigt ist, sondern vor allem durch die Umstände, unter 
denen sie stattfand: in einem Klima der Lüge, der Verleumdung, der unrichtigen 
Darstellung. 

Deswegen möchte ich mir die Anregung erlauben, daß die im zweiten Teil der Rede 
von Herrn Kiep knapp und klar zusammengefaßte Darstellung des ganzen Spenden­
problems - von dem wir alle fast täglich erfahren, wie schwer es für die einfachen 
Leute ist, diese Dinge zu verstehen - durch die Bundespartei möglichst weitgehend 
verbreitet wird, natürlich in einer angemessenen Form, z.B. im „Deutschen Monats­
blatt", damit auch die an der Front stehenden Amtsträger der Partei und die 
Mitglieder der Partei in der Lage sind, mit den entsprechenden Argumenten all den 
falschen Vorstellungen entgegenzutreten, denen wir immer wieder begegnen. 

Der Jahresabschluß 1983 - ich habe schon darauf hingewiesen, daß wegen des 
frühen Datums unseres diesjährigen Parteitages 1984 noch nicht abschließend 
geprüft worden ist - ist wieder von unserem Wirtschaftsprüfer Professor Pougin in 
Köln erstellt worden. Auch dieser Jahresabschluß hat das uneingeschränkte Prü­
fungstestat erhalten, das wie folgt lautet: 

Die Buchführung und die Jahresrechnung entsprechen nach meiner pflichtmäßigen 
Prüfung den Grundsätzen einer ordnungsmäßigen Rechnungslegung. 

Auf Grund dieses Testats und auch auf Grund unserer Prüfungen der Ausgabenwirt­
schaft der Bundespartei beantragen Herr Blumenfeld und ich die Entlastung des 
Vorstands für das Jahr 1983. 

(Beifall) 

Rita Waschbüsch, Tagungspräsidium: Ich danke Herrn Horten für den Bericht der 
Rechnungsprüfer. Herr Horten hat, glaube ich, gezeigt, daß die Rechnungslegung -
auch wenn unser Schatzmeister festgestellt hat, das Ganze sei eine Sache mit mehr 
Schatten als Licht - eine Sache nicht ohne jedes Licht ist. Herzlichen Dank den 
Rechnungsprüfern. 

Meine Damen und Herren, ich rufe TAGESORDNUNGSPUNKT 13 auf: 

AUSSPRACHE ZU DEN BERICHTEN 

Lassen Sie mich vor Beginn der Aussprache folgendes anmerken. Wir müssen heute 
noch die Wahlen des Bundesvorstandes durchführen. Das haben wir für 18 Uhr 
terminiert. Ich schlage vor, jetzt die Aussprache zu Tagesordnungspunkt 13 zu 
eröffnen und sie dann um 18 Uhr für die Wahlen des Bundesvorstandes zu 
unterbrechen. Die Aussprache wird während der einzelnen Wahlgänge in jedem Fall 
fortgesetzt. 

Als erster hat in der Aussprache das Wort Herr Jäger, Baden-Württemberg. 

80 



Claus Jäger, Wangen: Frau Vorsitzende! Meine lieben Parteifreunde! Der Herr 
Generalsekretär hat uns in seinem Bericht mit Recht gesagt, daß die Union eine gute 
Partei sei. Eine gute Partei ist aber nicht nur eine Partei, die zusammenhält, wenn es 
ernst ist, sondern auch eine Partei, die diskutieren kann. Deswegen gehört es zu 
einer guten Partei, daß man auch seine Sorgen offen ausspricht. 

Lassen Sie mich ein paar Sorgen aussprechen, die in der letzten Zeit nicht nur bei 
mir, sondern bei vielen Mitbürgern wachgerufen worden sind. Herr Geißler hat von 
der Volkspartei gesprochen. Wir sind eine Volkspartei. Er hat gleichzeitig gesagt, wir 
seien eine 50 %-Partei und wollten es bleiben. Wenn wir eine 50 %-Partei bleiben 
wollen, bedeutet das aber nicht nur, daß wir in Richtung auf die politische Mitte, in der 
politischen Mitte Wechselwähler gewinnen müssen. Vielmehr können wir eine 50 %-
Partei nur bleiben, wenn wir unsere Stammwähler behalten und wenn wir diesen 
Stammwählern nicht dermaßen vor das Schienbein treten, daß sie uns bei den 
Wahlen davonlaufen. Das gehört auch zu einer Volkspartei, die die 50 %-Grenze im 
Auge behalten will. 

(Zustimmung) 

Es ist ja nicht so, wie uns manche Leute sagen wollen: Diese Stammwähler hätten 
gar keine Alternative; denn sie könnten weder sozialdemokratisch noch Grüne noch 
FDP wählen. Es gibt ja auch die Möglichkeit der Stimmenthaltung. Wir haben das bei 
manchen Wahlen der letzten Zeit schon zu spüren bekommen. Ich darf daran 
erinnern, daß die Sozialdemokratie den eigentlichen politischen Niedergang in dem 
Augenblick erfahren hat, als ihre Stammwähler in den sozialdemokratischen Hoch­
burgen zu Hause geblieben sind, weil sie die Politik ihrer Partei nicht mehr mittragen 
konnten und wollten. 

Es gibt verschiedene Gruppen von Stammwählern; dazu könnte man jetzt manches 
sagen. Lassen Sie mich nur eine einzige ansprechen. Es geht um jenen Teil unserer 
Wählerschaft, den man bezeichnen kann als den konservativen oder - ich sage es 
präziser - als den vaterländisch gesonnenen Teil unserer Bürgerschaft. Diese Bürger 
haben ihren politischen Willen bisher Immer bei der Union aufgehoben gesehen. 
Meine lieben Freunde, wir haben die Aufgabe, diese Wählergruppe pfleglich zu 
behandeln und nicht durch unbedachte Äußerungen ins politische Abseits zu 
drücken. 

Diese Wähler können sich auch venweigern und uns dadurch die führende Rolle in 
unserem deutschen Volk kosten. 

Ich füge hinzu, meine lieben Parteifreunde: Das sind keine Wählergruppen, die uns 
nach rechts drücken. Diese Bürger sind nicht bloß vaterländisch eingestellt, sondern 
das sind zu 90 % gute Europäer, mit denen die Union bisher schon eine Politik der 
Mitte machen konnte und auch in Zukunft machen kann. Deswegen dürfen diese 
Bürger nicht aus der Union hinausgetrieben werden. 

Es darf nicht einmal der Eindruck entstehen, als ob die Union jetzt, wo sie an der 
Regierung ist, Positionen räumte, die selbst im Jahre 1972 bei den Ostverträgen von 
der damaligen Regierung Brandt nicht preisgegeben worden sind. Ich sage, es darf 
nicht der Eindruck entstehen; denn die Regierung Kohl hat natürlich keine Positionen 
preisgegeben. Aber durch unglückliche Äußerungen der verschiedensten Art ist da 
und dort der Eindruck erweckt worden, als könnte das der Fall sein. Ich bitte alle 
Parteifreunde, uns davor zu bewahren, daß dieser Eindruck um sich greift. 

81 



Unsere Perspektive muß bleiben die Perspel<tive der Freiheit und der Menschen­
rechte für alle Deutschen, auch jenseits der innerdeutschen Grenze, auch jenseits 
der Oder-Neiße-Linie. Für alle Deutschen bleibt der Auftrag, unsere Einheit in 
Freiheit zu vollenden. 

(Beifall) 

Rita Waschbüsch, Tagungspräsidium: Als nächster hat das Wort Herr Heinzel, 
Westfalen-Lippe. Gleichzeitig darf ich Herrn Bohr bitten, sich bereitzuhalten. 

Meine Damen und Herren, wir haben viele Wortmeldungen. Ich bitte, das im Hinblick 
auf einen zügigen Ablauf und auch hinsichtlich der Redezeit zu bedenken, die jeder 
für sich in Anspruch nimmt. Wortmeldungen können rechts und links unten an der 
Tribüne abgegeben werden. Ich bitte, das mit vollständig ausgefüllten Zetteln zu tun -
Sie finden diese Zettel in Ihren Unterlagen - und sich nicht mündlich zu melden. 

Herr Heinzel, bitte. 

Richard Heinzel: Frau Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Liebe 
Parteifreunde! Der Bundesparteitag in Essen Ist für uns In Nordrhein-Westfalen eine 
hervorragende Sache. Er ist für uns ein Signal. Das sollte er ja wohl auch sein. 

Der Wahlkampf in Nordrhein-Westfalen läuft an. Hilfen sind angesagt. Ich meine 
schon, daß wir die Aufgabe haben, dem Bürger auch Positives zu vermitteln. Wenn 
Allensbach in einer Umfrage festgestellt hat, daß Wähler, die am nächsten Sonntag -
so ist ja immer die Frage - SPD wählen würden, zu einem erheblichen Prozentsatz 
gesagt haben, sie könnten sich auch vorstellen, CDU zu wählen, so meine ich, daß 
hier ein Potential für die CDU ist. Dort sollten wir ansetzen. Wir müssen uns 
bemühen, dieses Potential auf unsere Seite zu ziehen. Ich meine, diese Leute sind 
zu gewinnen. 

Das schaffen wir allerdings nicht, liebe Parteifreunde, wenn wir unsere Erfolge, die In 
Bonn unbestreitbar vorzuweisen sind, weiterhin so diffus und durcheinander in die 
Öffentlichkeit tragen. Wenn sich unsere Kandidaten, die jetzt im Wahlkampf vor Ort 
tätig sind, fragen lassen müssen: Kommt denn nun der Katalysator oder nicht, 
kommen Steuererleichterungen - wofür, wann -, müssen sich - was jetzt ganz neu Ist 
- die Patienten nun In Medikamentenkunde üben, um In der Lage zu sein, die Kosten 
für Medikamente drücken und ihrem Arzt sagen zu können, welche Medikamente er 
ihnen verschreiben soll, weil sie billig sind, dann kann ich nur sagen: Solche Dinge 
müssen von vornherein ausgefiltert werden. 

Lassen Sie mich einmal klar und deutlich sagen: Es muß aufhören, daß das, was 
vernagelte MInIsterialbürokraten, die nicht über die Schreibtischkante hinausdenken, 
ausbrüten, als Überlegung der Bundesregierung in die Öffentlichkeit getragen wird. 

(Beifall) 

Wir brauchen klare Linien, meine Freunde, und Ziele, die wir auch verwirklichen. Das 
alles muß dem Bürger In seiner Sprache dargestellt und mitgeteilt werden. Fachtheo­
retische Papiere mögen für die Parteiarbeit hilfreich sein, vor Ort nützen sie nichts. 
Nicht zuletzt darauf, daß sie mit den Leuten In den Städten und Gemeinden auf der 
Straße, im Supermarkt, kurz: überall da, wo Kommunikation stattfindet, sprechen wie 
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ihnen der Schnabel gewachsen ist, ist ein Großteil der Erfolge der Grünen zurückzu­
führen, obwohl deren politischen und programmatischen Aussagen von vielen Mit­
bürgern eher als abstoßend angesehen werden. 

Meine lieben Freunde, Frauen und Männer in Nordrhein-Westfalen, die Kumpels an 
der Ruhr warten darauf, daß wir mit ihnen sprechen. Glauben sie mir. Ich weiß, was 
ich sage. Ich bin, wie wir hier an der Ruhr sagen, selber einen. Das ist das eine: Wir 
müssen unsere gute Sache deutlich machen. 

Das andere, meine lieben Freunde, ist ebenso wichtig. Wir haben an der Spitze 
unserer Wahlkämpfer in Nordrhein-Westfalen zwei hervorrgende Männer, Professor 
Biedenkopf und Dr. Worms, die als Führungskräfte der Union den Wahlkampf in 
Nordrhein-Westfalen in Schwung bringen. 

(Zustimmung) 

Gerade Professor Biedenkopf hat nach seinen Schlichtungsverhandlungen im Metal­
lerstreik großes Ansehen bei den Arbeitern an Rhein und Ruhr. Wir wollen gleich aus 
acht Vorschlägen sieben Stellvertreter des Bundesvorsitzenden wählen. Helfen Sie 
uns in Nordrhein-Westfalen, indem Sie den Kandidaten aus dem Rheinland, Dr. 
Worms, und den Kandidaten aus Westfalen, Professor Dr. Biedenkopf, mit hervorra­
genden Ergebnissen ausstatten. 

(Beifall) 

Bundesparteitag in Essen ist gut, aber Solidarität mit den Männern, die hier vor Ort 
kämpfen, ist besser. 

(Zustimmung) 

Ich meine, daß das den Erfolg der CDU, von dem ich fest überzeugt bin, noch 
sicherer machen wird. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall) 

Rita Waschbüsch, Tagungspräsidium; Ich rufe Herrn Bohr auf. Anschließend 
kommt Herr Professor Biedenkopf an die Reihe. 

Christopf Bohr, Junge Union: Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich 
möchte mit einem Dank beginnen. Ich bin sicher, daß sich viele Hundertausende 
junger Menschen bei uns diesem Dank anschließen werden; denn mein Dank 
bezieht sich darauf, daß wir in den vergangenen Jahren, in Sonderheit in den letzten 
beiden Jahren, jeweils erneut einen Lehrstellenrekord bei uns verzeichnen konnten. 
Meine Damen und Herren, das ist eine politische Höchstleistung, die da jeweils 
erbracht wurde. Wir wissen dabei sicher um die Verdienste der Wirtschaft, wir wissen 
in Sonderheit um die Verdienste des Mittelstandes und der mittelständischen Wirt­
schaft, aber, meine Damen und Herren, dieser Lehrstellenrekord wäre nicht 
zustande gekommen ohne die CDU, er wäre nicht zustande gekommen ohne diese 
Bundesregierung, und - ich sage das - er wäre nicht zustande gekommen ohne das 
persönliche Wort von Helmut Kohl, unserem Bundeskanzler. Dafür, meine ich, sollte 
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man auf einem solchen Parteitag, wenn wir Bilanz ziehen, auch einmal Dank sagen. 

(Beifall) 

Es ist richtig und sicher wichtig, daß wir Bilanz ziehen, daß wir in der Halbzeit 
zurückschauen auf das, was erreicht werden konnte, daß wir die Erfolge nicht nur 
nicht verschweigen, sondern sehr deutlich, deutlicher noch als in der Vergangenheit, 
beim Namen nennen. Aber, meine Freunde, Halbzeit heißt, meine ich, auch Grund 
zu haben, den Blick nach vorne zu richten, zu fragen, was denn jetzt noch vor uns 
liegt, etwa in den beiden nächsten Jahren der Regierung. Und ich meine, daß in 
diesem Zusammenhang in Sonderheit zwei Punkte von Bedeutung sind, die wir 
nennen müssen. 

Der erste Punkt betrifft die Lage junger Menschen nicht nur auf dem Lehrstellen­
markt, sondern auf dem Arbeitsmarkt insgesamt. Meine Damen und Herren, nach 
den Lehrstellenrekorden und nach den Problemen, mit denen wir es in diesem Jahr 
noch einmal zu tun haben werden, zeichnet sich ab, daß allmählich eine Entkramp­
fung eintritt, daß wir allmählich das Problem bewältigt haben. Aber wir haben es noch 
nicht bewältigt, da steht schon ein neues Problem vor der Tür, das Problem nämlich, 
daß wir fragen müssen: Wie schaffen wir es, vor allem denjenigen, die jetzt eine 
Ausbildung erhalten haben, auch einen Arbeitsplatz zu vermitteln? Wie schaffen wir 
es, allen den Jugendlichen, die eine Ausbildung haben absolvieren können, die eine 
Lehre haben machen können, dann auch bei ihrer Berufsausübung zu helfen, wenn 
sie nach einer abgeschlossenen Ausbildung einen Arbeitsplatz suchen. 

Meine herzliche Bitte und meine herzliche Aufforderung an die Partei, an uns alle, in 
Sonderheit aber auch an die Bundesregierung, ist heute, daß wir dieses Problem mit 
dem gleichen Engagement angehen, wie wir uns der Probleme und der Fragen 
junger Auszubildender und der Schwierigkeiten auf dem Arbeitsmarkt angenommen 
haben. So, wie der Staat Anreize zur Bewältigung der Ausbildungsplatzkrise gege­
ben hat, ist der Staat jetzt gefordert, auch Hilfen beim Vermitteln junger Menschen 
nach einer Ausbildung in einen Beruf zu geben. Daß es angesichts dessen, was 
gerade an neuen arbeitsrechtlichen Möglichkeiten auf dem Tisch liegt, an Möglich­
keiten, Teilzeitarbeitsverträge abzuschließen, an Möglichkeiten, mehr Beweglichkeit, 
mehr Flexibilität zu praktizieren, ein guter Weg wäre, wenn wir Anreize gäben, daß 
junge Menschen etwa über Teilzeitarbeitsplätze den Weg in ihr Berufsleben finden 
könnten; denn ich glaube, über eines kann es keinen Zweifel geben, daß wir alle, die 
Partei, die Regierung, entscheidend an der Frage gemessen werden, welchen 
Beitrag und welchen Erfolg wir im Hinblick auf die Zukunftssicherung junger Men­
schen in unserer Gesellschaft erreichen konnten. 

Ich möchte einen zweiten Punkt nennen, der, meine ich, gerade heute bei den 
Verhandlungen, die zur Zeit stattfinden, ein besonders wichtiger, bedeutsamer und 
aktueller Punkt ist. Seit den letzten Wahlen wird gelegentlich über einen möglichen 
Niedergang der Grünen spekuliert. Meine Damen und Herren, meine Bitte ist, daß wir 
uns an diesen Spekulationen nicht beteiligen, weil sie uns nicht weiterführen, daß wir 
aber sehr wohl eine Konsequenz aus den letzten Wahlergebnissen ziehen, die 
Konsequenz, daß wir, die CDU, stärker noch als bisher aufgefordert sind, einen 
konsequenten, marktwirtschaftlich orientierten Umweltschutz zu praktizieren und zu 
realisieren. Ich meine, daß wir in diesen Bemühungen nicht nachlassen dürfen. Das 
heißt gerade am heutigen Tage sehr konkret, daß es eine zwingende Notwendigkeit 
gibt, daß wir beispielsweise nicht von den Vereinbarungen ablassen, die von dieser 
Bundesregierung im Hinblick auf das umweltfreundliche Auto getroffen wurden. 
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Meine Damen und Herren, wir dürfen nicht zu einer Aufweichung, einer Auflockerung 
dieser Beschlüsse kommen. Wenn es uns nicht gelingt, im europäischen Rahmen 
eine vernünftige Regelung zu den vereinbarten Terminen zustande zu bringen, dann, 
meine Damen und Herren, meine ich, sollten wir auch den Alleingang als Bundesre­
publik Deutschland riskieren und nicht weitere Verzögerungen in Kauf nehmen, bis 
möglicherweise eine solche Einigung erzielt wird. Wir sollten vielmehr das, was 
beschlossen wurde, jetzt konsequent umsetzen, verwirklichen. 

Helmut Kohl hat heute morgen, wie ich finde, sehr zu Recht, in seinem Bericht sehr 
lange von der Glaubwürdigkeit der Parteien, der Glaubwürdigkeit der Politik, den 
Anfragen hinsichtlich der Glaubwürdigkeit, die an uns gerichtet werden, gesprochen. 
Ich meine, daß wir in diesem Zusammenhang keinen Grund haben, uns vor dieser 
Frage zu verstecken; denn es gibt nur eine Partei in der Bundesrepublik, die immer 
nur redet, es gibt nur eine Partei, die immer nur fordert, insbesondere dann, wenn 
andere gemeint sind. Es gibt nur eine Partei, die immer nur Empfehlungen an andere 
weitergibt, und diese Partei ist die Partei der GRÜNEN. Es ist die gleiche Partei, die 
sich dann, wenn ein praktischer Beitrag zur Solidarität verlangt wird, als unfähig 
erweist, die sich als unfähig erweist, wenn die Fähigkeit zum konkreten politischen 
Handeln und zum Umsetzen von Entscheidungen abverlangt wird. 

Wir als Junge Union fühlen uns durch diese Herausforderung in einer ganz besonde­
ren Weise angesprochen, weil wir wissen, daß viele junge Menschen zu den 
GRÜNEN gehen, die Partei der GRÜNEN wählen, und weil das vielleicht auch unser 
Potential und unser Ansprechpartner sein kann. 

Meine Damen und Herren, Jugendpolitik, aber Politik überhaupt ist für uns, ist für die 
Junge Union, nicht nur eine Frage, neue Programme zu schreiben, nicht nur eine 
Frage, über viele Probleme theoretisch zu diskutieren, sondern zugleich auch die 
Frage: Was können wir denn selbst tun? Was können wir konstruktiv leisten? Was 
können wir praktisch anpacken, um einen Beitrag zur Lösung der Probleme gerade 
junger Menschen in unserer Gesellschaft zu leisten? 

Lassen Sie mich in einem Satz sagen: Wenn ich auf die Umweltschutzaktion der 
Jungen Union blicke, wenn ich auf unsere Aktion zur Überwindung der Jugendar­
beitslosigkeit im vergangenen Jahr blicke, wenn ich sehe, wie viele Orts- und 
Kreisverbände der Jungen Union viele Tausende Mark gesammelt haben, etwa am 
„Tag für Afrika", dann ist mir nicht bange, daß wir diese Herausforderung auch 
bestehen werden. 

Wenn von Glaubwürdigkeit die Rede ist, dann gibt es, so meine ich, einen Bereich, in 
dem Glaubwürdigkeit ganz besonders gefragt ist, nämlich im Bereich der Deutsch­
landpolitik. Meine Damen und Herren, die gesamte Partei, wir alle, haben in den 
letzten Wochen und Monaten, einen, wie ich finde, notwendigen Klärungsprozeß in 
Sonderheit in dieser Frage durchgemacht, hinter sich gebracht. Natürlich mußten da 
Kontroversen ausgetragen werden, weil es in einigen Fragen unterschiedliche 
Meinungen gibt. Aber, meine Damen und Herren, es gab nie eine Kontroverse, es 
gab nie eine Meinungsverschiedenheit hinsichtlich des Zieles unseres deutschland­
politischen Engagements, nämlich des Zieles, im Interesse unserer Landsleute - ich 
denke hier gerade an die jungen Menschen hüben und drüben - eine nüchterne, eine 
ergebnisorientierte, eine humane Politik zu machen. U. a. deswegen hat sich die 
Junge Union entschlossen, beispielsweise nicht an den Weltjugendfestspielen, die in 
diesem Jahr in Moskau stattfinden, teilzunehmen. Denn wir haben keine Lust, nach 
Moskau zu fahren und dort die Reden des Herrn Gorbatschow zu bejubeln, mit 
einigen wenigen Funktionären zusammenzutreffen und einen Beitrag zu einem 
Festival zu leisten, auf dem sich nur Funktionäre tummeln, das uns aber hinsichtlich 
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der Lösung konkreter Probleme junger Menschen auf dieser Erde nicht auch nur 
einen einzigen kleinen Schritt weiterbringt. 

(Beifall) 

Auch haben wir keine Lust, in IVIoskau Resolutionen über Frieden und Solidarität in 
dieser Welt zu verabschieden - und das in einem Land, in dem Dissidenten nach wie 
vor in psychiatrische Kliniken eingewiesen werden. Wir empfinden das als makaber 
und haben uns deshalb geweigert, zu einem solchen Funktionärstreffen zu fahren 
und an diesem Festival teilzunehmen. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, die Junge Union hat sich entschlossen, die Mittel, die für 
die Teilnahme an den Weltjugendfestspielen in Moskau vorgesehen waren, eben 
nicht für die Fahrkarte nach Moskau auszugeben, weil uns das Geld dafür zu schade 
ist. Vielmehr wollen wir das Geld in unsere Aktion für junge Arbeitslose einfließen 
lassen, die wir auch in diesem Jahr wieder starten werden und die einen konkreten 
Beitrag zur Lösung von Problemen junger Menschen in unserer Gesellschaft leistet. 

(Beifall) 

Es gibt noch einen Grund, der uns bewogen hat, unsere Teilnahme abzusagen, 
nämlich die Tatsache, daß Berlin als eine eigene Einheit zur Teilnahme an diesen 
Weltjugendfestspielen eingeladen Ist. Meine Damen und Herren, damit ist das 
Handtuch für uns zerschnitten. Das ist eine Politik, die wir nicht akzeptieren können. 

Wir versuchen, gerade in diesem internationalen Jahr der Jugend, einen konkreten, 
einen praktischen Beitrag zur Übenwindung der Schwierigkeiten zu leisten, mit denen 
Jugendliche zu kämpfen haben. 

Dafür bitte ich Sie nach wie vor um Ihre Unterstützung. 

Vielen Dank. 

Frau Rita Waschbüsch, Tagungspräsidium: Meine Damen und Herren, in Anbe­
tracht der vielen Wortmeldungen, die eingegangen sind, bitte ich noch einmal darum, 
daß sich die Redner auf fünf Minuten beschränken. 

(Beifall) 

Dies ist zunächst einmal ein Appell, noch kein Beschluß. Wir werden dann nach fünf 
Minuten zur Erinnerung klingeln. 

Jetzt hat Herr Professor Biedenkopf das Wort. Ihm folgt Herr Schneider. 

Prof. Dr. Kurt Biedenkopf (mit Beifall begrüßt): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Liebe Freunde! Ich möchte in diesem Diskussionsbei­
trag - ich hoffe, daß ich das In fünf Minuten schaffe - noch einmal an die Rede des 
Bundeskanzlers anknüpfen, und zwar an die Passagen über die Übenwindung der 
Arbeitslosigkeit. Ich möchte unser aller Aufmerksamkeil auf dieses Thema lenken. 
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weil die Beantwortung der Frage, wer in der Lage ist, die Arbeitslosigl<eit zu 
überwinden und die Geißel der Arbeitslosigkeit im Revier zu bannen, für die Frage 
entscheidend sein wird, wie die Wahl hier am 12. Mai ausgeht. 

(Beifall) 

Denjenigen, der diese Aufgabe besser lösen kann, werden die Menschen in Nord­
rhein-Westfalen wählen. 

Die Bundesregierung hat hervorragende Voraussetzungen für die Lösung dieser 
Aufgabe geschaffen. Norbert Blüm hat auf mutige Weise neue Wege beschritten, die 
er gehen will, um den Arbeitsmarkt flexibler zu machen. Wir stehen so auf einem 
guten Fundament, wir können die Aufgabe der Erneuerung angehen, zu der Helmut 
Kohl uns aufgefordert hat. Und, meine Freunde: Wir sollten sie im Sinne der 
Selbständigkeit und, wenn notwendig, auch mit der Bereitschaft zur Unbequemlich­
keit angehen, zu der uns Heiner Geißler ermutigt hat. 

Worum geht es bei dieser Erneuerung? Was ist die Aufgabe? Das Ziel ist: Jeder 
Bürger, der arbeiten und so ein Einkommen verdienen will, soll das können. Er soll 
seinen Beitrag zum Wohlstand der Gemeinschaft leisten und am Volkseinkommen 
teilnehmen können. 

(Beifall) 

Es muß von diesem Parteitag die Parole ausgehen: Arbeitslosigkeit kann und darf 
kein Dauerzustand werden. Es gibt keine Sockelarbeitslosigkeit in unserem Lande. 

(Beifall) 

Worauf kommt es an? Zwei Bedingungen muß die Erneuerung erfüllen: erstens den 
Anspruch des Menschen auf Schutz vor Not, auf Solidarität und damit auf soziale 
Geborgenheit. Zweitens muß unsere Antwort dem Bedürfnis der modernen Industrie­
gesellschaft entsprechen, ihre Kräfte beweglich und flexibel einzusetzen, auch die 
Arbeitskraft. Dieses Bedürfnis wird uns durch die weltweite Konkurrenz aufgezwun­
gen; wir können ihm nicht ausweichen. Wohlstand ist nur gesichert, wenn wir 
leistungsfähig, anpassungsfähig und wettbewerbsfähig sind. Der Anspruch des 
Menschen auf soziale Geborgenheit folgt aus der Würde des Menschen, aus 
„unserem Bild vom Menschen", wie der Ruhrbischof es uns heute morgen entfaltet 
hat. Unsere politische Aufgabe lautet, beides miteinander in Übereinstimmung zu 
bringen: die Geborgenheit des einzelnen im sozialen System und die Beweglichkeit 
des Arbeitsmarktes. Meine Freunde, bisher ist das im Rahmen des Arbeitsverhältnis­
ses gelungen. Wer Arbeitnehmer war, war auch sozial gesichert. Das ist die 
Grunderfahrung der Menschen hier im Ruhrgebiet. Sie haben in den letzten 100 
Jahren die Erfahrung gemacht: Wenn ich einen Arbeitsplatz habe, habe ich soziale 
Sicherheit. Deshalb stehen sie heute voll Zweifel und Unsicherheit vor der Anforde­
rung, Mobilität zu entwickeln - weil sie dadurch ihre Sicherheit gefährdet sehen. Dies 
ist unser Problem. Meine Damen und Herren, diese Sorgen sind berechtigt, wenn wir 
daran festhalten, daß soziale Sicherheit untrennbar mit dem Arbeitsverhältnis ver­
bunden ist, daß soziale Sicherheit nur derjenige hat, der einen Arbeitsplatz hat. Diese 
Verbindung hat historische Gründe. Sie war einmal sinnvoll und ist es vielfach auch 
heute noch. 

Die Wirklichkeit ist aber inzwischen andere Wege gegangen. Die übenwältigende 
Mehrheit der Menschen in unserem Land möchte soziale Sicherheit gegenüber 
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Lebensrisiken haben, die sie nicht bewältigen können, und sie müssen diese 
Sicherheit auch haben. Die Zahl derer, die Arbeitnehmer sind, geht aber zurück. Wir 
gehen mit der Arbeit schonender um. So haben wir immer mehr Menschen, die 
soziale Geborgenheit wollen, und weniger Arbeitskräfte, die sie bezahlen können. 
Wir versuchen zwar, im Rahmen des bestehenden Systems eine Lösung zu finden, 
aber es ergibt sich eine Reihe von Widersprüchen. Diese Widersprüche führen zur 
Arbeitslosigkeit trotz Wirtschaftswachstum. Wir müssen diese Widersprüche lösen. 

Wir haben unser bisheriges System, das aus dem 19. Jahrhundert stammt, in seinen 
Möglichkeiten perfektioniert. Als Folge steht der Anspruch auf soziale Sicherheit in 
immer weiteren Bereichen dem Bedürfnis nach Mobilität entgegen. Das Arbeitsver­
hältnis muß eine immer größere Last tragen. Beides führt zu Arbeitslosigkeit. 

Die Antwort in Stichworten: Wir müssen beim Zusammenhang zwischen Arbeit und 
sozialer Sicherheit tiefer ansetzen. Auch wer nicht Arbeitnehmer ist, befindet sich 
nämlich in einem Sozialverhältnis zur Gemeinschaft. Auch er hat Anspruch auf 
Schutz. Auch die Hausfrau, auch der Selbständige, auch der mithelfende Familien­
angehörige, auch derjenige, der andere Arbeitsleistungen als jene im geregelten 
Arbeitsverhältnis erbringt, müssen in unserer Solidarität Geborgenheit finden. 

(Beifall) 

Die Mobilität im Arbeitsmarkt darf nicht zur Gefährdung der sozialen Sicherheit 
führen. Die Lasten, die der Gemeinschaft entstehen, wenn sie solidarische Pflichten 
einlöst, dürfen das Arbeitsverhältnis nicht so stark belasten, daß einfache Arbeit sie 
nicht mehr tragen kann und es deshalb immer weniger Arbeitsplätze für einfache 
Arbeitsleistungen gibt, weil die Arbeit zu teuer geworden ist. 

Wir müssen reformieren, und zwar sowohl bei der Arbeit als auch beim Sozialverhält­
nis. Wir müssen beides erneuern. Wir müssen unsere Gesellschaft in die Lage 
versetzen, die soziale Frage des 19. Jahrhunderts unter den Bedingungen der 
heutigen technischen Revolution zu beantworten und damit gleichzeitig allen Bür­
gern die Chance zu geben, wieder mitzuarbeiten und so auch einen Beitrag zu dem 
Wohlstand zu leisten, ohne den es keine soziale Sicherheit gibt. 

Ich möchte uns - auch wenn dies nicht im Mittelpunkt dieses Parteitages steht -
auffordern, klarzumachen, daß wir in Nordrhein-Westfalen zusammen mit der gan­
zen Bundespartei den Mut, die Kraft und die Phantasie haben, von der Heiner 
Geißler gesprochen hat, diese schwierige Aufgabe zu lösen. 

(Beifall) 

Wir können sie lösen. Wir können den Weg abstecken, den wir gehen müssen, und 
damit den Menschen schon heute den Mut geben, den sie brauchen, wenn sie 
schöpferisch tätig werden sollen. Meine Freunde, zum Schluß noch dies: Wir können 
damit verhindern, daß diese große Aufgabe in die falschen Hände fällt, in die Hände 
sozialistischer Ideologen, die Mangel verwalten, statt Kräfte zu entfalten. 

(Beifall) 

Ludwig Erhard hat in den 50er Jahren die große Aufgabe der Sozialen Marktwirt­
schaft bewältigt. Heute stehen wir vor einem neuen großen Reformwerk: den 
Arbeitsmarkt zu erneuern und das soziale System zu erneuern. Ich bin überzeugt: 
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Wenn wir diesen Weg klar und entschieden gehen, werden uns die Menschen am 
12. Mai hier im Lande ihr Vertrauen schenken, und darauf kommt es an. - Ich danke 
Ihnen. 

(Lebhafter Beifall) 

Frau Rita Waschbüsch, Tagungspräsidium: Vielen Dank, Herr Professor Bieden­
kopf. 

Jetzt hat Herr Werner Schreiber das Wort. 

Werner Schreiber: Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich bin Herrn 
Professor Biedenkopf dankbar, daß er am heutigen Nachmittag in der Generalaus­
sprache das Thema der Arbeitslosigkeit angesprochen hat. Meine Freunde von der 
CDA und ich sind der festen Überzeugung: Ein Parteitag In Essen wenige Wochen 
vor einer Landtagswahl in Nordrhein-Westfalen kann und darf an diesem Thema 
nicht vorbeigehen. 

(Beifall) 

Meine Freunde, wir sind vor Jahren angetreten, den Schutt abzuräumen, den die 
Sozialdemokraten in 13 Jahren hinterlassen haben. Wir haben in unserer Wahlaus­
sage 1983 kein Paradies auf Erden versprochen. Wir haben darauf aufmerksam 
gemacht, daß es unpopuläre und unbequeme Entscheidungen gibt. Wir haben - ich 
meine, diese Feststellung ist wichtig - aber auch Hoffnungen geweckt, Hoffnungen 
vielfältiger Art, so vor allem die Hoffnung, daß wir das größte sozialpolitische 
Problem, die Arbeitslosigkeit, in den Griff bekommen. 

Meine Freunde, jeder weiß, daß wir dazu einen langen Atem benötigen. Wir haben 
Weichen gestellt; das ist richtig. Wir haben einige unserer Ziele erreicht - der 
Generalsekretär hat darauf hingewiesen, der Bundesvorsitzende hat darauf hinge­
wiesen -: Wachstum, Preisstabilität, Konjunktur. Das größte Problem, das der 
Arbeitslosigkeit, muß jedoch noch bewältigt werden. Dieser Berg liegt noch vor uns. 
Er ist von uns noch nicht überwunden. Die Zahlen der letzten Monate haben so 
manche Hoffnungen gedämpft. So manches hat sich atmosphärisch auch in den 
Wahlen im Saarland und in Hessen niedergeschlagen. 

Meine Freunde, wir haben in den vergangenen zwei Jahren eine Reihe von Sparge­
setzen auf den Weg gebracht. Die CDA hat die entsprechenden Beschlüsse nach 
mancher Diskussion mitgetragen, obwohl uns - das darf an dieser Stelle vielleicht 
auch einmal gesagt werden - in den Betrieben bei den Betroffenen der Wind in das 
Gesicht blies. Wir haben diese Beschlüsse mitgetragen, weil wir von den Grundzü­
gen dieser unserer Politik überzeugt sind. 

Ich sagte eben, daß Weichen gestellt wurden. Die Rahmenbedingungen wurden 
positiv verändert. Ich nenne das Vorruhestandsgesetz, das Gesetz zur Förderung 
der Rückkehrbereitschaft von Ausländern; das Beschäftigungsförderungsgesetz 
wird folgen. Meine Freunde, jetzt gilt es aber, das Problem der Arbeitslosigkeit mit 
Volldampf anzugehen. Der Erfolg unserer Politik wird daran gemessen, ob wir bei der 
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit sichtbare Erfolge vorweisen können. Es hilft dann 
letztendlich keine Statistik. Wir müssen erreichen, daß die Menschen in unserem 
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Lande wieder Brot und Arbeit erhalten. Es darf niclit der Eindruck entstehen, als 
würden wir Arbeitslosigkeit nur verwalten. Wir müssen in die Offensive gehen. Dazu 
gehört der Abbau der Überstunden. Ich mache überhaupt keinen Hehl daraus, daß 
wir die Frage von Zeitverträgen gerne mit der Überstundenzahl gekoppelt hätten. Wir 
erwarten von den Unternehmern und den Arbeitnehmern, daß sie nun freiwillig an 
diese Frage herangehen. Wir enwarten von der Bundesregierung, daß sie ein 
Zeichen setzt, wenn man das Gefühl bekommt, daß in der Überstundenfrage nach 
wie vor zuungunsten derjenigen entschieden wird, die nicht Brot und Arbelt erhalten. 
Das heißt aber auch, daß dieser Abbau von Überstunden auch im Bereich des 

, öffentlichen Dienstes erfolgen muß. 

Meine Damen und Herren, wir sind ja unglaubwürdig, wenn wir das von Industrie, 
Handel und Gewerbe fordern und auf der anderen Seite im öffentlichen Dienst immer 
noch Überstunden fahren. 

Meine Freunde, wir brauchen auch mehr Investitionen. Und da sind unsere Freunde 
in den Kommunalparlamenten gefragt. Das hilft der Bauwirtschaft. 

Lassen Sie mich auch darauf hinweisen, daß wir - und das wollen wir mittragen - die 
Forderung nach Flexibilität der Arbeitszeit unterstützen. Aber die Flexibilisierung 
muß umgesetzt werden von den Unternehmern und von den Arbeitnehmern. Sie 
muß angenommen werden. Die Politik kann hier nur Rahmenbedingungen schaffen. 

Meine Freunde, ich komme zum Schluß. Wir sollten alles tun, damit von unserer 
Politik Signale gegen die Arbeitslosigkeit ausgehen. Die Arbeitslosigkeit muß real 
sinken. Es muß bei der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit wieder Hoffnung entstehen. 
Laßt uns unsere Politik konkret darauf ausrichten! Beweisen wir Mut und Solidarität! 
Ich glaube, wir haben die Kraft dazu. Und dann ist mir nicht bange, daß wir auch die 
nächsten Wahlen gut bestehen werden. 

(Beifall) 

Frau Dr. Helga Wex, Tagungspräsidium: Herr Eberhard Diepgen, bitte. 

Eberhard Diepgen, Berlin (mit lebhaftem Beifall begrüßt): Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Liebe Parteifreunde! Ich habe mich hier zu Wort 
gemeldet, um auch ein Wort des Dankes zu sagen an die Union - auch im Vorfeld, ja 
im Grunde schon mittendrin in einem wichtigen weiteren Wahlkampf, den wir 
gemeinsam zu bestehen haben. Ich möchte ein Wort des Dankes sagen, weil ich der 
festen Überzeugung bin, daß dieses - ich sage das noch einmal auch von mir aus -
gute Wahlergebnis in Berlin nur errungen werden konnte, weil die Union solidarisch 
zusammengearbeitet hat. 

(Beifall) 

Ich möchte dem Bundeskanzler, den Mitgliedern der Bundesregierung und auch all 
denen, die sich über die verschiedenen Landesverbände und Kreisverbände in 
Berlin engagiert haben, einen Dank sagen, verbunden mit den Hoffnungen, die man 
damit verknüpfen kann. Denn ich bin von einem überzeugt: Wenn die Union 
solidarisch zusammensteht, haben wir gute Chancen, überall zu gewinnen, in 
Nordrhein-Westfalen genauso wie anderswo. 

(Beifall) 
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Wenn ich danke für die Solidarität, die der Landesverband Berlin erfahren hat, dann 
möchte Ich dies verknüpfen mit dem Hinweis, daß wir in Berlin es geschafft haben, im 
Bereich der Arbeitsmarktpolitik und der Wirtschaftspolitik eine Perspektive darzustel­
len, den Berlinern aufzuzeigen, daß mit der Union verbunden ist die Hoffnung auf 
Arbeitsplätze, die Hoffnung auf eine vernünftige Gestaltung der Zukunft, von der 
Umwelt bis hin zur sozialen Gerechtigkeit. Dies werden wir in der Union sicherlich 
überall verwirklichen können. 

Berlin braucht auch weiterhin ein Stück Solidarität aus allen Ländern der Bundesre­
publik gerade wegen seiner exponierten geographischen Lage inmitten der DDR und 
auch wegen der damit zusammenhängenden wirtschaftlichen Probleme, vor allen 
Dingen aber unter dem Gesichtspunkt der Sicherheitspolitik. 

Unser Ziel - ich will das hier deutlich machen - ist es nicht etwa, daß sich - ich will es 
so vereinfacht ausdrücken - Berlin als administrative Hauptstadt begreift. Aber wir 
wollen von Berlin aus einen Beitrag leisten zur Gestaltung der Bundesrepublik 
Deutschland, zur Übenwindung dessen, was man Eurosklerose nennt, nämlich unter 
dem Gesichtspunkt von Eigenverantwortung und Selbstbewußtsein. 

Eines scheint mir deswegen gerade bei den Diskussionen um die Vorbereitung, ja 
auch um die Inhalte des bevorstehenden Wahlkampfes und der Arbeit in dieser 
Legislaturperiode und darüber hinaus wichtig zu sein. 

Das wesentliche Erfolgsgeheimnis für uns in Berlin war, daß wir den Bürgerinnen und 
Bürgern mehr Zutrauen dadurch vermittelt haben, daß wir ihnen auch Zutrauen 
entgegengebracht haben, daß wir gesagt haben: die Bürger, die Berliner, aber auch 
die Bürger in Nordrhein-Westfalen und anderswo in Deutschland, sie können es 
schaffen, sie können ihre Probleme lösen. Das ist das Entscheidende. 

(Beifall) 

Ich kann alle nur auffordern, dem Wähler gegenüber auch deutlich zu machen, daß 
der Wähler, daß der Bürger etwas kann. Und dann kann er es auch. Dann kann er 
auch Probleme bewältigen und Zukunft gestalten. So hat es jedenfalls Berlin 
bewiesen, und ich will Sie auffordern, auf diesem Wege vorwärts zu gehen. 

(Beifall) 

Ich bin auch fest davon überzeugt, daß die Wahlen zeigen: Die Wählerinnen und 
Wähler können bei ihren Entscheidungen sehr gut differenzieren. Für sie werden 
Personen und deren Engagement immer wichtiger, als es früher der Fall war. Ich 
glaube, wir müssen auch klar sehen, daß die Positionen glaubwürdig vorgelebt 
werden müssen, von uns allen in der Union, nicht nur von den Spitzenpolitikern. 

Wir sind in Berlin nach dem Rezept verfahren, meine Freunde, daß es auf Dauer den 
Wähler, den Bürger überzeugt, wenn man das anpackt, was notwendig ist. Man muß 
es anpacken. Und sachlich notwendig ist es, daß unsere marktwirtschaftliche, 
technische und auf Effizienz ausgerichtete Wirtschaftspolitik um ein soziales Ele­
ment ergänzt wird, well alles zumindest zusammengehört. Wir wollen, daß Leistung 
sich wieder lohnt, gerade auch zum eigenen Vorteil. Der eigene Vorteil ist nämlich 
nichts Schädliches, nichts Falsches. Aber wir wollen auch, daß die Leistungsfähigen 
mitwirken, denen zu helfen, die wirklich Hilfe brauchen. 
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Dabei will ich hier durchaus einen Exkurs machen zu einer Diskussion, die bei uns in 
der Partei immer eine Rolle spielt, insbesondere auch vom Koalitionspartner aus. 
Wenn wir unser soziales Engagement verdeutlichen wollen, dann können wir in einer 
Zeit, in der wir alle Sorgen haben müssen hinsichtlich der Lebensgrundlagen, 
insbesondere der Kleinstrentner, In der es darum geht, Solidarität mit den wirklich 
Bedürftigen zu üben, keine Diskussion um die Absenkung von Spitzensteuersätzen 
führen. Das halte ich für sozial nicht ausgewogen. 

(Beifall) 

Wir dürfen jedenfalls die soziale Ausgewogenheit insbesondere in der ständigen 
Verdeutlichung unseres gesellschaftspolitischen Grundkonzepts nicht außer acht 
lassen und dürfen dies mit Sicherheit auch nicht sozusagen auf dem Altar der 
Koalitionsdiskussion opfern. 

Damit habe ich etwas zur FDP gesagt. Angesichts aktueller Zeitungsmeldungen 
möchte ich nur eines sagen. Meine Freunde, Heiner GeIßler hat völlig zu Recht 
gesagt: Wir sind in der Bundesrepublik Deutschland nicht in einer Situation, in der es 
für eine bürgernahe Koalition vor allen Dingen darauf ankommt, daß auch der 
Partner, die FDP, im Parlament vertreten ist. Das ist nicht die Situation. Vielmehr 
müssen wir auch klar die Abgrenzung vornehmen. Bürgernahe Politik ist für die 
Union eine Politik, in der wir auch und sehr deutlich beispielsweise um den Mittel­
stand zu ringen haben, in unserer Politik als Union. 

(Beifall) 

Ich will hier vor allen Dingen noch etwas zur Sozialpolitik sagen. Denn darauf kommt 
es mir sehr stark an, weil Parteien, insbesondere Großstadtparteien, immer auch 
davon abhängig sein werden, daß sie sich der großen Mehrheit der Bevölkerung 
gegenüber, die ihre Probleme hat, wo es auch viel Not gibt, als Volkspartei Union 
dieser Not der einzelnen Bürger annimmt. Deswegen ist es mir wichtig, daß wir nicht 
die soziale Sensibilität verlieren, das Empfinden für das menschliche Miteinander, 
und zwar dabei auch für beispielsweise sogenannte unpolitische Lösungen wie das 
Ehrenamt für Selbsthilfe, für Dienst am Nachbarn. Meine Freunde, mir geht es 
darum, daß hier jedenfalls von meiner Seite aus noch einmal unterstrichen wird: 
Einer modernen Volkspartel wie der Union steht es gut an, Effizienz und Herz, 
Fortschritt und Tradition, Computer und Phantasie, Leistungsbelohnung und soziale 
Ausgewogenheit miteinander zu verbinden. Beides gehört zusammen, beides wird in 
einer Volkspartei zusammengebunden, die sich dem C verbunden fühlt. Soziale 
Ausgewogenheit und Leistungsbetonung, das ist die Volkspartei Union, und das hat 
uns auch In Berlin einen Erfolg gebracht. Meine Freunde, ich danke noch einmal für 
die Unterstützung, die wir erfahren haben, aber vielleicht konnten wir auch ein 
Stückchen Erfolgsrezept deutlich machen, ein Erfolgsrezept, das sich darin wider­
spiegelt, daß wir auf den Bürger zugehen und dem Bürger deutlich machen: Er kann 
etwas leisten, er wird dann etwas leisten. Damit wird die Union siegen, nicht nur in 
Berlin. 

Vielen Dank! 

(Anhaltender Beifall) 

Rita Waschbüsch, Tagungspräsidium: Vielen Dank, Herr Diepgen. Sie haben auch 

92 



heute wieder bewiesen: Berlin ist wieder da. Wir wünschen Berlin für die Zukunft 
alles Gute! 

(Beifall) 

Jetzt rufe ich Alfons Müller auf. Nach diesem Redebeitrag unterbreche ich die 
Aussprache, meine Damen und Herren, damit wir dann in die Wahlen zum Bundes­
vorstand eintreten können. Wir werden aber zwischen den Wahlgängen weitere 
Wortmeldungen entgegennehmen. 

Herr IViüller, bitte. 

Alfons Müller, Wesseling: Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Liebe Parteifreunde! Als junger Arbeiter habe ich gelernt, eine Volkswirt­
schaft sei dann in Ordnung, wenn vier Ziele erreicht sind: Preisstabilität, Wirtschafts­
wachstum, ausgeglichene Leistungsbilanz und Vollbeschäftigung. Ich darf feststel­
len, daß wir dank der guten Arbeit unserer Bundesregierung und dank der guten 
Arbeit der Koalitionsfraktionen von den vier Zielen drei erreicht haben: Die Preise 
sind stabil, so stabil wie seit 1969 nie mehr, die Wirtschaft wächst wieder, und die 
Leistungsbilanz ist in Ordnung. Nur die Vollbeschäftigung haben wir nicht erreicht. 

Meine Damen und Herren, über 2,5 Millionen Menschen sind in unserem Lande ohne 
Arbeit, das ist eine bedrückende Tatsache, die uns alle wachrütteln muß. Mehr denn 
je muß auch auf diesem Parteitag überlegt werden, was die Union denn ganz konkret 
zur Überwindung der Arbeitslosigkeit tun kann. Es gibt kein Patentrezept - das 
wissen wir -, wir brauchen aber eine Vielzahl von durchschlagenden Maßnahmen, ja, 
wir brauchen eine Politik der tausend kleinen Schritte. 

Jetzt, da wir durch die erfolgreiche Konsolidierungspolitik der öffentlichen Haushalte 
wieder neue Spielräume eröffnet haben, muß wieder stärker investiert werden. Viele 
Kommunen haben ja auch die Möglichkeit dazu und sollten sie nutzen. Ich weiß 
selbst als Bürgermeister einer Industriestadt, daß dies oft nur unter großen Schwie­
rigkeiten möglich ist. Deshalb ist es notwendig, daß wir mithelfen, daß übertriebene 
Bürokratie abgeschafft wird, damit auch wirklich schnell und unbürokratisch investiert 
werden kann. 

Ein Weiteres. Unten vor Ort erfahre ich, daß viele Betriebe seit Monaten gut 
beschäftigt sind. Aber anstatt neue Leute einzustellen und so mitzuhelfen, die 
Arbeitslosigkeit abzubauen, werden Überstunden gemacht. Meine Damen und Her­
ren, was ist das für eine Gesellschaft, wo auf der seinen Seite 1,7 Milliarden 
Überstunden gemacht werden und auf der anderen Seite 2,5 Millionen Menschen 
ohne Arbeit auf der Straße stehen? Das ist eine eklatante Verletzung der Solidarität 
in unserem Lande. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, wir könnten, wenn wir das Überstundenproblem in den 
Griff bekämen, eine Million Menschen beschäftigen. Wir haben jetzt im Deutschen 
Bundestag das Beschäftigungsförderungsgesetz vorliegen, und ich bin überzeugt, 
daß uns, wenn dieses Gesetz verabschiedet wird, einige Instrumente an die Hand 
gegeben werden, damit Beschäftigung wieder leichter möglich wird. Befristete 
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Arbeitsverträge, mehr Flexibilität im Arbeitsleben und verbesserte Umschulungs­
maßnahmen werden uns mit Sicherheit dabei helfen. 

Wer aber die Arbeitslosigkeit mit Erfolg bekämpfen will, muß auch die illegale 
Beschäftigung bekämpfen. Es geht nicht an, daß ganze Kolonnen aus den Nachbar­
ländern illegal unsere Baustellen bevölkern und dort arbeiten. Diese zahlen keine 
Steuern und keine Sozialversicherungsbeiträge, und auch das ist ein eklatanter 
Verstoß gegen die Solidarität. 

(Beifall) 

Lassen Sie mich eine letzte Anmerkung machen. Als Norbert Blüm im vergangenen 
Jahr die Vorruhestandsregelung zur Diskussion stellte, ist er von der IG Metall 
beschimpft worden. Inzwischen hat die Vorruhestandsregelung in 200 Tarifverträge 
Eingang gefunden. Wenn aber dieses Instrument in der Privatwirtschaft so erfolg­
reich ist, dann sollten doch auch die öffentlichen Arbeitgeber entsprechende Verein­
barungen mit den Gewerkschaften treffen können. Meine Damen und Herren, wir 
brauchen auch im öffentlichen Dienst eine Vorruhestandsregelung, wenn wir der 
Arbeitslosigkeit mit Erfolg auf den Leib rücken wollen. 

Ich denke, das ist ganz Im Sinne unserer Stuttgarter Leitsätze. Mein dringender 
Appell an diesen Parteitag lautet: Laßt uns gemeinsam alles tun, die Arbeitslosigkeit 
mit Erfolg zu bekämpfen. 

Danke schön. 
(Beifall) 

Rita Waschbüsch, Tagungspräsidium: Meine Damen und Herren, ich unterbreche 
jetzt die Aussprache, wie angekündigt, 

und rufe TAGESORDNUNGSPUNKT 15 auf: 

ENTLASTUNG DES BUNDESVORSTANDES 

Wie Sie gehört haben, haben die Rechnungsprüfer, vertreten durch Herrn Horten, 
die Entlastung des Bundesvorstandes beantragt. Wer dieser Entlastung zustimmen 
will, den bitte Ich um das Zeichen mit der Stimmkarte. - Die Gegenprobe bitte. -
Enthaltungen? - Dies ist bei einer Enthaltung unseres Bundesfinanzministers ein­
stimmig angenommen. Ich danke Ihnen. 

Ich rufe TAGESORDNUNGSPUNKT 16 auf: 

BERICHT DER MANDATSPRÜFUNGSKOMMISSION 

Den Bericht der Mandatsprüfungskommission erstattet der Vorsitzende der Kommis­
sion, Günter Meyer. - Herr Meyer, bitte. 

Günter Meyer, Mandatsprüfungskommission: Frau Präsidentin! Meine sehr verehr­
ten Damen und Herren! Liebe Parteifreunde! Die von Ihnen eingesetzte Mandatsprü­
fungskommission hat die Delegiertenmeldungen und die Unterlagen des Tagungs­
büros überprüft. Wir konnten dabei feststellen, daß alle Delegierten satzungsgemäß 
gewählt wurden und zum heutigen Zeltpunkt weniger als 24 Monate im Amt sind. Die 
entsprechenden Wahlprotokolle einschließlich der Erklärungen der jeweils zuständi-
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gen Parteigerichte liegen vollständig bei den Akten der Bundesgeschäftsstelle. 

Nach § 28 unseres Statuts besteht der Bundesparteitag aus 750 voll stimmberechtig­
ten Delegierten der Landesverbände und dem ebenfalls voll stimmberechtigten 
Ehrenvorsitzenden Bundesicanzler Kiesinger. Die Exil-CDU entsendet 30 nicht voll 
stimmberechtigte Delegierte. 

Die Mandatsprüfungskommission hat eine Erklärung des Leiters der Abteilung 
Verwaltung der Bundesgeschäftsstelle entgegengenommen, daß alle Landesver­
bände die nach § 22 Abs. 2 des Statuts für die Anerkennung des Stimmrechts 
erforderlichen Beiträge an die Bundespartei abgeführt haben. Nach unseren Fest­
stellungen waren um 16.45 Uhr von den 751 voll stimmberechtigten Mitgliedern des 
Bundesparteitags 748 anwesend. 

(Beifall) 

Von den 30 Delegierten der Exil-CDU sind traditionell alle 30 da. 

Der Bundesparteitag ist beschlußfähig. - Danke schön. 

(Beifall) 

Frau Rita Waschbüsch, Tagungspräsidium: Herr Meyer, der Parteitag dankt Ihnen 
und den Mitgliedern der Mandatsprüfungskommission. 

Dr. Bernhard Worms, Tagungspräsidium: Meine Damen und Herren! Ich bitte Sie, 
nunmehr Platz zu nehmen. Wir treten in die Wahlgänge Tagesordnungspunkt 17 -
ein. 

Nach § 29 Absatz 2 des Statuts müssen wir die Wahl des Bundesvorstandes in fünf 
getrennten Wahlgängen vornehmen. Wir wählen erstens den Vorsitzenden, zweitens 
auf Vorschlag des Vorsitzenden den Generalsekretär, drittens die sieben stellvertre­
tenden Vorsitzenden, viertens den Bundesschatzmeister und fünftens die weiteren 
Mitglieder des Bundesvorstandes. 

§ 43 des Statuts besagt, daß die Wahlen der Mitglieder des Bundesvorstandes 
geheim sind und durch Stimmzettel erfolgen. Bei allen Wahlen ist die Mehrheit der 
abgegebenen gültigen Stimmen erforderlich. Stimmenthaltungen zählen für die 
Feststellung der Beschlußfähigkeit mit, jedoch nicht für die Ermittlung der Mehrheit. 

§ 12 Absatz I der Geschäftsordnung lautet: Bei allen Wahlen und Abstimmungen 
zählen Stimmenthaltungen und ungültige Stimmen für die Bestimmung der 
Beschlußfähigkeit mit, jedoch nicht für die Feststellung der Mehrheit der abgegebe­
nen gültigen Stimmen. 

Nach den Feststellungen der Mandatsprüfungskommission sind 748 Delegierte 
wahlberechtigt. Die Delegierten der Exil-CDU sind nach § 28 Absatz 3 nicht wahlbe­
rechtigt. 

Das Tagungspräsidium schlägt Ihnen vor, Ihre Stimmen in Wahlkabinen, die an den 
Seitengängen des Plenarsaals aufgestellt sind, abzugeben. Meine Damen und 
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Herren, auf jeder Seite befinden sich je aclit, an der Stirnseite je vier Walilkabinen. 
Die Delegierten der Landesverbände, die vom IViittelgang aus auf dfer rechten Seite 
sitzen, benutzen die auf der rechten Seite aufgestellten Wahlkabinen, die Delegier­
ten der Landesverbände, die vom [\/littelgang aus auf der linken Seite sitzen, 
benutzen die Wahlkabinen, die auf der linken Seite stehen. 

Nach Stimmabgabe, meine Damen und Herren, werfen Sie Ihre Stimmzettel in die 
vor den Wahlkabinen aufgestellten Wahlurnen. Ich mache alle Delegierten ausdrück­
lich darauf aufmerksam, daß sie den bei den Wahlurnen stehenden Helfern ihre 
Stimmkarte vorzeigen müssen, bevor sie ihren Stimmzettel in die dort aufgestellten 
Wahlurnen werfen können. 

Ich habe eine herzliche Bitte an die hier anwesenden Vertreter von Presse, Fernse­
hen- und Rundfunkanstalten, Bildagenturen und an unsere Fotoreporter. Ich bitte Sie 
sehr herzlich, während des Wahlgangs den Durchgang für die Delegierten freizu­
halten. 

Ich rufe nunmehr TAGESORDNUNGSPUNKT 17.1 auf: 

WAHL DES BUNDESVORSITZENDEN 

Vorgeschlagen zur Wiedenwahl und einziger Kandidat ist Dr. Helmut Kohl. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, wir nehmen die Wahl des Vorsitzenden mit dem Stimm­
zettel Nr. 1 vor, und zwar aus dem Stimmzettelblock, der Ihnen mit Ihrer Stimmkarte 
im Tagungsbüro überreicht wurde. 

Gültig sind alle Stimmzettel, auf denen der Name Kohl, Ja, Nein oder Enthaltung 
steht. Leere Stimmzettel werden als Enthaltung gezählt. Stimmzettel, die einen 
anderen Namen als den des vorgeschlagenen Kandidaten tragen, sind ungültig. 

Ich eröffne den Wahlgang und bitte nunmehr die Delegierten, ihre Stimme in einer 
Wahlkabine abzugeben. -

Meine Damen und Herren, sind alle Stimmzettel abgegeben? 

(Widerspruch) 

Meine Damen und Herren, ich frage noch einmal: Sind alle Stimmzettel abgegeben 
worden? - Das ist der Fall. Ich unterbreche unseren Parteitag, bis das Ergebnis 
ausgezählt ist. . 

(Unterbrechung von 18.21 bis 18.37 Uhr) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich bitte Sie, Platz zu nehmen - Ich gebe 
Ihnen das Ergebnis der Wahl des Bundesvorsitzenden bekannt. 

Abgegebene Stimmzettel: 727. 
Ungültige Stimmen: keine. 
Enthaltungen: 15. 
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Gültige Stimmen also: 712. 
Die erforderliche Mehrheit beträgt 357 Stimmen. 
Mit Ja haben gestimmt: 667. 
Mit Nein haben gestimmt: 45. 

(Anhaltender starker Beifall) 

Lieber Helmut Kohl, der Parteitag gratuliert Dir zu diesem ausgezeichneten Ergeb­
nis. Es ist ein großes Zeichen des Vertrauens in Dich persönlich und zu Deiner 
Politik. 

Meine Damen und Herren, Helmut Kohl hat die Union wieder in die Regierungsver­
antwortung geführt. Mit ihm werden wir die kommenden politischen Auseinanderset­
zungen bestehen und auch 1987 einen weiteren Regierungsauftrag erhalten. Wir 
wünschen Helmut Kohl weiter Glück und Erfolg und Gottes reichen Segen. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, ich will keinen Fehler machen und frage deshalb Herrn 
Dr. Helmut Kohl, ob er bereit ist, die Wahl anzunehmen. Er hat das Wort. 

(Beifall) 

Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl, Vorsitzender der CDU: Meine lieben Freunde! 
Zunächst gebe ich die Antwort auf die gestellte Frage: Ich nehme die Wahl an. Ich 
danke Ihnen für Ihr ausgesprochenes Vertrauen. 

(Beifall) 

Ich weiß, was dieses Vertrauen bedeutet, für mich und für die Partei, für Sie alle, für 
uns gemeinsam. Meine Bitte ist: Helfen Sie mir als dem Parteivorsitzenden, helfen 
Sie allen Freunden in der Parteiführung, helfen wir uns gegenseitig in dieser 
schwierigen Zeit, die Herausforderungen zu bestehen und das Vertrauen und die 
Hoffnung so vieler unserer Mitbürger durch unseren Dienst an unserem Vaterland zu 
rechtfertigen. Das ist das, was wir tun wollen. 

(Beifall) 

Dr. Bernhard Worms, Tagungspräsidium: 

Ich rufe TAGESORDNUNGSPUNKT 17.2 auf: 

WAHL DES GENERALSEKRETÄRS 

Ich erteile hierzu das Wort dem Bundesvorsitzenden der CDU Deutschlands. 

Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl, Vorsitzender der CDU: Meine sehr verehrten 
Damen und Herren, gemäß § 29 unserer Satzung hat der Bundesvorsitzende das 
Recht und die Pflicht, den Generalsekretär vorzuschlagen. Ich schlage unseren 
Freund Heiner Geißler zur Wiedenwahl als Generalsekretär vor. 

(Beifall) 
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Sie alle wissen, daß er in den schwierigen Zeiten der Opposition und auch in den 
ersten nicht einfachen Jahren nach der Regierungsübernahme 1982 in einer großar­
tigen Weise dieses Amt geführt hat. Er hat es tatkräftig geführt, und er hat es mutig 
geführt. Diesen Mut möchte ich vielen in der Partei wünschen, in der Auseinander­
setzung mit unseren Gegnern und in der Nachdenklichkeit über unsere Probleme. 

Heiner Geißler hat in seinem Rechenschaftsbericht darauf hingewiesen, daß wir 
beide uns einig sind, daß er im Laufe dieses Jahres zur Vorbereitung der Wahl­
kämpfe das Doppelamt aufgibt, aus der Regierung ausscheidet. Er wird sich dann 
voll und ganz der Vorbereitung vor allem der Bundestagswahl 1987 widmen. Ich bitte 
Sie um Ihr Vertrauen für Heiner Geißler. 

(Beifall) 

Dr. Bernhard Worms, Tagungspräsidium: iVleine Damen und Herren, wir nehmen 
die Wahl des Generalsekretärs vor, mit dem Stimmzettel 2. Gültig sind alle Stimmzet­
tel, auf denen der Name Geißler, „Ja", „Nein" oder „Enthaltung" steht. Leere 
Stimmzettel werden als Enthaltung gezählt. Stimmzettel, die einen anderen Namen 
tragen als den des vorgeschlagenen Kandidaten, sind ungültig. 

Ich frage Sie: Wünscht jemand das Wort? - Das ist nicht der Fall. 

Ich eröffne den Wahlgang und bitte die Delegierten, ihre Stimme in der Wahlkabine 
abzugeben. 

Bernd Neumann, Tagungspräsidium: iVleine Damen und Herren, ich darf fragen, ob 
jeder seine Stimme abgegeben hat. - Ich sehe, das ist der Fall. Damit ist der 
Wahlgang geschlossen. 

IVleine Damen und Herren, ich bitte, wieder Platz zu nehmen, weil ich Sie jetzt 
nämlich fragen möchte, ob Sie damit einverstanden sind, daß wir zum nächsten 
Wahlgang übergehen. 

(Beifall) 

Das Ergebnis der Wahl des Generalsekretärs hat nämlich keinen Einfluß auf diesen 
Wahlgang. Wer mit diesem Vorschlag einverstanden ist, den bitte ich um das 
Zeichen mit der Stimmkarte. - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Es ist einstimmig 
beschlossen, daß wir jetzt in den nächsten Wahlgang eintreten. 

Dann rufe ich TAGESORDNUNGSPUNKT 17.4 auf: 

WAHL DER 7 STELLVERTRETENDEN BUNDESVORSITZENDEN 

Ich gehe davon aus, daß Sie durch Ihre Landesgeschäftsführer den Stimmzettel, auf 
dem alle Kandidaten in alphabetischer Reihenfolge aufgeführt sind, erhalten haben. 
Ist das der Fall? -

(Zurufe) 

- Es haben also alle von ihren Geschäftsführern Stimmzettel für die Wahl der 
stellvertretenden Vorsitzenden erhalten. 
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Ich darf fragen, ob zu dieser Wahl das Wort gewünscht wird. - Das ist nicht der Fall. 
Dann eröffne ich den Wahlgang zur Wahl der sieben stellvertretenden Vorsitzenden. 

Meine Damen und Herren, ich weise darauf hin, daß nach § 43 Abs. 2 des Statuts 
mindestens die Hälfte der Namen der zu wählenden Kandidaten, also mindestens 
vier, angekreuzt werden muß und daß Stimmzettel, auf denen mehr Namen ange­
kreuzt sind, als es der Zahl der stellvertretenden Vorsitzenden entspricht, ebenfalls 
ungültig sind. Das heißt, wenn mehr als sieben Kreuze auf dem Stimmzettel sind, ist 
er ungültig, genauso wie wenn weniger als vier Namen angekreuzt sind. 

Meine Damen und Herren, ich bitte die Delegierten, ihre Stimmzettel in der Wahlka­
bine abzugeben. Der Wahlgang zur Wahl der stellvertretenden Bundesvorsitzenden 
ist eröffnet. -

(Zurufe) 

- Meine Damen und Herren, ich bitte um etwas Geduld, die Urnen sind auf dem 
Wege. -

Meine Damen und Herren, ich darf fragen, ob alle ihre Stimmzettel abgegeben 
haben. - Ich sehe, das ist der Fall. Damit ist der Wahlgang für die Wahl der 
stellvertretenden Bundesvorsitzenden geschlossen. 

(Zurufe; Nein!) 

- Fehlen noch ein paar Stimmen? 

(Zurufe: Ja!) 

- Dann müßt ihr früher schreien. - Also, der Wahlgang ist noch nicht geschlossen. Ich 
bitte Sie, umgehend die Stimmzettel abzugeben. -

Ich darf noch einmal fragen: Haben alle ihren Stimmzettel abgegeben? - Immer noch 
nicht. 

Ich darf nun erneut fragen: Haben alle ihren Stimmzettel abgegeben? - Ich sehe, das 
ist der Fall. Damit ist der Wahlgang geschlossen. 

Meine Damen und Herren, sind Sie damit einverstanden, daß wir jetzt in den 
nächsten Wahlgang, in die Wahl des Bundesschatzmeisters, eintreten? 

(Beifall) 

Wer ist dafür? - Wer ist dagegen? - Wer enthält sich? - Es ist einstimmig akzeptiert, 
daß wir jetzt in die Wahl des Bundesschatzmeisters eintreten. 

Ich rufe also nun TAGESORDNUNGSPUNKT 17.3 auf: 

WAHL DES BUNDESSCHATZMEISTERS 

Ich erteile das Wort dem Bundesvorsitzenden Helmut Kohl. 

Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl, Vorsitzender der CDU: Meine Damen und Herren, 
ich habe zunächst den dringenden Wunsch, daß Sie bitte Platz nehmen. Es erleich-
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tert dem Tagungspräsidenten das Geschäft ganz außerordentlich, wenn jeder an 
seinem Platz sitzt. 

Zur Wahl des Bundesschatzmeisters schlage ich Ihnen Walther Leisler Kiep zur 
Wiedenwahl vor. 

(Beifall) 

Er hat, wie Sie heute erkennen konnten, eine großartige Arbeit geleistet. Ich bitte Sie 
herzlich, daß Sie ihm Ihre Stimme und Ihr Vertrauen geben. 

(Beifall) 

Bernd Neumann, Tagungspräsidium: Meine Damen und Herren, vorgeschlagen Ist 
unser Freund Walther Leisler Kiep. 

Wir nehmen die Wahl des Bundesschatzmeisters mit dem Stimmzettel 3 aus dem 
grünen Stimmzettelblock vor. Gültig sind alle Stimmzettel, auf denen der Name 
„Kiep", „Ja", „Nein" oder „Enthaltung" steht. Unbeschriftete Stimmzettel werden als 
„Enthaltung" gezählt. Stimmzettel, die einen anderen Namen als den des vorge­
schlagenen Kandidaten tragen, sind ungültig. 

Ich eröffne den Wahlgang und bitte die Delegierten, ihre Stimmzettel wiederum in der 
Wahlkabine abzugeben. 

Haben alle ihre Stimmzettel abgegeben? - Das ist noch nicht der Fall. 

Ich darf erneut fragen: Haben alle ihren Stimmzettel abgegeben? - Ich sehe, das ist 
der Fall. Damit ist auch dieser Wahlgang geschlossen. 

Ich möchte nun das Ergebnis der Wahl des Generalsekretärs bekanntgeben. Zahl 
der abgegebenen Stimmen: 725. Ungültig: 1 Stimme. Enthaltungen: 13 Stimmen. 
Gültige Stimmen für die Ermittlung der Mehrheit: 711. Die erforderliche Mehrheit 
beträgt 356 Stimmen. Heiner Geißler ist mit 677 Ja-Stimmen gewählt worden. 

Anhaltender lebhafter Beifall) 

Nein-Stimmen: 34. 

Herr Geißler, mit diesem hervorragenden Ergebnis hat der Parteitag Ihre hervorra­
gende Arbeit gebührend gewürdigt. Ich bitte Sie, hier am Mikrophon die Frage zu 
beantworten, ob Sie die Wahl zum Generalsekretär annehmen. 

Dr. Heiner Geißler: Herr Vorsitzender! Liebe Parteifreunde! Ich nehme die Wahl an 
und bedanke mich für das Vertrauen. 

(Beifall) 

Ich sehe das als eine Herausforderung an, bei der nächsten Bundestagswahl 
mindestens dasselbe Ergebnis zu erreichen wie beim letztenmal. 
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